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Raus aus den Schulden
Wer überschuldet ist, muss derzeit oft
lange auf Hilfe warten. Seite 9

Raus aus dem Heim
In Brandenburg gäbe es genug Wohnungen
für Flüchtlinge. Seiten 2, 8, 12 und 13

STANDPUNKT

Ein Gebot der
Vernunft
Olaf Standke zur Konfrontation
zwischen Russland und NATO

»Militärische Muskelspiele« hier,
»nukleares Säbelrasseln« da –
man hat das Gefühl, in ein Zeit-
loch gefallen zu sein. Washington
sorgt mit Überlegungen für die
Stationierung schwerer Waffen
und Truppen an Russlands Gren-
ze in Moskau für Unmut, von dort
kommt die Ankündigung neuer
atomwaffenfähiger Interkonti-
nentalraketen. Mit Blick auf die
Ukraine-Krise sei das destabili-
sierend, kritisiert NATO-General-
sekretär Stoltenberg. Nur hat die
Moskauer Entscheidung viel mehr
mit jenem Raketenschild und sei-
nen einst vertraglich aus Europa
verbannten Mittelstreckenraketen
zu tun, mit dem der Nordatlan-
tikpakt Russland nun umzingeln
will. Und mit der angedrohten
Verletzung der NATO-Russland-
Grundakte von 1997 samt ihrer
Verpflichtung, keine größeren
Kampfverbände in den östlichen
NATO-Staaten zu stationieren.
Wolfgang Ischinger, Chef der

Münchener Sicherheitskonferenz
und gewiss unverdächtig, ein Pu-
tin-Versteher zu sein, mahnt des-
halb auch USA und NATO, verbal
wie militärisch abzurüsten. Was
etwa soll der kreuzgefährliche
Unsinn beider Seiten, mit Über-
flügen von Kampfjets ohne
Transponder sprich Radarerfas-
sung zu provozieren? Schon ein
Unfall könnte für eine Eskalation
mit unabsehbaren Folgen sorgen.
Selbst im früheren Ost-West-
Konflikt gab es Mechanismen, die
so etwas verhindern sollten. Ein
Gebot der Vernunft. 25 Jahre
nach Ende des Kalten Kriegs aber
fehlt ein vernünftiger Dialog. So
droht ein neues Wettrüsten.

Warnung vor
militärischen
»Muskelspielen«
Russland sorgt sich um NATO-Pläne,
Westen kritisiert Putins Aufrüstung

Moskau. Raketenprojekte von Präsident
Wladimir Putin sowie eine geplante stärke-
re Präsenz der NATO im östlichen Teil des
Bündnisgebietes haben den Konfrontati-
onskurs zwischen Russland und dem Wes-
ten verschärft. Moskau fürchte um seine Si-
cherheit, weil die Allianz das strategische
Kräftegleichgewicht ändern will, sagte Pu-
tins Sprecher Dmitri Peskow am Mittwoch.
Der Kremlchef hatte angekündigt, in diesem
Jahr mindestens 40 neue atomwaffenfähige
Interkontinentalraketen zu beschaffen. Das
»nukleare Säbelrasseln« sei ungerechtfertigt
und gefährlich, so NATO-Generalsekretär
Jens Stoltenberg in Brüssel. Auch die Bun-
desregierung hat die Pläne kritisiert. Nach
Ansicht des Leiters der Münchener Sicher-
heitskonferenz müssten dagegen Russland
wie NATO ihre »militärischen Muskelspiele«
beenden. Er rate beiden Seiten, rhetorisch
und inhaltlich abzurüsten, sagte Wolfgang
Ischinger am Mittwoch. Das westliche Bünd-
nis, das weitaus stärker als Russland sei und
mehr Geld für Verteidigung ausgebe, sollte
Ruhe bewahren. Die NATO müsse Moskau
umgehend anbieten, dass beide Seiten auf
jegliche »Muskelspiele« verzichten. In we-
nigen Tagen treffen sich die Verteidigungs-
minister des Paktes. Am Donnerstag besu-
chen Stoltenberg und Bundesverteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen in Po-
len die erste große Übung der neuen NATO-
Eingreiftruppe. dpa/nd Seite 7

Berlin. Eine Fessel ist ein bandförmiges
Ding, das man zum Festbinden benutzen
kann. Man kann die Fessel auch um die
Fessel legen, die den Übergang von der
Wade zum Knöchel bezeichnet. Wenn
dann noch Elektronik im Spiel ist, wird die
Fessel an der Fessel zur Fessel – in jenem
übertragenen Sinne, der die Einschrän-
kung von Bewegungsfreiheit meint.
Seit 2011 kann die »elektronische Fuß-

fessel« hierzulande im Rahmen der Füh-
rungsaufsicht angeordnet werden, weil ei-
nige Schwerkriminelle nicht ein Leben
lang eingesperrt werden dürfen. Im Straf-
recht findet sich die Führungsaufsicht in
der Liste der »Maßregeln der Besserung
und Sicherung« neben etwa dem Berufs-
verbot. 101 Mal wurde die Fessel bisher
angeordnet. Jetzt wollen die Justizminis-
ter der Länder »prüfen, ob andere An-
wendungsmöglichkeiten Sinn machen«.
So formuliert es der Vorsitzende ihrer
Konferenz, Baden-Württembergs SPD-
Ressortchef Rainer Stickelberger. Seine
hessische CDU-Kollegin Eva Kühne-Hör-
mannmeint, man könne die Fessel ja auch
bei Fußballfans und Stalkern einsetzen.
Oder bei prügelnden Ehemännern. »Eine
Fußfessel gibt uns lediglich ein Bewe-
gungsprofil des Straftäters«, findet dage-
gen der Chef der Gewerkschaft der Poli-
zei, Jörg Radek. »Uns interessiert doch
aber nicht, wo ein Hooligan am liebsten
sein Bier und seine Stadionwurst kauft.«
Genau darum geht es wohl den Justiz-

ministern: um eine Ausweitung der elek-
tronischen Aufenthaltsüberwachung zur
Gefahrenabwehr. Die Fessel würde dann,
nicht nur im übertragenen Sinne, zum
Instrument der Einschränkung von Frei-
heit. tos Seite 3

UNTEN LINKS

Die Gebrauchsanweisung. Sie
war eine in winziger Schrift ge-
heimnisvoll formulierte Botschaft
aus okkulten Quellen, garniert
mit prähistorischen Abbildungen.
Längst sind zum Glück Ge-
brauchsanweisungen von Tutori-
als verdrängt. Man findet sie im
Internet, kleine Filme, die man
Handgriff für Handgriff zu Hause
nachahmt und so komplizierteste
Aufgaben mühelos bewältigt. 20
Millionen Menschen holten sich
schon Anleitungen zu Haushalt,
Technik oder Bildung, wie der IT-
Branchenverband Bitcom ermit-
telte. Schritt für Schritt vollzieht
man das Gesehene nach – ob
Hausbau oder Panzerfahren, Ba-
cken oder Saubermachen. Lese-
schwäche stellt kein Hindernis
mehr dar, nicht einmal um dem
Kurs zum Überwinden von Lese-
schwächen zu folgen. Man wun-
dert sich, wieso nicht längst alle
Menschen Tutorials nutzen, um
durch die Welt zu kommen. Ein-
zig mögliche Erklärung: Der Rest
hat das Tutorial zum Einwählen
ins Internet und zum Ansehen
von Tutorials nicht gesehen. uka

Athen hat alle Rüstungsvorhaben eingefroren
SYRIZA-Regierung will Verteidigungsausgaben um 200 Millionen kürzen / Grüne Roth: Das ist zu wenig

Athenwill 200MillionenEuro im
Verteidigungshaushalt kürzen.
Zuwenig, sagtunteranderemdie
Grünen-Politikerin Roth. Vize-
verteidigungsminister Isychos
weist die Kritik zurück.

Von Vincent Körner

Griechenland hat sich im vergan-
genen Jahr im Global Peace Index
um 22 Plätze verbessert – in Eu-
ropa war das der größte Sprung.
Die Rangliste, die jährlich vom
Institute for Economics and Peace
veröffentlicht wird, bezieht ein
breites Spektrum von Indikatoren
ein: von sozialer Sicherheit über
Kriegseinsätze und Polizeigewalt
bis zu Rüstungsausgaben.
Weil letztere in Griechenland

aber immer noch sehr hoch sind,
sieht sich die SYRIZA-geführte Re-
gierung mit lauter werdenden
Forderungen nach Kürzungen im
Verteidigungsetat konfrontiert. Im
noch von der Vorgängerregierung
verabschiedetenHaushalt für 2015
sind rund 3,2 Milliarden Euro für
Verteidigung vorgesehen, rechne-
te der Rüstungsexperte Jerry Som-
mer vom internationalen Konver-
sionszentrum Bonn (BICC) un-
längst vor. Das ist zwar um die
Hälfte weniger als 2009. Dennoch
bleibt Griechenland im Verhältnis

zur Einwohnerzahl das am höchs-
ten gerüstete Land in Europa. Im
»Global Militarisation Index« des
BICC lag Griechenland 2014 un-
ter den Top Ten.
Athens Vizeverteidigungsmi-

nister Kostas Isychos sieht »eine
massive Aufblähung der griechi-
schen Rüstungsausgaben« dafür
als Grund, »deren Höhepunkt in
den 1990er Jahren erreicht wur-
de«. Den Käufen habe »jegliche
Transparenz« gefehlt, die Deals
»verliefen alles andere als den
Standards demokratischer Staaten
entsprechend«, so Isychos. Nicht
zuletzt hätten deutsche Firmen
daran verdient. Griechenland ha-
be »zwischen 1974 und 2009 jähr-
lich 9,64 Prozent« der »Gesamt-
exporte der deutschen Rüstungs-
industrie erworben«.
In den Verhandlungen mit den

Gläubigern über die Bedingun-
gen, die Athen für die Freigabe
noch ausstehender Mittel aus dem
laufenden Kreditprogramm erfül-
len soll, hat die griechische Re-
gierung eine Kürzung der Vertei-
digungsausgaben um 200 Millio-
nen Euro vorgeschlagen. Nicht nur
die Grünen-Politikerin Claudia
Roth nannte dies zu wenig.
Isychos wies jedoch Kritik da-

ran zurück, zu wenig an dieser
Stelle zu sparen. Man habe nach

den Wahlen im Januar »alle Rüs-
tungsprogramme eingefroren«,
derzeit befinde sich »kein einziges
Rüstungsprojekt im Stadium der
Umsetzung«. Die Fortführung von
in der Vergangenheit gestarteten
Vorhaben, »beschränkt sich auf
Wartungs- und Reparaturverfah-
ren«, so der SYRIZA-Politiker. Zu-
dem wurde »eine Interne Unter-
suchungskommission ins Leben
gerufen«. Es gehe darum, die sich
»auf Milliardenhöhe summieren-

den« Rüstungsgeschäfte zu prü-
fen. Isychos nannte es »gewiss
auch für die EU« von Interesse,
»sich eingehender mit der In-
transparenz und den gesetzes-
widrigen Praktiken dieser Ge-
schäfte auseinanderzusetzen«.
Derweil hat der österreichische

KanzlerWerner Faymann im Streit
um das von den Gläubigern blo-
ckierte Kreditprogramm Ver-

ständnis für das Nein aus Athen zu
einigen der Gläubiger-Bedingun-
gen gezeigt. Angesichts der sozia-
len Krise kritisierte er den Vor-
schlag der Gläubiger, die Mehr-
wertsteuer auf Medikamente zu
erhöhen, als »nicht in Ordnung«.
Ob der Sozialdemokrat in Athen
neue Vorschläge überbracht hat,
blieb am Mittwoch offen.
Im Lager der Kreditgeber gibt

es überdies weiter Differenzen.
Am Dienstagabend hatte auch EU-
Kommissionschef Jean-Claude
Juncker erklärt, er befürworte
weder eine Anhebung der Mehr-
wertsteuer aufMedikamente noch
auf Strom. Er hielte es vielmehr
für einen »schweren Fehler«,
Athen dazu zu zwingen. Dies war
als Kritik an der griechischen Re-
gierung interpretiert worden, weil
Premier Alexis Tsipras erklärt hat-
te, die EU verlange eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer auf
Strom und Medikamente. Richtig
ist, dass diese Forderung in ei-
nem Papier auftaucht, auf das sich
Anfang Juni in Berlin Kanzlerin
Angela Merkel, Frankreichs Prä-
sident François Hollande, der Chef
der Europäischen Zentralbank
Mario Draghi sowie IWF-Chefin
Christine Lagarde verständigt
hatten. Juncker war bei dem Tref-
fen nicht dabei. Seite 4

»Die Deals verliefen
alles andere als den
Standards demo-
kratischer Staaten
entsprechend.«
Vize-Minister Isychos

Sonderermittler soll
NSA-Liste prüfen
Keine Offenlegung der Ziele /
Opposition lehnt Vorstoß ab

Berlin. Die Bundesregierung will einem
Sachverständigen die Auflistung der NSA-
Spähziele zeigen, den Abgeordneten im Un-
tersuchungsausschuss des Bundestages aber
nicht. Vertreter des Kanzleramts schlugen das
amMittwoch demGremium vor, wie der Aus-
schussvorsitzende Patrick Sensburg (CDU)
berichtet. Der NSA-Untersuchungsausschuss
des Parlaments solle eine Person benennen
und mit einem Fragenkatalog ausstatten.
Die Liste liegt derzeit noch unter Ver-

schluss im Kanzleramt und verzeichnet Ziele,
die der Bundesnachrichtendienst (BND) im
Auftrag der NSA ausspionierte. Sie ist für den
Ausschuss von Interesse, weil vermutet wird,
dass der Dienst den BND möglicherweise ab-
sprachewidrig zur Ausspähung europäischer
Behörden und Unternehmen einspannte.
Die Opposition will einen Sonderermittler

derweil nicht akzeptieren. Man werde not-
falls vor dem Bundesverfassungsgericht da-
gegen klagen, erklärten Linkspartei und Grü-
ne. Sie wollen erreichen, dass die Abgeord-
neten die Listen einsehen können, die dieNSA
mit Hilfe des BND ausforschte. »Jede Kons-
tellation, bei der jemand Drittes für uns als
Abgeordnete die Listen bekommt und be-
wertet, lehnen wir ab«, sagte Martina Ren-
ner von der LINKEN. Das sieht Konstantin von
Notz (Grüne) ähnlich: »Der durchsichtige
Versuch des Bundeskanzleramtes, eine ge-
nehme Mittelsperson dazwischenzuschalten,
ist inakzeptabel.« Mit dem Vorschlag ver-
puffe die von Kanzlerin Angela Merkel »er-
zeugte Illusion«, sie wolle das Parlament bei
der Aufklärung unterstützen. Agenturen/nd

} Heute auf Seite 10
Gesund leben
Auch Angst vor dem Fliegen
steckt in den Genen. Dennoch
kann man sie überwinden.

Minister wollen öfter fesseln
Fußballfans, Stalker: Wird die elektronische Aufenthaltsüberwachung ausgeweitet?

Halleluja
Sanifair
Für den 20. Juni
kündigt
Rainald Grebe ein
Spektakel in Berlin
an. Warum er auch
für kostenloses
Pinkeln ist, erzählt
er im Interview auf
Seite 15
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Was ist und kostet Menschenwürde – und wer bezahlt sie?
Um die Kosten für die Unterbringung, Versorgung und Integration von Flüchtlingen herrscht weiter Streit zwischen der Bundesregierung und den Ländern

Der Bund hat seine Zahlungen für
Flüchtlingsunterbringung auf eine
Milliarde erhöht – zu wenig, so die
Länder.Umstrittenistauch,wiesich
der Bund in Zukunft dauerhaft an
den Kosten beteiligt.

Von Velten Schäfer

»Annäherungen« im Bund-Länder-
Streit um die Flüchtlingsfinanzierung
wurden schon öfter verkündet. So
fand sich der Bund vor Wochenfrist
bereit, seine »pauschale Hilfe« an die
Länder im laufenden Jahr auf eine
Milliarde zu verdoppeln. Auch sei die
Bundesregierung bereit, sich ab 2016

»an den gesamtstaatlichenKosten, die
im Zusammenhang mit der Zahl der
schutzbedürftigen Asylbewerber und
Flüchtlinge entstehen, zu beteiligen«
– also nicht nur Hilfen nach Bean-
spruchungslage zu gewähren, son-
dern sich strukturell einzubringen.
Der Betrag und die Details sind je-
doch offen. Mit einer Einigung beim
Bund-Länder-Treffen am heutigen
Donnerstag wurde nicht gerechnet.
Sie ist für den Herbst angepeilt.
Auf Länderseite ist man mit den

bisherigen Zusagen des Bundes nicht
zufrieden. Zum einen war zuletzt von
einem nötigen Bundeszuschuss von –
bei erwarteten 400000 Flüchtlingen

– fünf Milliarden Euro die Rede ge-
wesen. Die Mainzer Regierungsche-
fin Malu Dreyer (SPD) hatte gesagt,
dass die vom Bund bisher gewährte
Aufstockung »nicht ausreicht für das
Jahr 2015«. Allein Bayern erwartet bis
Ende 2016 Kosten von drei Milliar-
den Euro. Bisher seien nur 1,5 Milli-
arden vorgesehen, sagte der Münch-
ner Finanzminister Markus Söder
(CSU) am Mittwoch. Der SPD-Bun-
desvize Thorsten Schäfer-Gümbel or-
derte die Bundesregierung nach-
drücklich auf, mehr Verantwortung
zu übernehmen.
Zudem werden in einzelnen Län-

dern erhebliche Kostensteigerungen

bei speziellen Posten erwartet. Die
Thüringer Bildungsministerin Birgit
Klaubert (LINKE) etwa erwartet ab
2016 eine drastische Steigerung der
Kosten für unbegleitete minderjähri-
ge Flüchtlinge. Die Landesausgaben
allein in diesem Bereich könnten von
derzeit 4,2 auf schätzungsweise 38
Millionen Euro steigen, so Klaubert
am Dienstag in Erfurt.
Der Grund sei eine Gesetzesinitia-

tive zur Neuverteilung dieser bisher
auf wenige Ballungszentren kon-
zentrierten Personengruppe. Lebten
bisher nur 53 unbegleitete Minder-
jährige in Thüringen, würden es
demnach bis zu 500. Nun solle der

Bund »für die finanziellen Folgen sei-
nes Gesetzes auch einstehen«.
Weiterhin ist bisher unklar, wel-

che Leistungen auf Länderebene
überhaupt gewährt werden sollen,
um eine menschenwürdige Unter-
bringung zu gewährleisten. Ein Bei-
spiel ist die Gesundheitsversorgung.
Bisher werden Asylsuchende in aller
Regel nur in akuten Notfällen mit in
jedem einzelnen Krankheitsfall neu
bei fachfremden Sachbearbeitern zu
beantragenden Krankenscheinen be-
handelt. Nur in Bremen gibt es das
Modell einer Behandlung mit regu-
lären Gesundheitskarten. Im Herbst
hatten Bund und Länder vereinbart,

bundesweit die Einführung eines sol-
chen Systems zu prüfen – ein Ergeb-
nis gibt es bisher nicht. Der Deutsche
Volkshochschulverband, die Ge-
werkschaft GEW und der Bundes-
verband Berufliche Bildung fordern
zudem vom Bund 180 Millionen Eu-
ro mehr für Integrationskurse – auch,
um diese für Asylsuchende öffnen zu
können.
Bundeskanzlerin Angela Merkel

(CDU) hielt am Dienstag ihrerseits
den Ländern vor, keine einheitlichen
Standards zu verfolgen. Gelder müss-
ten schneller an die Kommunen wei-
tergereicht werden – und abgelehnte
Flüchtlinge schneller abgeschoben.

Schäuble plant die Binnen-Troika
Wie der Bundesfinanzminister versucht, die SPD-Länder beim Finanzausgleich zu spalten
Geldgegen»Reformen«,Wegfalldes
sogenannten Umsatzsteuervor-
wegausgleichs: Die bisherigen Plä-
ne des Bundes zum Länderfinanz-
ausgleich bringen ostdeutsche Re-
gierungschefs auf die Palme.

Von Marian Krüger

Die Konferenz der Ministerpräsiden-
ten der 16 Bundesländer mit Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
am Donnerstag steht ganz im Zei-
chen des Konflikts um den Länderfi-
nanzausgleich (LFA). Bereits gestern
haben die ostdeutschen Länderchefs
demonstrativ mit einer Verfassungs-
klage gedroht, sollte der Finanzaus-
gleich nach den Plänen von Finanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU)
neu geordnet werden.
»Der Osten steht geschlossen ge-

gen Schäubles Pläne«, betonte Thü-
ringens Ministerpräsident Bodo Ra-
melow (LINKE) im Vorfeld der Kon-
ferenz. Dabei erscheint der Vorschlag
des Finanzministers auf einen ersten
Blick sogar wie ein zur Konsenssuche
nicht ganz ungeeignetes Kompro-
misspapier, das die Interessen von
reichen und armen Ländern, Ost und
West und des Bundes selbst unter ei-
nen Hut zu bringen versucht.
So will Schäuble künftig die Steu-

erkraft der reichen Städte und Ge-
meinden ebenso wie die Finanz-

schwäche der Armen vollständig in
den Ausgleich einbeziehen. Damit
übernimmt er eine Position nicht nur
der Nehmerländer, sondern sogar
auch der LINKEN. Die Länder sollen
zusätzlich 1,2Milliarden Euro aus der
Umsatzsteuer erhalten. Den beiden
überschuldeten Ländern Bremen und
Saarland werden neue Zinsbeihilfen
in Aussicht gestellt.
Auf einen zweiten Blick wird aber

klar, dass sich der Bundesfinanzmi-
nister nicht nur aufs Geben, sondern
auch aufsNehmen versteht: Durch die
geplante Abschaffung des Umsatz-
steuervorwegausgleichs verlören die
ostdeutschen Länder nach Angaben
des mecklenburgischen Ministerprä-
sidenten Erwin Sellering (SPD) in et-
wa acht Milliarden Euro.
Ein weiteres Problem ist der Soli-

daritätszuschlag. LINKE und Teile der
SPDwollen dessen Einnahmen von 15
Milliarden Euro erhalten und eine
Anschlusslösung für den 2019 aus-
laufenden »Solidarpakt II« konstru-
ieren – für strukturschwache Regio-
nen in Ost wie West. Doch zeigte sich
Schäuble zu Beginn der Verhand-
lungen vor gut einem Jahr noch da-
für offen, schlägt er nun die Türe zu.
Die Union will nämlich den Soli-

daritätszuschlag von 5,5 Prozent auf
die Einkommen- und Körperschaft-
steuer ab 2020 schrittweise ab-
schmelzen. Das wäre die größte Steu-

ersenkung seit der rot-grünen Steu-
erreform im Jahre 2000.
Als Kompensation für den Wegfall

des Solidarpaktes wird den ostdeut-
schen Ländern nun aber ein Vor-
schlag unterbreitet, der diesen übel
aufstoßen dürfte: Künftig soll es »be-
schränkte Gesetzgebungskompeten-

zen« für die Länder geben, bislang
bundeseinheitliche Sozialleistungen
absenken zu dürfen. Damit wäre das
Verfassungsziel gleichwertiger Le-
bensverhältnisse im Bundesgebiet
wohl beerdigt.
In dieses Bild passt auch, dass der

Stabilitätsrat neue Befugnisse für die
»Vereinbarung von Sanierungspfa-
den« mit dem Ländern erhalten soll.
Für den Finanzexperten der LINKEN,
Axel Troost, droht hier eine »Troika
für defizitäre Bundesländer«.
Nun dürfte der alte Hase im Berli-

ner Finanzministerium sehr wohl da-
rüber im Klaren sein, dass sein Kon-

zept für die finanzschwachen Länder
ungenießbare Positionen nur mit ein
paar Zugeständnissen aufhübscht,
während strukturelle Finanzproble-
me ungelöst bleiben: Das Altschul-
denthema wird nicht angefasst, für
den Wegfall des Solidarpaktes gibt es
keine Einnahme-Kompensation. Doch
die Kanzlerin und ihr Kassenwart
setzten nicht auf eine schnelle Eini-
gung, die auch niemand von der heu-
tigen Konferenz erwartet.
Nach dem Scheitern der ersten

Verhandlungsrunde im vergangenen
Jahr geht es den beiden offenbar da-
rum, die Front der SPD-Länder auf-
zuspalten. So wurden Schäubles Vor-
stellungen imApril ausschließlich den
Vertretern Bayerns, Hamburgs, Hes-
sens, Nordrhein-Westfalens und
Sachsen präsentiert, während alle
anderen, einschließlich Branden-
burg, das den Vorsitz der Minister-
präsidentenkonferenz innehat, au-
ßen vor blieben. Und dazu passt, dass
sich Schäuble mit der Forderung, den
Umsatzsteuervorwegausgleich abzu-
schaffen, eine Position der mächti-
gen SPD-Ministerpräsidenten von
NRW zu eigen gemacht.
Zwar ist Kraft damit innerhalb der

SPD-Länder isoliert, doch indem
Schäuble sich ihre Forderung auf die
Fahne schreibt, treibt er einen Keil in
die SPD. Der Osten mag geschlossen
sein, die SPD ist es nicht.

Durch die bisherigen
Pläne zum Wegfall des
Umsatzsteuervorweg-
ausgleichs verlören die
Ost-Länder acht Milli-
arden Euro.

Vom Bund-Länder-Gipfel zur Neuregelung des Länderfinanzausgleichs am heutigen Donnerstag ist
keine Einigung zu erwarten – doch zeichnen sich die Fronten immer deutlicher ab: Die Ost-Länder
drohen mit einer Verfassungsklage. Auch um die Flüchtlingsfinanzierung wird weiter zäh gerungen.

Sonderfälle
Unter den westdeutschen Län-
dern gelten die Bremen und das
Saarland als die Sorgenkinder. Sie
sind in Folge wirtschaftlicher
Strukturkrisen die am höchsten
verschuldeten Bundesländer
überhaupt, und die hohen Zins-
zahlungen machen es Bremen und
dem Saarland praktisch unmög-
lich, bis 2020 den in der Schul-
denbremse verlangten ausgegli-
chenen Haushalt vorzulegen. Da-
her wird darüber verhandelt, die
beiden Länder durch Zinshilfen
beim Schuldendienst zu entlas-
ten. Bisher erhalten Bremen und
das Saarland vom Bund eine so-
genannte Konsolidierungshilfe.
Ob es diese künftig noch geben
wird, ist eher unwahrscheinlich.

Der Osten
Der Solidarpakt II läuft ebenfalls
Ende 2019 aus. Bislang erhalten
die ostdeutschen Länder dem-
nach vom Bund Sonderbedarfs-
Ergänzungszuweisungen und so-
genannte überproportionale Mit-
tel. Für die neuen Bundesländer
soll es künftig weiter Finanzhilfen
geben, wird vom Bund zugesi-
chert. Es könnte darauf hinaus-
laufen, dass der Osten aber nur
noch vom wie auch immer refor-
mierten Länderfinanzausgleich
profitiert. Der Wegfall des Um-
satzsteuervorwegausgleichs wür-
de die neuen Länder extrem hart
treffen. Um diesen zu kompen-
sieren, müsste dann eventuell die
Mehrwertsteuer angehoben wer-
den.

Arm und Reich
Die Regeln für den Länderfinanz-
ausgleich laufen Ende 2019 aus.
Der Vorschlag, den Solidaritäts-
zuschlag in die Einkommensteuer
zu integrieren, scheiterte am Veto
Bayerns. Dies hätte den Ländern
zehn Milliarden Euro mehr pro
Jahr eingebracht. Aktuell bietet der
Bund den Ländern 4,8 Milliarden
Euro mehr für den Finanzaus-
gleich und einen um bis zu 3,1 Mil-
liarden Euro höheren Anteil an der
Umsatzsteuer an. Gleichzeitig soll
der erste Umverteilungsteil des
Länderfinanzausgleichs abge-
schafft werden: der Umsatzsteu-
ervorwegausgleich, der finanz-
schwachen Ländern einen höhe-
ren Anteil an den Ländereinnah-
men aus dieser Steuer ermöglicht.

Straßenszene in Duisburg: Strukturschwäche ist längst nicht mehr eine Frage von Ost und West Foto: dpa/ Federico Gambarini

E-Mobilität
Bislang fristen Elektroautos in
Deutschland ein Schattendasein.
Das Ziel der Bundeskanzlerin,
2020 eine Million E-Fahrzeuge
auf den Straßen zu haben, ist noch
weit entfernt. Im Bund gibt es
deshalb Überlegungen, dem mit
steuerlichen Sonderabschrei-
bungen beim Kauf gewerblich ge-
nutzter E-Autos auf die Sprünge
zu helfen. Die erwarteten Steu-
erausfälle für Bund und Länder
würden sich auf den eher kleinen
Betrag von 200 Millionen Euro
pro Jahr belaufen. Wegen der
ausstehenden Einigung zur Neu-
ordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen geht es aber
auch beim Steueranreiz für die
Elektromobilität nicht voran. nd

Autobahn AG
Bislang mischen sowohl der Bund
als auch die Länder bei der Ver-
waltung und dem Bau von Auto-
bahnen mit. Die Bundesregierung
möchte gerne sämtliche Zustän-
digkeiten übernehmen und dann
eine Bundesautobahngesellschaft
gründen. Ziel des Projekts des
scheidenden Finanzstaatssekre-
tärs Steffen Kampeter ist es, die
Privatisierung von Autobahnen
leichter vorantreiben zu können.
Allerdings müssten die Länder für
die Kompetenzübertragung einer
Grundgesetzänderung zustim-
men, worüber beim Treffen der
Kanzlerin mit den Ministerpräsi-
denten gesprochen wird. In vielen
Bundesländern gibt es aber Vor-
behalte gegen die Pläne.

Kommunen
Von der Neuregelung der Finanz-
beziehungen ist auch der Dritte im
Bunde betroffen: Die Kommunen
sind von der Ertragskraft »ihrer«
Bundesländer abhängig und an ei-
nigen Gemeinschaftssteuern be-
teiligt. Städte und Gemeinden
melden eigene Ansprüche an wie
die vollständige Berücksichtigung
der kommunalen Finanzkraft ei-
nes jeden Bundeslandes bei der
Neuregelung oder die Entlastung
von Sozialleistungen. Der Bund
will die nur bis 2019 bewilligten
Investitionshilfen für Kommunen
von 2,6 Milliarden Euro in unver-
änderter Höhe für den Straßen-
und Schienenverkehr weiter zah-
len. Die Länder fordern steigende
Beträge.
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Gefangene büßen zusätzlich durch Altersarmut
Organisationen und nun auch eine eigene Gewerkschaft fordern von Justizministern die Einbeziehung von Strafgefangenen in die Rentenversicherung

Fast 40 Jahre alt ist die Forderung
nach einer Rentenversicherung für
ehemalige Strafgefangene. Die Jus-
tizminister sind damit nun erneut
konfrontiert.

Von Peter Nowak

Das Grundrechtekomitee führt den
Resozialisierungsauftrag der Gesell-
schaft ins Feld: Danach sollen die Le-
bensbedingungen von ehemaligen
Strafgefangenen weitestmöglich den
üblichen Lebensbedingungen ange-
glichen werden. Schädlichen Folgen
der Haft ist entgegenzuwirken. Mar-
tin Singe vom Komitee erinnert zu-

dem an die Europäischen Strafvoll-
zugsgrundsätze. Diese fordern die
Einbeziehung von Gefangenen in die
Sozialversicherungssysteme. Trotz-
dem gibt es in Deutschland keine ge-
setzliche Rentenversicherung für
Strafgefangene. Das Grundrechteko-
mitee, die Bundesarbeitsgemein-
schaft Straffälligenhilfe (BAG-S) und
weitere Organisationen der Straffäl-
ligenhilfe haben deshalb die Justiz-
ministerkonferenz aufgefordert, die-
sen Missstand endlich abzuschaffen.
Erneut aufgefordert, muss man sa-

gen. Sozialstaatsgebot, Gleichheits-
grundsatz und Resozialisierungs-
prinzipien, die Martin Singe zur Be-

gründung anführt, veranlassten be-
reits vor fast vier Jahrzehnten eine
Mehrheit der Parlamentarier im Bun-
destag zum Handeln. Im 1976 be-
schlossenen und 1977 in Kraft ge-
tretenen Strafvollzugsgesetz wurde
eine Regelung für die Einbeziehung
von Gefangenen in die Rentenversi-
cherung angekündigt. Als Bemes-
sungsgröße waren 90 Prozent des
Durchschnittslohns aller Versicher-
ten angegeben. In den 70er Jahren
diskutierten auch kritische Juristen,
Kriminologen und Strafrichter aus-
führlich über die Stärkung von sozi-
alen und politischen Rechten von
Strafgefangenen. Es gab dazu einen

Kongress in Bielefeld; ein Buch zum
Thema im Suhrkamp-Verlag wurde
mehrmals aufgelegt. Mit der Stär-
kung der Gefangenenrechte sollte die
Leitidee der Resozialisierung voran-
getrieben werden.
Doch das versprochene Bundes-

gesetz ist bis heute nicht erlassen
worden. Zumindest ist das Thema
wieder in der öffentlichen Debatte,
seit das Grundrechtekomitee 2011
eine Internetpetition mit der Forde-
rung initiierte, die Einbeziehung der
Gefangenen in die Rentenversiche-
rung endlich umzusetzen. Dass das
angekündigte Gesetz so lange ver-
schlepptwurde, liegt auch daran, dass

Gefangene keine Lobby haben. Noch
immer gibt es in der Öffentlichkeit
Stimmen, die zu einer Freiheitsstrafe
verurteilten Menschen soziale Rechte
verweigern wollen.
Seit mehr als einem Jahr macht

sich auch die im Mai 2014 gegrün-
dete Gefangenengewerkschaft/bun-
desweite Organisation (GG/BO) für
die Rechte der Gefangenen stark. In
einem Offenen Brief an die Bundes-
justizminister wird der Ausschluss der
Häftlinge aus der Rentenversiche-
rung als politisch nicht zu rechtferti-
gen und juristisch zumindest frag-
würdig bezeichnet. »Der durch die
fehlende Rentenversicherung ent-

stehende Schaden für die Gefange-
nen kommt einer Doppelbestrafung
gleich. So werden sie nach Absitzen
der Haftstrafe durch verminderte
oder fehlende Rentenansprüche noch
einmal sanktioniert und schlimms-
tenfalls faktisch zur Altersarmut ver-
urteilt«, erklärt der Sprecher der
GG/BO Oliver Rast gegenüber »neu-
es deutschland«. Für die Gefange-
nengewerkschaft, die mittlerweile
bundesweit knapp 800 Mitglieder
hat, gehören Rentenversicherung und
ein Mindestlohn auch im Gefängnis
zusammen, um zu verhindern, dass
der Weg aus dem Gefängnis direkt in
die Altersarmut führt.

Überwachungswunderwaffe
Auch gewalttätige Fans oder rabiate Ehemänner könnten schon bald per Funktechnik beschattet werden
Als Kontrollinstrument für Schwer-
verbrecher ist die elektronische
Fußfessel umstritten – es haben sich
bereits mehrere Pannen ereignet.
Trotzdem gibt es Befürworter, die
die Technik ausweiten wollen.

Von Stefan Otto

Die Fußfessel ist eigentlich eine Funk-
fessel. Jederzeit lässt sich damit der
Aufenthaltsort von besendeten Per-
sonenüberwachen. Es gibt viele Ideen,
wie eine solche Aufenthaltsüberwa-
chung eingesetzt werden könnte. Vie-
len haftet noch immer Futuristisches
an, obwohl die Sendertechnik bereits
seit fast drei Jahrzehnten auf dem
Markt ist. Es kursieren Vorschläge, sie
in der Viehhaltung zu benutzen, wo
sie die Hirten auf den Weiden unter-
stützen könnte. Oder Alzheimerpati-
enten könnten mit der Technik aus-
gerüstet werden, die sie davor be-
wahren soll, sich unheilvoll zu verir-
ren.
In Ländern wie Frankreich, Spa-

nien oder den USA wird das »elekt-
ronische Monitoring«, wie der Vor-
gang in der Fachwelt korrekt be-
zeichnet wird, bereits tausendfach bei
Straftätern angewendet. In Deutsch-
land dagegen herrscht große Skep-
sis; der Einsatz der Technik hinkt des-
halb den Möglichkeiten hinterher.
Derzeit tragen lediglich 55 Menschen
eine elektronische Fußfessel, zumeist
sind dies entlassene Schwerverbre-
cher, bei denen es keine rechtliche
Handhabe für eine längere Haft gibt.
Aber möglicherweise wird es nicht
mehr lange dauern, bis die Fußfessel
auch in hierzulande häufiger einge-
setzt wird.
Rechtspolitiker der CDU haben

nämlich einen Vorstoß gestartet, die
elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung auszuweiten. Ausgangspunkt
war das schwarz-rot regierte Meck-
lenburg-Vorpommern, wo Justizmi-
nisterin Uta-Maria Kuder unlängst
forderte, die Fußfessel auch bei Hoo-
ligans anzuwenden. »Damit wird ein
Fernbleiben von gewalttätigen Rä-
delsführern aus dem Stadion kont-
rollierbar«, erklärte die Christdemo-
kratin.
Anklang fand dieser Vorschlag in

Hessen. Auf der am Mittwoch be-
gonnenen Frühjahrskonferenz der
Justizminister von Bund und Län-
dern hat die hessische Ressortleiterin
Eva Kühne-Hörmann (CDU) bean-
tragt, weitere Einsatzfelder der elekt-
ronischen Aufenthaltsüberwachung
zu prüfen. »Darunter können Maß-
nahmen zur Vermeidung von häusli-
cher Gewalt sowie zur Verhinderung
von Ausschreitungen bei Fußball-
spielen, aber auch alternative Sank-
tionsformen etwa im Jugendstraf-
recht sein«, so die Ministerin. Aller
Voraussicht nach wird es auf dem
Treffen eine große Mehrheit für ei-
nen solchen Prüfantrag geben.
Halina Wawzyniak, die rechtspo-

litische Sprecherin der Linksfraktion
imBundestag, hält diesenVorstoß für
bedenklich. Sie kann sich einen Nut-
zen dieser Technik für die Gefah-
renabwehr nicht vorstellen und lehnt
daher den Einsatz gegen vermeint-
liche Gewalttäter ohne strafrechtli-
che Verurteilung prinzipiell ab. Das
wäre eine »Totalüberwachung«, die
nicht mit der Menschenwürde ver-
einbar und in einer freien Gesell-

schaft zu tolerieren sei. Für Wawzy-
niak wäre dies ein Schritt hin zum
Orwell’schen Überwachungsstaat.
Neben diesen Vorbehalten wegen

des Datenschutzes haben auch meh-
rere technische Pannen zu großem
Misstrauen gegenüber dieser un-
sichtbaren Überwachung geführt. So
gelang es einem mutmaßlichen Sala-
fisten ausOffenbach imOktober 2014,
sich trotz Fußfessel offenbar unbe-
merkt über die Türkei nach Syrien in
den Bürgerkrieg abzusetzen. Wenige

Monate zuvor hatte in Hamburg ein
rückfallgefährdeter Sexualstraftäter
gegen die richterliche Weisung ver-
stoßen, eine funktionstüchtige Fuß-
fessel zu tragen sowie keinen Alkohol
zu trinken. Insgesamt verstieß der
Mann 68 mal gegen die Auflagen;
mehrmals lud er den Akku des Or-
tungsgerätes nicht auf. Es dauerte
Wochen, bis die Justizbehörden re-
agierten und er wieder in Haft kam.
Nach diesem Vorfall erklärten die

Grünen in der Hansestadt das Moni-

toring für unzuverlässig. »Gerade in
Hamburg wissen wir, dass die Fuß-
fessel keine hundertprozentige Si-
cherheit bedeutet«, sagt Carola Timm,
justizpolitische Sprecherin der Ham-
burger Grünenfraktion. Nach den
bisherigen Erfahrungen sollten
Staatsanwaltschaft und Justiz sich
künftige Fälle noch genauer anse-
hen, rät sie.
Grundlegende Kritik an der elekt-

ronischen Aufenthaltsüberwachung
äußert auch der Rechtsanwalt Hel-

fried Roubicek, wenn auch aus ganz
anderen Erwägungen. Er vertritt zwei
Mandanten, die gegen diese Technik
Klage beim Bundesverfassungsge-
richt eingereicht haben. Diesen Män-
nern wurde, ebenso wie dem Straf-
täter aus Hamburg, die Fußfessel zur
Bedingung für eine Freilassung ge-
macht. Roubicek sieht darin einen
schwerwiegenden Eingriff in die
Selbstbestimmung seiner Mandan-
ten, die schließlich ihre Haftstrafe ab-
gesessen hätten. Sie seien damit Bür-
ger mit dem Recht auf freie Bewe-
gung. Insbesondere schränke die
Fußfessel bei der Arbeitssuche ein,
was eine Resozialisierung erheblich
erschwere, so seine Argumentation.
Seit mehreren Jahren wartet der An-
walt auf eine Entscheidung der Ver-
fassungsrichter aus Karlsruhe.
Eingeführt wurde die Fußfessel im

Januar 2011, nachdem der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte
einige Formen der Sicherungsver-
wahrung für Schwerkriminelle ver-
boten hatte. Die von der Bundesre-
gierung beschlossene Neuregelung
ließ auch eine elektronische Aufent-
haltsüberwachung zu.
Doch weder Anwendung noch

Wirkung der Technik sind bislang
hinreichend erforscht worden. Zwar
hat das Bundesjustizministerium ei-
ne Studie bei der Universität Tübin-
gen in Auftrag gegeben, doch steht ei-
ne wissenschaftliche Evaluation auch
viereinhalb Jahre nach dem Start der
elektronischen Fußfessel noch aus.
Auf die Veröffentlichung der Un-

tersuchung wartet auch Irene Miha-
lic, die innenpolitische Sprecherin der
Grünen im Bundestag. »Wir wissen
einfach zu wenig über die Auswir-
kungen der elektronischen Überwa-
chung, als dass wir die Technik be-
denkenlos anwenden können«, er-
klärt sie. Dass mit der Fußfessel Straf-
taten verhindert werden können, hält
sie für illusorisch. »Eine Ortserfas-
sung alleine verhindert noch keine
Übergriffe. Noch ist völlig unklar, was
mit dem Einsatz der Technik erreicht
werden soll«, rätselt sie.
Doch die Technik hat auch Befür-

worter. Der Kriminologe Tobias Mül-
ler-Monning, der in der Justizvoll-
zugsanstalt Butzbach in Hessen als
Gefängnisseelsorger arbeitet, hält die
Fußfessel für eine mögliche Alterna-
tive zum Knast. Die Akzeptanz bei
den Inhaftierten für ein solches Mo-
nitoring, das es im hessischen Straf-
recht bereits seit 15 Jahren gibt, sei
durchaus vorhanden, erzählt er.
»Wenn die Gefangenen vor der Wahl
stehen, entweder eine Freiheitsstrafe
abzusitzen oder auf Bewährung mit
einem solchen Peilsender raus zu
können, dann entscheiden sich viele
für die Hafterleichterung.« Sinn ma-
che der Einsatz aber nur, wenn die
Straftäter ein intaktes soziales Um-
feld außerhalb der Gefängnismauer
vorfänden, erklärt er. Dann könne das
elektronische Monitoring ein Bau-
stein für eine Resozialisierung sein.
Für eine Ausweitung der Fußfes-

sel etwa auf Hooligans hat Müller-
Monning ebenso wenig Verständnis
wie Wawzyniak von der Linkspartei.
»Das wäre ein freiheitsbegrenzender
Akt, der einzig auf dem Verdacht
fußt, die Leute könnten gewalttätig
werden.« Der Kriminologe warnt da-
vor, das Recht in einer solchen Form
auszuhöhlen.

Treffen der Justizminister
Der Hackerangriff auf den Bundestag wird auch bei der
Justizministerkonferenz ein zentrales Thema sein. Die Res-
sortchefs der Länder wollen bei ihrem zweitägigen Treffen
am Mittwoch und Donnerstag in Stuttgart darüber beraten,
ob die bisherigen Strafgesetze im Kampf gegen Internetkri-
minalität ausreichen.
Sorge bereitet den Ministern zudem die steigende Zahl

von Salafisten in Haftanstalten, die vermehrt versuchen,
neue Anhänger hinter Gittern zu rekrutieren. Nur wenige
Bundesländer gehen bislang systematisch gegen die Gefahr

vor. Eine Hoffnung ruht auf dem Einsatz von Imamen, die
als Seelsorger helfen könnten, eine Radikalisierung von in-
haftierten Muslimen zu verhindern.
Auch mit der zentralen Ermittlungsstelle für NS-Verbre-

chen in Ludwigsburg wird sich die Ministerrunde beschäf-
tigen. Obwohl sich die Hauptaufgabe der Nazi-Jäger bald
erledigt hat, weil die Beschuldigten aus der NS-Zeit hoch-
betagt sind, wollen die Justizminister die Einrichtung aller
Voraussicht nach erhalten. Es gibt Pläne, die Behörde künf-
tig als Erinnerungsstätte und Archiv zu nutzen. nd

Überwachungsstelle in Bad Vilbel (Hessen): Bewährungshelferin überwacht Bewegungen von Straftätern. Foto: ddp/Torsten Silz

Träger einer Fußfessel in Baden-Württemberg Foto: dpa/Bernd Weißbrod

»Die elektronische
Fußfessel stellt eine
Totalüberwachung
der Betroffenen dar,
die in einer freien
Gesellschaft nicht
toleriert werden kann.«
Halina Wawzyniak, LINKE
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Wie schlimm muss es um den
SPD-Vorsitzenden bestellt sein?

Zu »Jusos distanzieren sich von
Gabriel«, 16.6., S. 2
Mag sein, dass Sozialdemokraten
über »ihre Griechenlandpolitik«
streiten. Aber schon längst geht es
dem Führungspersonal auch dieser
Koalitionspartei offensichtlich nicht
mehr um Griechenland und dessen
Menschen.
Nachdem die willfährigen Vor-

gängerregierungen dieses Landes
unter jahrelangen EU- und Welt-
währungsfonds-Zwängen Grie-
chenland in eine schier ausweglose
Lage getrieben haben, soll jetzt ei-
ne Linksregierung dafür büßen.
Ausgerechnet ein sozialdemokra-
tischer Wirtschaftsminister be-
fürchtet, dass die Hellenen »die
Bundesrepublik und Europa zu er-
pressen« versuchen. Wie schlimm
muss es um den SPD-Vorsitzenden
bestellt sein, wenn er gezwungen
ist, sich ausgerechnet einer »zum
Teil« antikommunistischen Keule
gegen die SYRIZA-Regierung zu
bedienen?
Andrej Reder, Berlin

Griechenlands Angebot
ist doch nur logisch

Zu »Athen geht auf Gläubiger zu«,
16.1., S. 1
Man verstehe die Politik. Normal
wäre es, dass die Gläubiger Grie-
chenland anbieten, die Rückzah-
lung und Zinszahlung zu stunden,
statt dem Land Hilfsgelder, also
neue Schulden, anzubieten. Es ist
doch nur logisch, dass Griechen-
land anbietet, die Zahlungen aus-
zusetzen und dafür keine neuen
Schulden zu machen.
Warum sträuben sich die ande-

ren Euroländer dagegen und wol-
len lieber den Griechen Kredite ge-
ben, um Zinsen und Tilgungen zu
zahlen? Das ist doch nur Hin- und
Herschieberei von Geld, ohne Sinn
und Verstand, das noch dazu Bear-
beitungskosten verursacht. Jeder

private Gläubiger würde das Aus-
setzen als zumutbare Lösung an-
bieten, nur Banken und Finanzmi-
nister sind eben keine Privatperso-
nen, die Mitgefühl zeigen können.
Denn es ist doch besser, die Schul-
den später zurückzubekommen als
gar nicht.
Dieter Grosch, Naumburg

Trauriger und beschämender
Umgang mit Flüchtlingen

Zu »Internationale Gemeinschaft
versagt bei Flüchtlingskrise«,
nd-online.de, 15.6.
Es ist wirklich traurig und beschä-
mend, was die »westliche Wertege-
meinschaft« mit den Flüchtlingen
macht oder auch nicht gemacht hat.
Aber noch schlimmer finde ich das
Verhalten der Staaten, die dieses
Drama mit ihren Angriffskriegen in
Irak, Libyen, Jemen und auch Syri-
en erst verursacht haben bzw. noch
verursachen!
Kurt Kloecker, Kyritz

Seine Autorität in Russland
war gering

Zu »Agent Gorbatschow«,
9.6., S. 3
Dass Michail Gorbatschow jetzt
das Vorgehen der USA und West-
europas gegen Russland kritisiert,
ist in Ordnung. Aber zum Zerfall
der Sowjetunion hat er auf jeden
Fall beigetragen. Die Frage ist nur,
ob er sich von vornherein dieses
Ziel stellte oder ob er nicht in der
Lage war, Perestroika und Glas-
nost im Land durchzusetzen. Seine
Autorität in Russland war gering.
Sonst hätte er nicht bei den Präsi-
dentschaftswahlen im Jahr 1996
nur 0,52 Prozent der Stimmen er-
halten.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Drei Welten
Tom Strohschneider über Athen, Juncker und Schäubles »Großzügigkeit«

Dass EU-Kommissionschef Juncker Athen öffentlich dafür kritisiert, ihn
falsch wiederzugeben, ist nicht nur die Neuauflage einer Geschichte, die
sich schon vor ein paar Tagen in anderer Gestalt zugetragen hat. Es ist
auch, wie bei Wiederholungen üblich, eine Farce. Denn so sehr Juncker
recht haben mag, wenn er sich verbittet, als Befürworter von Steuererhö-
hungen auf Strom und Medikamente bezeichnet zu werden, so wenig hat
das Athen wohl behaupten wollen. In der als »allerletzter Vorschlag«
apostrophierten Liste mit Bedingungen der Gläubiger taucht die Forderung
auf – nur war Juncker nicht dabei, als sie im kleinen Kreis aufgelegt wurde.
Ein Detail – aber in der Sache dennoch relevant. Erstens, weil das Miss-

verständnis über den Umweg von Schlagzeilen zur »Wahrheit« gerät. Und
zweitens, weil so ein Bild aufrecht erhalten wird, in dem die existierenden
Risse im Lager der Gläubiger unsichtbar gemacht werden, obwohl doch
gerade hier von denen politisch angesetzt werden müsste, die den Austeri-
tätskurs in der Krise ablehnen. Nicht zwischen Juncker und Tsipras liegen
Welten. Sondern zwischen dem EU-Kommissionschef, der die sozial unge-
rechten Steuererhöhungen als »schweren Fehler« bezeichnet, und Berlins
Finanzminister Schäuble, der diese als Teil eines »außergewöhnlich groß-
zügigen Angebots« verklären lässt.

Rechnung für den Tod
Silvia Ottow über Gesetzesvorschläge zum Sterben und zur Sterbehilfe

Hohe Lebenserwartung, bessere medizinische Betreuung und veränderte Le-
bensverhältnisse der Menschen setzen neue Themen auf die Tagesordnung
des Bundesparlamentes: die Sterbebegleitung. Sie wird umso wichtiger, weil
die meisten Menschen nicht mehr zu Hause sterben, sondern im Kranken-
haus oder im Pflegeheim, die wenigsten in speziell dafür eingerichteten Hos-
pizen. Trotzdem will kein Sterbender allein sein oder Schmerzen haben, je-
der hat individuelle Bedürfnisse, die zu regeln in einem komplex organisier-
ten Gesundheitssystem, das sich immer rechnen muss, gar nicht so leicht zu
bewältigen ist. Die würdevolle Betreuung eines Sterbenden wird die Zahlen-
bilanz eines Krankenhauses oder Heimes nicht besser machen, aber sie wird
die soziale Bilanz aufwerten, und das ist eigentlich alles, was zählt.
Ob allerdings die Rechnung der Bundesregierung aufgeht, die Debatte ei-

ner verbesserten Betreuung der Menschen am Lebensende mit der Neurege-
lung des assistierten Suizids zu verbinden, damit dieser an Befürwortern
verliert, wird sich zeigen. Während ersteres wohl im Sinne aller Parlamenta-
rier sein dürfte, verbergen sich hinter den vier Gesetzentwürfen zur Suizid-
beihilfe höchst unterschiedliche Absichten – von der Duldung organisierter
Sterbehilfe über die ärztliche Assistenz beim Suizid bis hin zum völligen Hil-
feverbot. Da wünscht man sich fast, es würde alles so bleiben, wie es ist.

Verfassungsbruch statt Aufklärung
Fabian Lambeck über den Sonderbeauftragten für die NSA-Selektorenliste

Nun also doch: Die Bundesregierung will einen Sonderbeauftragten, als
»neutralen« Dritten, der die Sichtung der NSA-Selektorenlisten vornehmen
soll. Damit stellt sich Schwarz-Rot nicht nur gegen die Opposition, die Ein-
sicht für den Untersuchungsschuss fordert. Auch der Wissenschaftliche
Dienst des Bundestages hält es für rechtswidrig, die Liste einem Ermitt-
lungsbeauftragten, nicht jedoch dem parlamentarischen Untersuchungs-
gremium vorzulegen. Es sei unzulässig, so der Dienst, einem solchen Be-
auftragten Akteneinsicht zu gewähren, während man das dem Ausschuss
verweigert. Karlsruhe könnte zu einem ähnlichen Urteil kommen, wenn die
Opposition, wie geplant, die Sache dem Bundesverfassungsgericht vorlegt.
Schließlich sind die Mitarbeiter des Wissenschaftlichen Dienstes politisch
neutrale Fachleute und keine Werkzeuge der Opposition.
Besonders bedauerlich ist das Einknicken der SPD, die ursprünglich den

Ausschuss einbeziehen wollte. Die Bundesregierung nimmt den Verfas-
sungsbruch in Kauf, um die Freunde in Übersee bei Laune – und somit den
Informationskanal für die eigenen Nachrichtendienste – offen zu halten. So
schürt man weiter Misstrauen, nicht nur bei den eigenen Bürgern, sondern
auch bei den französischen und belgischen Nachbarn, die offenbar Opfer
des mit BND-Hilfe durchgeführten Datenraubs wurden.

BRÜSSELER SPITZEN

Steueroase EU verweigert Aufklärung
Fabio de Masi über den ausgebremsten Ausschuss des Europäischen Parlaments zu den »Lux Leaks«-Enthüllungen und an-
dere Versuche Luxemburgs und der EU-Kommission, Steuergerechtigkeit in der Union zu verhindern

Er hätte sich einen echten Untersu-
chungsausschuss gewünscht, wie ihn
unter anderem die Linksfraktion im
Europäischen Parlament gefordert
hatte, sagte der Whistleblower An-
toine Deltour kürzlich in der Anhö-
rung des Sonderausschusses des
Parlaments zu Steuervorbescheiden
(TAXE). Deltour hatte die Steuer-
deals für große Konzerne in Luxem-
burg aufgedeckt. Durch die »Lux
Leaks«-Enthüllungen hatte er auch
den EU-Kommissionspräsidenten
und einstigen Luxemburger Regie-
rungschef Jean-Claude Juncker in
Bedrängnis gebracht.
Recht hat Deltour nun mit seiner

Aussage. Denn drei Monate nach
Einrichtung von TAXE konnte bisher
kaum ein relevantes Dokument aus
den Mitgliedsstaaten eingesehen und
konnten wichtige Zeugen nicht ver-
nommen werden. Ein Kartell des
Parlamentspräsidenten Martin
Schulz hat den Ausschuss trotz der
erforderlichen Unterschriften von
etwa 190 Abgeordneten mit einem
unseriösen juristischen Gutachten
verhindert, um Juncker zu schützen.
Es ist wie bei einem Mafia-Dinner:
Stürzt Juncker, stürzt die Große Ko-
alition im Parlament, stürzt Schulz.
Das hindert Schulz nicht daran,

über die »Bild«-Zeitung die Backen
gegen Griechenland aufzublasen –
wegen dessen vermeintlicher Nach-
lässigkeit gegenüber reichen Steuer-
sündern. Dabei verschweigt er, dass
der griechische Finanzminister nach
den Sparbomben der Troika nur
noch über etwa 100 Steuerfahnder
verfügt. Und der Eurogruppenchef
Jeroen Dijsselbloem prellt Griechen-
land über Briefkastenfirmen in den
Niederlanden jährlich um Millionen.
In puncto Steuergerechtigkeit
herrscht in der EU eben Wilder Wes-
ten. Die EU-Staaten verlieren jährlich

etwa eine Billion Euro durch Steuer-
hinterziehung und -vermeidung.
Die Vertreter internationaler Kon-

zerne wie Amazon, IKEA oder Google
erklärten indes, »keine Zeit« für TAXE
zu haben oder wegen laufender Er-
mittlungen der EU-Kommission eine
Aussage zu verweigern. Die Luxem-
burger Regierung behauptete gar,
»Mister Tax Ruling« Marius Kohl, der
viele der fragwürdigen Steuervorbe-

scheide für die Multis in Luxemburg
im Rekordtempo ausgestellt hatte, sei
kein aktiver Beamter mehr und nicht
zu kontaktieren. Er steht im Luxem-
burger Telefonverzeichnis. Unter sei-
ner Rufnummer ertönte aber: »Kein
Anschluss unter dieser Nummer.«
Es geht nicht nur um Luxemburg,

sondern um systematischen und
überwiegend legalen Steuerbetrug in
ganz Europa zum Nachteil der Be-
völkerungsmehrheit. Schließlich
profitieren auch deutsche Konzerne
vom Steuerkartell. Eine Krähe wie
Finanzminister Wolfgang Schäuble
hackt der anderen kein Auge aus.
Die EU-Kommission schlägt den

automatischen Austausch von Steu-

ervorbescheiden zwischen EU-Staa-
ten vor – ohne Zugang der Öffent-
lichkeit. Auch die angepeilte verein-
heitlichte Bemessungsgrundlage der
Körperschaftssteuer im Rahmen ei-
nes »Aktionsplans« wird Steuerwett-
bewerb eher anheizen, da hierdurch
Steuersätze für Unternehmen noch
besser vergleichbar werden. Luxem-
burg führt nebenbei neue Formen
von Stiftungen ein, um ausländische
Reiche vor der Erbschaftssteuer zu
schützen. Deutschland bastelt an ei-
ner Patentbox, mit der Gewinne über
fiktive Lizenzgebühren verschleiert
werden.
All das zeigt: Wir brauchen endlich

eine konsolidierte, internationale Be-
messungsgrundlage, die den gesam-
ten Gewinn eines Konzerns unab-
hängig von Briefkasten- und Toch-
terformen ausweist und nach ökono-
mischer Aktivität auf die jeweiligen
Staaten aufteilt. Zudem brauchen wir
Mindeststeuern für Konzerne. Das
geht nur mit neuen EU-Verträgen.
Transfers innerhalb eines Konzerns
müssen drastisch an der Quelle be-
steuert werden. Banken, die wieder-
holt Beihilfe zur Steuerhinterziehung
leisten, ist die Lizenz zu entziehen.
Inzwischen wurde selbst der

Journalist Edouard Perrin in Luxem-
burg angeklagt, der zuerst über »Lux
Leaks« berichtet hatte. Schutz der
Pressefreiheit und von Whistleblow-
ern? Fehlanzeige. Die EU-Kommissi-
on will mit ihrer Richtlinie zum
Schutz von Geschäftsgeheimnissen
den Schutz von Whistleblowern so-
gar weiter absenken. Dann können
Unternehmen frei entscheiden, was
ein geschütztes Geheimnis ist. Im
Zweifel zählt dazu auch die Steuer-
praxis. Vielleicht sollten Sie sich
beim nächsten Gang zum Finanzamt
künftig auf Ihr Geschäftsgeheimnis
berufen – falls Sie Amazon heißen.

Fabio de Masi (DIE LINKE) ist
Europaabgeordneter und
Mitglied des Sonderausschusses
zu Steuervorbescheiden (TAXE)
des Europäischen Parlaments.
Foto: nd/Ulli Winkler
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Halb so Flimm
Von Martin Hatzius

Das Berliner Kulturkarussell dreht
sich weiter, nun aber recht lang-
sam: Nach dann acht Amtsjahren
wird Jürgen Flimm im Sommer
2018 seinen Intendantensitz ander
Staatsoper für einen Nachfolger
räumen. Dessen Namen gaben
Berlins Regierender Bürgermeis-
ter und Kultursenator Michael
Müller sowie Staatsopern-Gene-
ralmusikdirektor Daniel Baren-
boim am Mittwoch auf einer kurz-
fristig anberaumten Pressekonfe-
renz bekannt: Matthias Schulz.
Matthias Who? Schulz, 1977 in

München geboren, hat eine sel-
tene Berufskombination vorzu-
weisen. Er ist studierter Pianist
und Volkswirt. Derart qualifiziert,
arbeitet der smarte Typ seit 2012
als »General Artistic Director« und
kaufmännischer Geschäftsführer
der Salzburger Stiftung Mozarte-
um. Auch leitet er, gemeinsammit
Marc Minkowski, die dortige Mo-
zartwoche. Als Projektleiter kam
der Mozartfachmann bereits im
Mozartjahr 2006 zum Einsatz, als
er bei den Salzburger Festspielen
das Unternehmen »Mozart 22«
verantwortete, die Aufführung al-
ler 22 Mozartbühnenwerke.
Von der Salzach an die Spree

wechselt Schulz bereits im März
2016, wenn Flimm noch amtiert.
Die Spielpläne sind langfristig vor-
zubereiten – und der Rückzug ins
Haus Unter den Linden. Dessen
überplanmäßig kostspielige Er-
neuerung wird wohl in der Zwi-
schenzeit abgeschlossen werden.

Als Termin für das mehrmals ver-
schobene Ereignis ist derzeit der 3.
Oktober 2017 anberaumt.
Jürgen Flimm (73), der allein in

der nächsten Spielzeit für drei In-
szenierungen an seinem Haus ver-
antwortlich zeichnet, geht also
nicht im Streit, sondern nach ei-
genen Angaben, um einer deutlich
jüngeren Generation Platz zu ma-
chen. Die Wahl sei einvernehm-
lich zwischen ihm und Barenboim
auf Schulz gefallen. Mit beiden hat
der Nachfolger bereits zusam-
mengearbeitet: Für das West-Eas-
tern Divan Orchestra Barenboims
(72), der seinerseits überhaupt
nicht ans Aufhören denkt, hat der
Kulturmanager Auftritte organi-
siert. Mit Flimm arbeitete er als
Konzertreferent während dessen
Intendanz der Salzburger Fest-
spiele zusammen. Selbst insze-
nieren wird er indessen nicht.

Matthias Schulz wird neuer
Intendant der Berliner Staatsoper.
Foto: dpa/Stephanie Pilick
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Schlichtungsverfahren
bei der Bahn verlängert
Berlin. Die Schlichtung im Tarif-
konflikt zwischen der Deutschen
Bahn und der Gewerkschaft Deut-
scher Lokomotivführer (GDL)
wird bis zum 25. Juni verlängert.
Darauf haben sich die Beteiligten
am Mittwoch geeinigt, wie Bahn
und GDL mitteilten. Die Parteien
seien sich einig, dass in den ver-
gangenen Wochen wichtige
Schritte zu einer Beilegung des
Konflikts vereinbart worden sei-
en. Die Schlichtung hatte am 27.
Mai begonnen und war auf drei
Wochen angesetzt – allerdings mit
der Option auf Verlängerung. Als
Schlichter eingesetzt sind der
Thüringer Ministerpräsident Bo-
do Ramelow (Linkspartei) und der
frühere brandenburgische Regie-
rungschef Matthias Platzeck
(SPD). dpa/nd

Aufruf fordert Ende des
Embargos gegen Syrien
Berlin. Mit der Forderung nach
Beendigung des Embargos gegen
Syrien haben sich Politiker und
Künstler an die Bundesregierung
und die Parteien gewandt. In ei-
nem Appell werden Kanzlerin An-
gela Merkel sowie die Fraktionen
in Bundestag und Europaparla-
ment aufgerufen, sich für das En-
de der Wirtschaftssanktionen ge-
gen das Land einzusetzen. »Es ist
höchste Zeit, dass Bundesregie-
rung und EU in diesem Konflikt ei-
ne Rolle als Vermittler überneh-
men und ihren Beitrag zur Wie-
derherstellung des Friedens in Sy-
rien und der Region leisten«, heißt
es in dem Aufruf, der unter ande-
rem von dem Schauspieler Rolf
Becker, dem Völkerrechtler Nor-
man Paech und der Schriftstelle-
rin Daniela Dahn unterzeichnet
ist. nd

DIW: Immer mehr
Erwerbstätige sind arm
Berlin. In Ostdeutschland sind
nach Berechnungen des Deut-
schen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW) 20 Prozent der
Bevölkerung von Armut bedroht –
und das, obwohl die Arbeitslosig-
keit zurückgegangen ist. Auch
deutschlandweit ist das Armuts-
risiko gestiegen, wie eine amMitt-
woch in Berlin veröffentlichte Un-
tersuchung des DIW zeigt. Inzwi-
schen seien auch mehr Erwerbs-
tätige von Armut bedroht, stellen
die Autoren fest. Dies gelte vor al-
lem für Berufseinsteiger im Alter
von 25 bis 35 Jahren, von denen
fast jeder Fünfte weniger als 949
Euro pro Monat zur Verfügung
hat. Für Alleinlebende sei die Ar-
mutsrisikoquote in dieser Alters-
gruppe sogar von rund 27 Pro-
zent im Jahr 2000 auf etwa 39
Prozent im Jahr 2012 gestiegen,
heißt es weiter. epd/nd

Fürs würdevolle Sterben fehlt noch Geld
Bundestag beriet über Regelungen zur Begleitung am Lebensende in Krankenhäusern, Pflegeheimen und zu Hause
Ein Gesetz soll die Hospiz- und Pal-
liativversorgung in der Bundesre-
publik verbessern. Das entspricht
den Bedürfnissen der Menschen,
doch zahlreiche Kritiker finden den
Entwurf nicht ausreichend.

Von Silvia Ottow

Viele Menschen blicken besorgt auf
das Lebensende, erfuhr die Stiftung
Zentrum für Qualität in der Pflege in
einer repräsentativen Umfrage. Jeder
Fünfte, der bereits einen Sterbenden
begleitet hat, bezeichnet die Versor-
gung als schlecht. 92 Prozent der Be-
fragten wollen über Maßnahmen in
der Behandlung und Pflege selbst
entscheiden können, wollen beim
Abschiednehmen die Familie an der
Seite haben. Doch das ist vielfach
nicht gegeben. Rund die Hälfte der
Sterbenden – das sind über 400 000
Menschen im Jahr – erlebt den Tod
im Krankenhaus. »Doch nur 15 Pro-
zent der bundesweit 2000 Kranken-
häuser verfügen über Palliativstatio-
nen«, sagt Lukas Radbruch, Präsi-
dent der Deutschen Gesellschaft für
Palliativmedizin (DGP). Die Pallia-
tivmedizin zielt darauf ab, sterbens-
kranken Menschen die letzte Le-
bensphase erleichtern – insbesonde-
re durch Schmerztherapien, aber
auch durch psychosoziale Betreuung.
Die DGP bemängelt auch die fehlen-
de Ausbildung derjenigen, die Men-
schen in Heimen und Kliniken beim
Sterben begleiten, die wenigen Hos-
pize und deren ungenügende finan-
zielle Basis.
Der Ausbau von Palliativ- und Hos-

pizversorgung sowohl im häuslichen

als auch im stationären Bereich, wie
ihn die Bundesregierung vorhat, re-
agiert folglich auf dringende Bedürf-
nisse der Menschen. Der Entwurf aus
dem Gesundheitsministerium sieht
vor, dass die Palliativversorgung aus-
drücklicher Bestandteil der Regel-
versorgung in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung wird. Niedergelas-
sene Ärzte und Krankenkassen sollen
zusätzlich vergütete Leistungen ver-
einbaren. In ländlichen Regionen
wolle man den weiteren Ausbau der
sogenannten spezialisierten ambu-
lanten Palliativversorgung beschleu-
nigen, in dem die Vertragsverhand-

lungen mit den Kassen vereinfacht
werden. Die finanzielle Ausstattung
stationärer Hospize für Kinder und
Erwachsene soll besser werden. Mo-
mentan unterdurchschnittlich finan-
zierte Hospize sollen von den ge-
setzlichen Krankenkassen einen hö-
heren Tagessatz je betreutem Versi-
cherten erhalten. Er steigt von 198
Euro auf rund 255 Euro. Die Kran-
kenkassen würden künftig 95 Pro-
zent der zuschussfähigen Kosten ei-
ner solchen Einrichtung tragen. Die
Beibehaltung eines Eigenanteils soll
dem Wunsch der Hospizverbände
Rechnung tragen, ehrenamtliche
Hospizarbeit weiter möglich zu ma-
chen. Bei den Zuschüssen für ambu-
lante Hospizdienste sollen künftig
neben den Personalkosten auch die
Sachkosten berücksichtigt werden,
beispielsweise die Fahrtkosten der
ehrenamtlichen Mitarbeiter.
Die Krankenkassen werden zur

Beratung der Versicherten bei der
Auswahl verschiedener Leistungen
der Palliativ- und Hospizversorgung
verpflichtet. Alles in allem muss die
Gesetzliche Krankenversicherung mit
Mehrausgaben in Höhe eines unte-
ren bis mittleren dreistelligen Milli-
onen-Euro-Betrages pro Jahr rech-
nen, wenn die Pläne Gesetz werden.
Alles schön und gut, wie verschie-

dene Sozialverbände finden, doch ein
Meilenstein hin zu einer besseren Be-
treuung Schwerstkranker, wie es
vollmundig aus dem Gesundheits-
ministerium heißt, dürfte der Ent-
wurf noch nicht sein. Pflegeexpertin
Pia Zimmermann von der Bundes-

tagsfraktion der LINKEN kritisiert un-
ter anderem eine Ungleichbehand-
lung der sterbenden Menschen in
Hospizen und stationären Pflegeein-
richtungen. Diese Zwei-Klassen-Me-
dizin müsse beendet werden, for-
derte sie. Elisabeth Scharfenberg
(Grüne) fehlt es an gut ausgebilde-
tem Personal, Diakonie-Präsident Ul-
rich Lilie an mehr allgemeiner palli-
ativer Pflege in Altenheimen: »Nur so
können wir den Menschen die Angst
vor einem langen qualvollen Sterben
nehmen.« Dafür brauche man aller-
dings weitaus mehr Geld, als es die
Bundesregierung derzeit investieren
wolle.
Das sehen auch Sozialverband und

Caritas so. Caritas-Präsident Peter
Neher kritisiert, dass ambulante
Hospizdienste zwar künftig besser fi-
nanziell ausgestattet werden sollen,
aber nicht festgelegt sei, in welcher
Höhe: »Das schafft bei den ambu-
lanten Hospizdiensten keine ausrei-
chende Planungssicherheit.« Die
Stiftung Patientenschutz hat nach-
gerechnet, ob die Gesetzesvorlage
aus dem Hause von Bundesgesund-
heitsminister Hermann Gröhe (CDU)
ausreicht, um für rund 535 000 be-
dürftige Menschen qualifizierte
Sterbebegleitung im letzten Lebens-
jahr zu ermöglichen, und kam zu dem
Schluss, die vorgesehenen Mittel
reichten allenfalls für 90 000 von ih-
nen. Im November soll das Gesetz
verabschiedet werden, nicht zufällig
ungefähr zeitgleich mit der umstrit-
tenen Neuregelung des assistierten
Suizids. Kommentar Seite 4

Suizidassistenz spaltet Ärzteschaft
Vierter Gesetzentwurf zur Hilfe für Sterbende will Medizinern mehr Rechte geben

SPD- und CDU-Parlamentarier
wollen Ärzten die Suizidassistenz
erlauben. Sie stellten am Mitt-
woch den vierten Gesetzentwurf
über die Regelung der medizini-
schen Begleitung Sterbender vor.

Berlin. Parlamentarier von Union
und SPD um Bundestagsvizepräsi-
dent Peter Hintze sowie die SPD-
Fraktionsvize Carola Reimann und
Karl Lauterbach wollen ärztlich as-
sistierten Suizid im Falle extremen
Leidens ermöglichen. Sie wollen dies
im Zivilrecht regeln.
Kritik kommt von der Katholi-

schen Kirche und der Bundesärzte-
kammer. »Mit dem Vorschlag wird
der assistierte Suizid erstmals als
ärztliche Aufgabe definiert und als
Handlungsoption neben die Mög-
lichkeiten der palliativen und hos-
pizlichen Versorgung gestellt«, sagte
der Leiter des Kommissariats der

Deutschen Bischöfe, Prälat Karl Jüs-
ten, der »Passauer Neuen Presse«
(Mittwoch). Damit bestehe die Ge-
fahr, dass sich Menschen in schwie-
rigsten Lebenssituationen gezwun-
gen sehen, sich für die Option Suizid
zu entscheiden. Der Präsident der
Bundesärztekammer, Frank Ulrich
Montgomery, lehnt ärztliche Beihilfe
zum Suizid todkranker Patienten ab.
»Man soll nicht durch den Arzt ster-
ben, sondern an der Hand des Arz-
tes in den Tod begleitet werden«,
sagte er im ARD-»Morgenmagazin«.
In der Ärzteschaft gibt es auch an-
dere Auffassungen. So berichtet
Spiegel online von einem Brief, den
180 Mediziner unterzeichneten.
»Montgomery schadet dem Ansehen
des Arztberufs«, steht darüber und im
Text heißt es, der Ärztepräsident
spreche nicht für alle Kollegen. Wer
sich wohlinformiert für einen Suizid
entschieden habe, verdiene Hilfe.

Die anderen drei Gruppenanträge
– es gibt insgesamt vier – streben
strafrechtliche Regelungen an. Sie
sind im Kern gegen organisierte, ge-
werbsmäßige Sterbehilfe. Die erste
Lesung aller Gruppenanträge ist für
die übernächste Woche geplant. An-
fang November will der Bundestag
einen Beschluss fassen.
Die größte Chance auf breite Zu-

stimmung hat der Gesetzentwurf ei-
ner fraktionsübergreifenden Gruppe
um Michael Brand (CDU), Kerstin
Griese (SPD), Kathrin Vogler (LIN-
KE) und Elisabeth Scharfenberg
(Grüne). Dieser will die geschäfts-
mäßige Förderung der Sterbehilfe
unter Strafe stellen. Ansonsten sol-
len die bisherigen Regelungen gel-
ten. Diesem Entwurf neigt angeblich
ein großerTeil derUnionsfraktion zu,
einschließliche Gesundheitsminister
Hermann Gröhe und Fraktionschef
Volker Kauder. dpa/nd

Hospize sollen künftig finanziell besser ausgestattet werden. Foto: dpa/Sebastian Kahnert

»Mitten im Kalten Krieg«
Bundestag debattierte über die Ereignisse vom 17. Juni 1953 – Forderungen nach bundesweitem Feiertag

Während man im Parlament dis-
kutierte, plädierte ein CDU-ge-
führtes Dreigestirn dafür, den 17.
Juni erneut zum gesetzlichen Fei-
ertag machen.

Von Fabian Lambeck

Bertolt Brecht animierten die Ereig-
nisse vom 17. Juni 1953 zum Ge-
dicht »Die Lösung«. Darin fragte er,
halb im Scherz: »Wäre es da nicht
doch einfacher, die Regierung löste
das Volk auf und wählte ein ande-
res?« Tatsächlich war die Rebellion
gegen Normerhöhungen, schwierige
Versorgungslage und politische Will-
kür ein Menetekel, von dem sich die
SED nicht befreien konnte.
In der Bundestagsdebatte zum 62.

Jahrestag der Ereignisse am Mitt-

woch stellte Thomas Lutze von der
LINKEN klar: »Gewalt gegen die Be-
völkerung ist durch nichts und nie-
manden zu rechtfertigen.« Lutze er-
innerte an die Umstände: So befan-
den sich beide große Blöcke »mitten
im Kalten Krieg«. Im Gegensatz zum
Westen habe es in der DDR keinen
Marshallplan gegeben. Zudem habe
das kleine Land immense Reparatio-
nen an die UdSSR zahlen müssen.
Hinzu sei die »die Fehlplanung der
SED-Führung« gekommen. »Ihr fiel
nichts besseres ein, als die eigenen
Leute zusammenzuschießen« – mit
Hilfe der Sowjetunion. Die Ereignis-
se, die mit einem Streik begannen,
sollte man im Hinterkopf haben, so
Lutze, wenn heute die Unternehmer
meckerten, »dass zu viel gestreikt
wird«.

Der Berliner CDU-Abgeordnete Kai
Wegner glänzte mit seinen Ge-
schichtskenntnissen. In den Funkti-
onärsvillen von Wandlitz sei damals
die Angst umgegangen, so Wegner.
Dabei wurde die abgeschottete
Waldsiedlung am Berliner Stadtrand
als Reaktion auf die Ereignisse ge-
baut – ab 1958.
Die Ostbeauftragte der Bundesre-

gierung, Iris Gleicke (SPD), betonte,
der deutsche Aufstand sei der erste
im kommunistischen Machtbereich
gewesen und »durch die sowjetische
Armee brutal niedergeschlagen«
worden. Niemand sei den Aufständi-
schen zur Hilfe geeilt. Das ist so nicht
ganz richtig, wie die Grüne Steffi
Lemke einräumte, als sie auf die Rol-
le westdeutscher Radiostationen wie
den Sender Freies Berlin verwies. Die

Ostdeutsche unterstrich, dass sich die
Angst der DDR-Opposition vor der
chinesischen Lösung 1989 auch aus
dem Wissen um die Ereignisse vom
17. Juni 1953 speiste.
Der Bayer Max Straubinger (CSU)

erinnerte sich an die gute alte Zeit,
als der 17. Juni »unser Tag der Ein-
heit war«. Tatsächlichwar er bis 1990
ein gesetzlicher Feiertag, der dann
vom 3. Oktober abgelöst wurde. Ber-
lins Innensenator Frank Henkel
(CDU), Thüringens Landtagspräsi-
dent Christian Carius (CDU) und der
Bundesbeauftragte für die Stasi-Un-
terlagen, Roland Jahn,wollen dieUhr
zurückdrehen und den 17. Juni »wie-
der zu einem bundesweiten Feier-
und Gedenktag zu machen«, wie die
»Nordwest-Zeitung« am Mittwoch
schrieb.



Vier gegen den Drohnenkrieg
Veranstaltung in Berlin: Wo bleibt die Empörung in Deutschland?

Wöchentlich sterben irgendwo auf
der Welt Menschen durch unbe-
mannteDrohnen.Mit deutscherHil-
fe. Auf einer Veranstaltung in Ber-
lin blieb die Frage: »Was tun?«

Von Fabian Köhler

Es ist, als käme man zu einem Vor-
trag über NSA-Überwachung und der
angekündigte Edward Snowden er-
scheint nicht. Was der Ex-Geheim-
dienstler für Überwachungskritiker
ist, ist der Ex-Drohnenpilot und
Whistleblower Brandon Bryant für
Gegner des US-amerikanischen Droh-

nenkriegs. Doch am Dienstagabend in
der Volksbühne fehlte er. »Aus juris-
tischen Gründen«, wie Moderator und
Bundestagsabgeordneter der LINKEN
Niema Movassat erklärte. Was wie-
derum viel über die Lebensrealität von
Menschen wie ihn aussagt, der fünf
Jahre lang alsDrohnenpilot für dieUS-
Luftwaffe arbeitete und dann aus-
stieg.
Stattdessen berichten ein Politiker,

ein Journalist, eine Aktivistin und ein
Anwalt von ihrem Engagement gegen
den Drohnenkrieg und versuchen
Antworten zu finden auf die Frage:
»Was kann man tun gegen das Tö-
ten?«
Der Anwalt: Während Bryant die

USA nicht verlassen darf, kommt
Wolfgang Kaleck nicht ins Land. »Der
juristische Weg in die USA ist uns ver-
sperrt«, erzählt der Anwalt, der mit
seiner Menschenrechtsorganisation
»European Center for Constitutional
and Human Rights« weltweit Droh-
nenopfer vertritt und damit unter an-
derem am Kölner Verwaltungsgericht
landete. Im Namen von drei Jemeni-
ten versuchte er die Bundesregierung
dazu zu bringen, der USA die Nut-
zung der Air Base Ramstein für Droh-
neneinsätze zu untersagen. Vergeb-
lich. Fünf US-amerikanische Raketen
hatten im August 2012 zwei Angehö-
rigen seiner Mandaten das Leben ge-
nommen.Das Zielwaren eigentlichAl-
Qaida-Anhänger, doch es traf auch Zi-
vilisten, wie bei mindestens 96,5 Pro-
zent aller Drohnenangriffe. Für Ka-
leck war der Prozess dennoch ein klei-
ner Erfolg: »Zumindest erklärte sich
das Gericht nicht für nicht zustän-
dig.«
Der Journalist: Dafür, dass die Rol-

le Deutschlands im US-amerikani-
schen Drohnenkrieg überhaupt öf-
fentlich wurde, sind Journalisten wie
FrederikObermaier verantwortlich. Er
gehört zum Rechercheteam von »Süd-
deutscher Zeitung«, WDR und NDR,
das im vergangenen Jahr aufdeckte,

dass US-amerikanische Angriffe in Je-
men, Pakistan oder Somalia ohne die
Air Base Ramstein und die dortige Sa-
tellitenrelaisstation nicht möglich wä-
ren. Auch der BND beteilige sich am
Morden, indem er Telefonnummern
von Verdächtigen weitergebe.
Der Politiker: Die Rolle des enga-

gierten Parlamentariers übernahm
Andrej Hunko. Der Bundestagsabge-
ordnete der LINKEN wurde auf den
Drohnenkrieg aufmerksam, als US-
amerikanische Raketen im Ausland
auch einen Bürger seines Wahlkrei-
ses Aachen trafen. »Das war Verar-
schung, was wir von der Bundesre-
gierung zu Ramstein als Antwort be-
kommen haben«, sagt er. Seine An-
fragen stellt er dennoch weiter, auch
weil zwei Drittel aller Deutschen
Kampfdrohnen ablehnen.
Und dann war da noch die Akti-

vistin, die jene kleine Minderheit der
Drohnenkriegsopfer vertritt, ohne die
kaum etwas bekannt wäre über das
Morden. Die US-Amerikanerin Diani
Barreto setzt sich für Whistleblower
wie Brandon Bryant ein. »Sie be-
kommen keinen Job mehr, werden
sozial ausgrenzt, sie leben in Armut
und leiden unter Posttraumatischer
Belastungsstörung, die Ehen gehen
kaputt.« Wie man helfen könne, woll-
ten viele Zuhörer wissen.
Eine Antwort lieferte am Abend

doch noch Brandon Bryant, wenn
auch nur über die Leinwand: »Du
siehst sie beim Fußballspielen, siehst
wie ein Vater seine Kinder küsst,
siehst, wie ein Pärchen Sex auf dem
Dach hat. Und du begreifst, das sind
reale Menschen.« Immer habe er ge-
hofft, »dass jemand aufsteht und das
Richtige tut«, sagt er unter Tränen. Bis
er festgestellt habe, dass er selbst die-
ser Jemand sein müsse.
»Wo bleibt die Empörung in

Deutschland?«, fragt Diani Barreto
am Ende des Abends. Die Antwort des
Moderators: »Die kommt hoffentlich
irgendwann.«
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NSU: Rechter Hintergrund
bereits 2006 erwogen
München. Der hessische Verfas-
sungsschutz hat bereits 2006 ei-
nen rechten Hintergrund für die
Mordserie an türkischen und grie-
chischenZuwanderern geprüft. Ein
pensionierter Beamter der Behör-
de sagte amMittwoch als Zeuge im
Münchner NSU-Prozess: »Man hat
alle Möglichkeiten damals erwo-
gen und Rechtsextremismus ist ei-
ne, die damals im Vordergrund
stand.« Einschränkend fügte er
hinzu: »Aber nicht ausschließ-
lich«. Ein anderer früherer hessi-
scher Verfassungsschützer sagte
am Mittwoch, man habe den Mord
amBetreiber eines Internetcafés im
April 2006 in Kassel für »einen
ganz normalen Kriminalfall« ge-
halten. Im NSU-Prozess ist Beate
Zschäpe der Mittäterschaft bei die-
sem und neun weiteren Morden
angeklagt. dpa/nd

Verschwundene Klausuren
werden annulliert
Aachen. Die Noten für die ver-
schwundenen Klausuren aus ei-
nem Seminar des nordrhein-west-
fälischen CDU-Vorsitzenden Ar-
min Laschet an der RWTH Aachen
werden annulliert. Das entschied
der zuständige Prüfungsaus-
schuss, wie die Hochschule am
Mittwoch mitteilte. Der Ausschuss
stellte demnach fest, dass eine hin-
reichende rechtliche Grundlage
zur abschließenden Bewertung der
Klausuren fehle. Laschet hatte die
Noten rekonstruiert, nachdem die
Klausuren verschwunden waren.
Dabei übermittelte er der Hoch-
schule 35 Noten, obwohl nur 28
Studierende mitgeschrieben hat-
ten. Nach seinen Angaben beruh-
ten die Bewertungen auf persön-
lichen Notizen, die er inzwischen
weggeworfen habe. dpa/nd

Verbände fordern mehr
Geld für Sprachkurse
Berlin. Bildungsexperten haben
vom Bund eine Aufstockung der
Mittel für Integrationskurse ge-
fordert. DerHaushalt sollte um180
MillionenEurounddamit ummehr
als zwei Drittel der für dieses Jahr
eingeplanten Mittel angehoben
werden, erklärten am Mittwoch in
Berlin Vertreter der Gewerkschaft
für Erziehung und Wissenschaft,
des Deutschen Volkshochschul-
Verbandes (DVV) und des Bun-
desverbandes der Träger berufli-
cher Bildung. »Das ist gut inves-
tiertes Geld in die Zukunft unseres
Landes«, erklärte DVV-Präsidentin
Rita Süssmuth. Für 2015 sind vom
Bund bislang 264 Millionen Euro
für Integrationskurse eingeplant.
Zum zehnten Jubiläum der Integ-
rationskurse trafen sich Kursträ-
ger, Wissenschaftler, Politiker und
Lehrer in der Hauptstadt. Zeit-
gleich demonstrierten vor dem Ge-
bäude etwa 50 Integrationslehrer
für bessere Bezahlung und mehr
Rechte. epd/nd

Wandel durch Annäherung
Designierte Linksfraktionschefs Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch betonen Gemeinsamkeiten
Sahra Wagenknecht und Dietmar
Bartsch waren sich in den vergan-
genen Monaten in einigen Fragen
uneins.Nunwollen sie vor allemdie
Auseinandersetzung mit der Gro-
ßen Koalition suchen.

Von Aert van Riel

Von großen Differenzen wollte Sahra
Wagenknecht nicht reden. »In den
Kernfragen sind Dietmar Bartsch und
ich uns einig«, sagte die LINKE-Poli-
tikerin vor Journalisten in einem
Raum des Bundestags. Ausnahms-
weise hatten die beiden stellvertre-
tenden Fraktionschefs gemeinsam
zum Pressegespräch in der Sitzungs-
woche des Parlaments eingeladen. In
der Regel wechseln sie sich mit dem
Vorsitzenden Gregor Gysi ab. Doch
nun gab es gute Gründe dafür, dass
Wagenknecht, die dem linken Flügel
zugeordnet wird, und der Linksre-
former Bartsch zusammen auftraten.
Nach dem Vorschlag der Parteichefs
Katja Kipping und Bernd Riexinger
gilt die Wahl von Bartsch und Wa-
genknecht für die Nachfolge von Gy-
si, der im Herbst nicht wieder antre-
ten will, als sicher. Bevor sie ihre neu-
en Ämter überhaupt angetreten ha-
ben, schrieben diverse Medien über
mögliche »Revierstreitigkeiten« der
künftigen Doppelspitze, prognosti-
zierten entweder »den großen Knall«
oder »den Abnutzungskampf«.
Diesem Eindruck wollten die bei-

den LINKE-Politiker entgegenwirken.
Freundlich zitierten sie sich bei ih-
rem Auftritt gegenseitig, wenn es um
das Verhältnis zur SPD oder die eu-
ropäische Krisenpolitik ging. Dass sie
dieselben Ziele verfolgen, wollten
Bartsch und Wagenknecht bereits im
März vergangenen Jahres zeigen, als
sie zusammen ein Papier mit dem Ti-
tel »Wir sind DIE Opposition« vor-
legten. Darin hieß es etwa, dass rot-
rot-grüne Debatten als solche eher
wenig geeignet seien, »unser Profil zu
schärfen«. Die LINKE solle eigen-
ständig bleiben und »konsequente

Oppositionspolitik« betreiben. Aller-
dings betonten Bartsch und Wagen-
knecht auch, dass sie grundsätzlich zu
Gesprächen mit der SPD bereit seien.
Die beiden LINKE-Politiker deuteten
damit an, dass sie zu parteiinternen
Kompromissen bereit sind. Ein Wan-
del durch Annäherung könnte somit
auch für die unterschiedlichen Par-
teiflügel möglich sein.
Trotzdem kam es nach der Veröf-

fentlichung des Papiers vereinzelt zu
Differenzen. Bartsch stimmte Anfang
April gemeinsam mit vier weiteren
Genossen für einen Einsatz der Bun-
deswehr, die sich an der Vernichtung
syrischer Chemiewaffen beteiligen

sollte. Wagenknecht gehörte zur
Mehrheit, die sich gegen den Einsatz
stellte. Befürworter des Bundes-
wehreinsatzes argumentierten, dass
es sich um einen Beitrag zur Abrüs-
tung handele. Die Gegner fürchteten
eine Aufweichung der linken Frie-
denspolitik. Davon kann bislang nicht
die Rede sein. Vor und nach dem Ein-
satz zur Chemiewaffenzerstörung hat
die Linksfraktion ohne große interne
Debatten Einsätze der Bundeswehr
zum Beispiel in Afrika und im Nahen
Osten abgelehnt. Möglicherweise ist
die Debatte über das Verhältnis der
LINKEN zur Bundeswehr aber nur
verschoben. Wenn die Partei eine Re-

gierungsbeteiligung anstreben sollte,
sind in diesem Bereich Kompromisse
mit der SPD unausweichlich.
Der letzte größere inhaltliche Kon-

flikt in der Linksfraktion wurde im
Februar ausgetragen. Bei der Ab-
stimmung über die Verlängerung des
Kreditprogramms für Griechenland
enthielt sich Wagenknecht. Wenig
später erklärte sie, dass sie es »für ei-
nen strategischen Fehler« halte, »dass
die große Mehrheit der Fraktion zu-
gestimmt hat«. Auch wegen des Um-
gangs in der Fraktion mit abwei-
chenden Meinungen wollte Wagen-
knecht nicht mehr für den Vorsitz
kandidieren. Dass sie diese Ent-

scheidung revidiert hat, dürfte auch
daran liegen, dass Wagenknecht in
der Griechenlandpolitik wieder mehr
Unterstützer zu haben scheint, weil
die vom Bundestag abgesegneten
Programme der von der Linkspartei
SYRIZA geführten Regierung nicht
geholfen haben.
Kontroverse Debatten wird es in

der Fraktion auch weiterhin geben.
Diese dürften zunehmen, wenn Rot-
Rot-Grün in den kommenden Mona-
ten eine ernsthafte Option werden
sollte. Dann wird sich zeigen, ob Wa-
genknecht und Bartsch verhindern
können, dass diese Diskussionen aus
dem Ruder laufen.

Nicht immer einer Meinung: Dietmar Bartsch und Sahra Wagenknecht beim LINKE-Parteitag in Bielefeld Foto: dpa/Oliver Berg

Mehr Kindergeld
Finanzausschuss billigt Entlastung Alleinerziehender

Berlin. Die Pläne der Bundesregie-
rung für geringfügige Steuersen-
kungen und Entlastungen der Ar-
beitnehmer haben die nächste Hür-
de genommen. Der Finanzausschuss
des Bundestages billigte am Mitt-
woch die Anhebung des Grundfrei-
betrags, des Kinderfreibetrags, des
Kindergeldes sowie des Kinderzu-
schlags. Zugleich werden »heimli-
che Steuererhöhungen« im Zuge der
sogenannten kalten Progression
eingedämmt. Endgültig verabschie-
det werden soll das Gesetzespaket
am Donnerstag im Bundestag. Zu-
stimmen müssen auch die Länder.
Der steuerliche Grundfreibetrag

steigt in diesem Jahr von 8354 auf
8472 Euro. 2016 wird er auf 8652
Euro angehoben. Der Kinderfrei-

betragwird 2015 von 4368 auf 4512
Euro erhöht, 2016 dann auf 4608
Euro im Jahr. Auch das monatlich
gezahlte Kindergeld wird rückwir-
kend ab Januar um vier Euro und
ab 2016 nochmals um weitere zwei
Euro je Kind angehoben.
Angehoben wird im kommenden

Jahr zudem der Kinderzuschlag für
Geringverdiener – und zwar um 20
auf 160 Euro. Erstmals seit 2004
steigt rückwirkend ab Januar 2015
auch der Entlastungsbetrag für Al-
leinerziehende um 600 auf dann
1908 Euro. Neu ist, dass sich der
Gesamtbetrag künftig nach der Zahl
der im Haushalt lebenden Kinder
richtet: Für jedes weitere Kind er-
höht sich der Entlastungsbetrag um
jeweils 240 Euro. dpa/nd

Kein Verfahren
Rentner muss wegen SS-Massakers nicht vor Gericht

Köln. 71 Jahre nach dem SS-Mas-
saker im französischen Oradour-
sur-Glane ist die Staatsanwalt-
schaft Dortmund endgültigmit dem
Versuch gescheitert, einen heute
90-Jährigen wegen des Kriegsver-
brechens vor Gericht zu stellen. Das
Oberlandesgericht (OLG) Kölnwies
eine Beschwerde der Staatsan-
waltschaft gegen die Nichteröff-
nung des Hauptverfahrens durch
das Kölner Landgericht ab, wie ei-
ne OLG-Sprecherin am Mittwoch
mitteilte. Wie zuvor das Landge-
richt befand auch der OLG-Senat,
dem Rentner sei eine konkrete Be-
teiligung an einzelnen Tötungsde-
likten oder Beihilfetaten wahr-
scheinlich nicht nachzuweisen.
Damit ist die Entscheidung des

Landgerichts vom vergangenen De-

zember rechtskräftig, das Verfah-
ren gegen den Rentner nicht zu er-
öffnen. Die für die Verfolgung von
NS-Verbrechen zuständige Staats-
anwaltschaft Dortmund hatte dem
Mann vorgeworfen, bei dem Mas-
saker 1944 gemeinsam mit ande-
ren Mitgliedern seiner Kompanie 25
Menschen niedergeschossen zu ha-
ben. Zudemwurde ihmBeihilfe zum
Mord an hunderten weiteren Men-
schen zur Last gelegt.
SS-Soldaten hatten bei dem Mas-

saker in dem Ort insgesamt 642 Zi-
vilisten ermordet, darunter 452
Frauen und Kinder. Nur wenige
Einwohner überlebten. An den SS-
Morden waren mindestens 120 Sol-
daten der 3. Kompanie des SS-Pan-
zergrenadierregimentes »Der Füh-
rer« beteiligt. AFP/nd
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Drohung mit Panzern und Raketen
Moskau: Mit Pershings und Tomahawks erzwingt Westen nukleares Wettrüsten
Ein neues Wettrüsten sehen der
Westen und Russland als gefährlich
und destabilisierend an – doch bei-
de scheinen dazu entschlossen.

Von Irina Wolkowa, Moskau

Russland will sein Kernwaffenarse-
nal bis Jahresende um mehr als 40
Interkontinentalraketen aufstocken,
die auch die modernste Luftabwehr
überwinden können. Russlands Prä-
sident Wladimir Putin sagte das auf
der Militärmesse in Kubinka bei
Moskau am Dienstag eher beiläufig.
Es ging dort vor allem um russische
Waffenexporte und die längst be-
schlossene Modernisierung der rus-
sischen Armee. Deren Bestände sol-
len bis spätestens 2020 zu 70 Pro-
zent, bei einigen Gattungen kom-
plett, auf den neuesten Stand ge-
bracht werden.
Doch kurz zuvor hatte Vizever-

teidigungsminister Anatoli Antonow
gewarnt, die NATO könnte Moskau
zu einer neuen Runde des Wettrüs-
tens zwingen. Hintergrund waren
Meldungen russischer wie westli-
cher Medien, wonach die USA in Ost-
europa und im Baltikum schwere
Waffen und ein Kontingent von bis
zu 5000 Soldaten stationieren könn-
ten, um »Russland von einer Ag-
gression in Europa abzuschrecken«.
Das sei, so die Moskauer Zeitung
Kommersant, zahlenmäßig das glei-
che Kontingent, das die USA 1990 in
Kuwait stationierten, um den Irak
abzuschrecken.
Konkrete Beschlüsse, fürchten rus-

sische Sicherheitsexperten, könnten
die NATO-Verteidigungsminister
schon auf ihrer Tagung Anfang kom-
mender Woche verabschieden. Ver-
handlungen dazu, so zitierte die rus-
sische Nachrichtenagentur RIA/No-
wosti Polens Verteidigungsminister
Tomasz Siemoniak, würden bereits
laufen. Die osteuropäischen Staaten
fühlten sich angesichts der Ukraine-
krise von Russland bedroht und
wünschten sich eine wesentlich stär-
kere NATO-Präsenz.
Die Ausdehnung der militärischen

Infrastruktur der Allianz auf Osteu-
ropa verstößt aus russischer Sicht klar
gegen mündliche Zusagen, die
Kremlchef Michail Gorbatschow 1990
bei den Verhandlungen zur Wieder-

herstellung der deutschen Einheit be-
kam. Auch untersagt der Rahmen-
vertrag, den Russland und die NATO
1997 abschlossen, die Stationierung
»wesentlicher Kampfkräfte« an der
Ostflanke der Allianz.
Doch beide Seiten interpretieren

die Formulierung unterschiedlich.
Für Moskau ist das Limit schon mit
2000 Soldaten überschritten, für Wa-
shington erst mit 6000. Von Russ-

land initiierte Nachverhandlungen
über eine Präzisierung scheiterten
2010. Der Westen, kritisieren ehe-
malige russische Unterhändler, hätte
den Rahmenvertrag ohnehin stets nur
als Absichtserklärung und nicht als
rechtlich verbindlich angesehen.
Die eigentliche Bedrohung für

Russland geht aus Sicht vonKreml und
Außenamt indes von Stellungen der
globalen Raketenabwehr aus, die die

USA zwischen 2015 und 2018 in Po-
len, Rumänien und Bulgarien in-
stallieren wollen. Von ihnen können
auch Kurz- und Mittelstreckenraketen
abgefeuert werden. Waffen also, die
der 1988 von Gorbatschow und dem
US-Präsidenten Ronald Reagan un-
terzeichnete INF-Vertrag aus Europa
verbannt. Er gilt als Ende des Kalten
Krieges und machte den Weg für wei-
tere Abkommen zu nuklearer Abrüs-
tung und Rüstungskontrolle frei.
Medien zufolge will das Pentagon

Pershing und Tomahawks nun er-
neut an Russlands Grenzen statio-
nieren. Das russische Außenamt er-
klärte, »derartige Handlungen« wür-
den die totale Zerstörung des INF-
Vertrages »mit allen sich daraus er-
gebenden Konsequenzen« bedeuten.
Im Klartext: Auch Russland wäre

gezwungen, an seinen Grenzen wie-
der Kurz- und Mittelstreckenraketen
zu stationieren. Diese haben eine
Reichweite von bis zu 5500 km. Für
die USA würden sie daher im Falle ei-
nes nuklearen Schlagabtausches kei-
nerlei Bedrohung darstellen. In Eu-
ropa indes könnten sie »von einem
Ende des Kontinents zum anderen
fliegen«, wie das das russische Staats-
fernsehen zusammenfaste. Und das
sei gewollt: die europäischen Bünd-
nispartner würden zum nuklearen
Faustpfand ihrer Führungsmacht, das
enge auch die Spielräume ihrer Russ-
landpolitik ein.
Ein neutraler Status, so Putin Mitt-

woch bei seinem Besuch im block-
freien Finnland, sei die beste Garan-
tie für die eigene Sicherheit. Dro-
hungen mit militärischer Präsenz in
Osteuropa seien jedoch »eher ein po-
litisches Signal«, das »nüchtern« ana-
lysiert werde. Bei Gefahren für Russ-
land, werde man reagieren.
Valentin Falin, der zu den engsten

Vertrauten Gorbatschows gehörte,
verwies auf ungleich größere Zuge-
ständnisse Moskaus gegenüber Wa-
shington beim INF-Vertrag und Ab-
rüstungsverhandlungen. Russland
habe mit der Verschrottung der SS-
20-Mittelstreckenraketen einen »gro-
ßen Fehler« begangen. Washington
habe wahrscheinlich noch alte Be-
stände an Pershing und Tomahawk,
auf jeden Fall aber die Blaupausen
und könne deren Produktion schnell
wieder aufnehmen.

Stryker Panzerfahrzeuge der US-Armee für die litauische Basis Rukla und strategi-
sche Raketen Topol in Moskau Fotos: dpa/ Sergei Ilnitsky; AFP/ Petras Malukas
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250 000 Kinder in
Südsudan sind vom
Hungertod bedroht
Juba. Im Bürgerkriegsland Süd-
sudan sind laut einem UN-Bericht
Hunderttausende Kinder dem
Hunger ausgesetzt. »Jedes dritte
Kind ist ernsthaft unterernährt
und 250 000 sind vom Hungertod
bedroht«, heißt es in einem in der
Hauptstadt Juba veröffentlichten
Bericht des UN-Koordinators für
humanitäre Hilfe in Südsudan,
Toby Lanzer. »Vor sechs Monaten
habenwir gedacht, dieGewalt und
das Leiden haben einen Höhe-
punkt erreicht und dass der Frie-
den kommt. Wir haben uns ge-
täuscht«, bedauerte Lanzer. Die
»Unnachgiebigkeit« der Konflikt-
parteien rücke einen Frieden in
weite Ferne, »der Krieg geht wei-
ter und ist dabei, zu einem wirt-
schaftlichen Zusammenbruch zu
führen«. Die Kriegsparteien hät-
ten in großem Umfang Häuser in
Brand gesteckt, Schulen und
Krankenhäuser sowie Infrastruk-
tur zerstört. AFP/nd

Saudischer Luftangriff
auf Flüchtlings-Konvoi
Aden. Ein Luftangriff der von Sau-
di-Arabien geführten Militäralli-
anz auf einen Flüchtlingskonvoi in
Jemen hat einem Bericht zufolge
23 Menschen getötet. Das Bom-
bardement nahe der südlichen
Stadt Aden habe am späten Diens-
tag versehentlich die Autos von
fliehenden Familien getroffen,
berichtete die Nachrichtenseite
»Aden al-Ghad« am Mittwoch. Die
Militärkoalition nahm zu dem
Vorfall zunächst nicht Stellung.
Anfang der Woche hatten unter
UN-Vermittlung im schweizeri-
schen Genf Friedensgespräche für
das Land begonnen. dpa/nd

Anklage nach Angriff auf
Karikaturen-Ausstellung
Chicago. Sechs Wochen nach dem
abgewehrten Angriff auf eine
Ausstellung mit Mohammed-Ka-
rikaturen in einem Vorort von
Dallas ist ein US-Bürger wegen
Hilfe bei der Vorbereitung der Tat
angeklagt worden. Abdul K. soll
den beiden Angreifern die Sturm-
gewehre besorgt haben und mit
ihnen in derWüste bei Phoenix das
Schießen trainiert haben, hieß es
in der am Dienstag verlesenen An-
klageschrift. Außerdem soll er mit
den Angreifern in seiner Woh-
nung den Anschlag vorbereitet
haben. K. war am vergangenen
Donnerstag festgenommen wor-
den und erschien am Dienstag in
Phoenix vor Gericht. Ein FBI-
Agent habe bei der Anhörung an-
gegeben, der Verdächtige habe
auch einen Anschlag auf den Su-
per Bowl, das Finale der Ameri-
can-Football-Meisterschaft, er-
wogen, berichtete ABC 15. Zwei
Männer im Alter von 31 und 34
Jahren wollten am 3. Mai eine
Ausstellung in Garland angreifen.
Sie wurden bei einem Schuss-
wechsel mit der Polizei vor dem
Gebäude getötet. AFP/nd

Guatemala: Parlament
prüft Amtsenthebung
Guatemala-Stadt. In Guatemala
prüft eine parlamentarische Kom-
mission ein Amtsenthebungsver-
fahren gegen Präsident Otto Pé-
rez Molina. Wie die Tageszeitung
»Prensa Libre« berichtete, soll das
Gremium Verstrickungen des
Staatspräsidenten in einen lan-
desweiten Korruptionsskandal
untersuchen und über eine Auf-
hebung seiner Immunität ent-
scheiden. Seit Wochen fordern
Zehntausende Demonstranten
den Rücktritt des Präsidenten.
Nach Untersuchungen der Staats-
anwaltschaft soll ein Korrupti-
onsnetz seit rund einem Jahr
Staatsgelder in Millionenhöhe un-
terschlagen haben. Unterneh-
mern wurden gegen Beste-
chungsgelder an das Netz die Zoll-
und Importgebühren erlassen. Die
Staatsanwaltschaft leitete Ermitt-
lungen gegen rund 50 Verdächti-
ge ein, darunter den amtierenden
und den früheren Chef der Steu-
erbehörde. epd/nd

Baschir weg aus Südafrika – das Problem noch da
Die ominöse Abreise des sudanesischen Präsidenten wird das Land am Kap weiter beschäftigen

Südafrika will den Internationalen
Strafgerichtshof verlassen.DerANC
verfolge im Parlament eine ent-
sprechende Initiative, so der Sen-
der »Eyewitness News« – Folgen ei-
nes Staatsbesuches aus Sudan.

Von Armin Osmanovic, Johannesburg

Südafrikas Menschenrechtsorgani-
sationen sind über die Flucht von Su-
dans Präsident Omar al-Baschir aus
Johannesburg empört. Baschir wird
mit einem internationalen Haftbefehl
gesucht. Vorgeworfen wird ihm die
Mitschuld am Tod von 400 000 Men-
schen in der sudanesischen Bürger-
kriegsregion Darfur. Das Oberste Ge-
richt in Südafrikas Hauptstadt Pre-
toria, der High Court, hatte auf An-
trag einer Nichtregierungsorganisa-
tion, des Southern Africa Litigation
Centre, bestimmt, dass Südafrikas
Regierung als Vertragsstaat des In-
ternationalen Strafgerichtshof
(IStGH) verpflichtet sei, Baschir in
Johannesburg festzunehmen.
Sudans Präsident war am Samstag

zum Gipfel der Afrikanischen Union
(AU) nach Johannesburg gekommen.
Am Montag verließ Baschir Südafri-
ka vorzeitig. Seine Maschine, die am
Sonntag offenbar vorsichtshalber
vom Internationalen Flughafen OR
Tambo in Johannesburg, wo er ge-
landet war, zur Militärbasis Water-
kloof verlegt wurde, hob noch vor der
Urteilsverkündigung am Montag
wieder zurück Richtung Khartum ab.
Südafrikas Regierung hatte am

Montagmorgen mit einer Hinhalte-
taktik Zeit für den Gast aus Sudan zu
gewinnen versucht, damit dieser sich
in Sicherheit bringen konnte. Man

wisse nicht, ob sich Baschir noch in
Südafrika aufhalte, so der Regie-
rungsanwalt vor dem Gericht in Pre-
toria. »Die Gipfelteilnehmer der AU
kommen und gehen, man habe kei-
nen genauen Überblick über den Auf-
enthaltsort von jedem Teilnehmer.«
Auch als das Flugzeug mit Baschir

an Bord bereits in der Luft war, woll-
te man in Regierungskreisen nicht
bestätigen, dass sich dieser bereits auf
dem Heimflug befand. Die Bestäti-
gung, dass Baschir das Land verlas-
sen hat, blieb Journalisten, die an der
Militärbasis nach dem »Flüchtigen«
Ausschau gehalten hatten, vorbehal-
ten.
Der High Court verlangt nun von

der Regierung eine Erklärung, wie
Baschir entkommen konnte. Regie-
rungsvertreter hatten bereits am
Sonntag zugesichert, dass alle Grenz-
stationen des Landes unterrichtet
worden seien, dass Baschir auf vor-
läufige Anweisung des Gerichts bis
zur Verhandlung am Montag und der
dann erwarteten Entscheidung das
Land nicht verlassen dürfe.
Robert Mugabe, Simbabwes

Staatspräsident und amtierender AU-
Vorsitzender, machte keinenHehl aus
der Tatsache, wonach Jacob Zuma,
Südafrikas Präsident und Gastgeber
des AU-Gipfels, Baschir vorab zuge-
sichert hatte, dass diesem in Südaf-
rika keine Verhaftung drohe.
Mit diesem Versprechen beging

Zuma Rechtsbruch. Südafrika hat das
Rom-Statut des IStGH unterzeichnet,
Der Präsident hatte damals im Par-
lament selbst mit Ja gestimmt. Dafür
gab und gibt es gute Gründe, vor al-
lem angesichts der schwachen Ge-
richtsbarkeit in vielen afrikanischen

Ländern, der es bisher nur in weni-
gen Fällen gelang, Menschenrechts-
verletzungen selbst wirksam zu ver-
folgen.
Nelson Mandela, erster Präsident

des freien Südafrika, hatte seinerzeit
die Außenpolitik des Landes auf die
Einhaltung der Menschenrechte ver-
pflichtet. Dafür riskierte er auch den
Konflikt mit Nigerias Militärmacht-
habern, als diese 1995 den Bürger-
rechtler und Schriftsteller Ken Saro-
Wiwa zum Tode verurteilt und hin-
gerichtet hatten. Heute pfeift Man-
delas Partei, der Afrikanische Natio-
nalkongress (ANC), offenbar genau-
so wie viele andere afrikanische Staa-
ten auf den IStGH, den man als Agen-
ten des Westens bezeichnet. Vielen
Machthabern ist der IStGH lästig, weil
gefährlich geworden, da will man lie-

ber wie Mugabe am Ende des AU-Gip-
fels sagte, seine eigenen Gerichte ent-
scheiden lassen.
Die Kumpanei Südafrikas mit Ba-

schir hat aber möglicherweise noch
ganz andere Gründe: Wie südafrika-
nische Medien am Dienstag melde-
ten, ging Sudans Präsident auf Num-
mer sicher. Während des Aufenthalts
von Baschir, so südafrikanische Sol-
daten gegenüber Medien, sollen An-
gehörige des Kontingents in Darfur
von Einheiten Sudans umstellt wor-
den sein.
Erst nach der Landung Baschirs

seien die sudanesischen Einheiten,
die den Friedenstruppen Südafrikas
weit überlegen gewesen sein sollen,
abgezogen. Südafrikas Regierung
schweigt bislang zu dieser Version der
Baschir-Saga.

Triumphale Rückkehr Baschirs aus Johannesburg nach Khartum Foto: dpa/Marwan Ali

Syrien: Letzter
Platz auf dem
Friedensindex
Europa laut Studie Spitze

London. Die Gegensätze zwischen
friedlichen Weltregionen und von
Krieg und Bürgerkrieg zerrütteten
Ländern werden einer Studie zu-
folge größer. Der Nahe Osten und
Nordafrika schneiden in dem am
Mittwoch veröffentlichten Global
Peace Index so schlecht ab wie seit
2008 nicht. Dagegen erreichen
andere Länder Rekordwerte auf
der Friedensskala, die 162 Länder
bewertet. Betrachtet werden da-
bei nicht nur Kriegseinsätze, Bür-
gerkriege und Terrorismus, son-
dern auch Rüstungsausgaben, Po-
lizeigewalt, Mordraten und sozi-
ale Sicherheit.
Auf dem letzten Platz im Län-

der-Ranking bleibt das vom Bür-
gerkrieg zerrüttete Syrien, das im
vergangenen Jahr auf den letzten
Platz gerutschtwar und hinter Irak
und Afghanistan liegt. Der Nahe
Osten und Nordafrika sind erneut
die ammeisten vonKonflikten und
Gewalt betroffene Region. Die
deutlichste Verschlechterung dort
stellten die Autoren im vergan-
genen Jahr in Libyen fest, wo sich
islamistische und nationalistische
Gruppen bekämpfen.
Europa bleibt die friedlichste

Region der Welt, obwohl Terror-
anschläge in Dänemark und vor
allem Frankreich auf die Werte
dieser Länder drückten. Die drei
friedlichsten Länder sind euro-
päisch: Island, Dänemark und
Österreich. Deutschland liegt auf
Platz 16. Unter den Top 20 welt-
weit sind 15 europäische Staa-
ten.
Trotz der wirtschaftlichen

Schwierigkeiten machte Grie-
chenland in der Region den größ-
ten Sprung nach vorn und liegt
nun auf Platz 61. Zu verdankenhat
es das vor allem einer sinkenden
Zahl von Gewaltverbrechen.
Die Ukraine zählt im Global

Peace Index zur Region Russland
und Eurasien. »Der gesteigerte
Wettbewerb zwischen Russland
und dem Westen vergrößert die
Wahrscheinlichkeit weiterer Kon-
flikte in der Region in den kom-
menden Jahren«, schreiben die
Experten. dpa/nd

EU und Kuba
auf Weg der
Annäherung
Havanna: »Bedeutende
Ergebnisse« bei Gesprächen

Havanna. Die EU und Kuba haben
sich nach Angaben Havannas bei
den Gesprächen über die Norma-
lisierung ihrer Beziehungen wei-
ter angenähert. Bei der Ge-
sprächsrunde in Brüssel am Mon-
tag und Dienstag seien »die
grundlegenden Verhandlungen
über das Handelsabkommen ab-
geschlossen« worden, teilte das
kubanische Außenministeriumauf
seiner Website mit. »Bedeutende
Ergebnisse« seien auch bei den
Gesprächen über ein Kooperati-
onsabkommen erzielt worden. Zur
Frage des politischen Dialogs ha-
be ein »nützlicher Austausch«
stattgefunden.
Die EU-Staaten hatten ihre Be-

ziehungen zu dem Karibikstaat im
Jahr 2003 wegen der Inhaftie-
rung von 75 Dissidenten abge-
brochen. Die Oppositionellen
wurden später wieder auf freien
Fuß gesetzt. Seit der Wiederauf-
nahme der Zusammenarbeit im
Jahr 2008 schlossen etwa 15 EU-
Mitgliedsstaaten bilaterale Ab-
kommen mit Havanna.
Die EU hält trotz der nun be-

schlossenen Verhandlungen an
einer gemeinsamen Position aus
dem Jahr 1996 fest, welche die
Zusammenarbeit mit Kuba an ei-
ne Verbesserung der Menschen-
rechtslage in dem Karibikstaat
knüpft. Mit den USA hatte sich Ku-
ba im vergangenen Dezember auf
eine Normalisierung der Bezie-
hungen geeinigt. AFP/nd
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Ungarn will Grenze zu
Serbien dichtmachen
Budapest. Mit einem vier Meter
hohen Zaun will Ungarns rechts-
nationale Regierung die Grenze
zum südlichen Nachbarland Ser-
bien für Migranten dichtmachen.
»Die Regierung hat Innenminister
Sandor Pinter angewiesen, bis
zum kommenden Mittwoch die
Abriegelung der ungarisch-serbi-
schen Grenze vorzubereiten«, er-
klärte Außenminister Peter Szij-
jarto am Mittwoch am Rande ei-
ner Kabinettssitzung in Budapest.
»Die Regierung ist dazu ent-
schlossen, Ungarn und die unga-
rischen Menschen vor dem Ein-
wanderungsdruck zu schützen«,
fügte er hinzu. Ungarn ist eines der
Transitländer für die Flüchtlings-
ströme aus Nahost und Afrika in
den Westen Europas. dpa/nd

US-Senat stimmt für
Folterverbot bei Verhören
Washington. Der US-Senat hat mit
großer Mehrheit für ein Verbot
von Folter bei Verhören ge-
stimmt. Für den Antrag zur Ab-
änderung des betreffenden Ge-
setzes stimmten in Washington 78
Senatoren, 21 votierten dagegen.
Das Vorhaben wurde von allen
anwesenden Demokraten der
Kongresskammer sowie von 32
Republikanern unterstützt. Zu ih-
nen zählte der einflussreiche Se-
nator John McCain, der den Än-
derungsantrag mit eingebracht
hatte. Der Republikaner kämpft
seit Jahren für das gesetzliche Fol-
terverbot. Geplant ist eine Ände-
rung des National Defense Aut-
horization Act im kommenden
Jahr. Um die Reform zu verab-
schieden, müssen Senat und Re-
präsentantenhaus für das Geset-
zeswerk stimmen. In Kraft treten
kann es erst nach seiner Unter-
zeichnung durch US-Präsident
Barack Obama. Dieser drohte al-
lerdings bereits mit einem Veto,
weil andere Regelungen des Ge-
setzeswerkes der Strategie seiner
Regierung zuwiderliefen. AFP/nd

30 tote Flüchtlinge in der
Sahara gefunden
Genf. In der Sahara sind erneut
Flüchtlinge tot aufgefunden wor-
den, die offenbar auf dem Weg
nach Libyen waren. Die 30 Men-
schen aus West- und Zentralafri-
ka seien wohl schon vor Monaten
nahe Dirkou in Niger umgekom-
men, so die Internationale Orga-
nisation für Migration. Vor einer
Woche waren weiter westlich im
Grenzgebiet zu Algerien 18 Ver-
durstete gefundenworden. epd/nd

Früherer türkischer
Präsident Demirel tot
Ankara. Der frühere türkische
Staatspräsident und siebenmalige
Regierungschef Süleyman Demi-
rel ist tot. Er starb in der Nacht
zum Mittwoch an Herzversagen
nach einer Atemwegsinfektion in
einem Krankenhaus in Ankara,
wie die staatliche Nachrichten-
agentur Anadolu meldete. Demi-
rel wurde 90 Jahre alt. dpa/nd

Endspurt auf dem Rücken der Zuwanderer
Der dänische Parlamentswahlkampf wurde erst am Schluss spannend / Umfragen deuten auf enges Ergebnis
Im Kopf-an-Kopf-Rennen von Dä-
nemarks Regierungschefin Thor-
ning-Schmidt und ihrem liberalen
Herausforderer Rasmussen könnte
mit Migrationspolitik ein Dauer-
brenner-Thema entscheiden.

Von Andreas Knudsen, Kopenhagen

Fast vier Jahre lang führte Helle
Thorning-Schmidts Mitte-Links-Re-
gierung die »Politik der Notwendig-
keit«, wie die Sparmaßnahmen und
Reformen der Krisenbewältigung ge-
nannt wurden. Dafür wurden Wahl-
versprechen geopfert, wichtige Wäh-
lergruppen und die Gewerkschaften
vor den Kopf gestoßen und der Aus-
tritt der Volkssozialisten aus der Re-
gierung in Kauf genommen. Die so-
zialdemokratisch geführte Koalition
glich bis vor wenigen Monaten noch
dem sicheren Verlierer der anste-
henden Parlamentswahl an diesem
Donnerstag.
Doch eine formidable Kampagne,

die durch einen leichten wirtschaftli-
chen Aufschwung begleitet wird,
wendete das Bild. Alle Umfragen mel-
den ein knappes Ergebnis und ver-
sprechen ein Kopf-an-Kopf-Rennen
zwischen Thorning-Schmidts Sozial-
demokraten und Lars Løkke Ras-
mussens liberaler Partei Venstre.
Die bürgerliche Opposition führte

einen müden, visionslosen Wahl-
kampf. Zu lange hat man sich wohl
auf den Vorschusslorbeeren des er-
warteten Wahlsieges ausgeruht. Erst
im Schlussspurt mit der Aussicht auf
vier weitere Oppositionsjahre haben
die vier von insgesamt zehn antre-
tenden Parteien, die den »blauen
Block« bilden, wirklichen Kampfgeist
gezeigt – indem sie die Fragen von
Einwanderung und Asyl in den Vor-
dergrund rückten. Insbesondere die
rechtspopulistische Dansk Folkeparti
(DF) ruft nach der Wiedereinführung
von Grenzkontrollen und einem voll-
ständigen »Asyl-Stopp«. Die DF steht
dennoch oder gerade deswegen vor
dem besten Abschneiden bei einer
Wahl ihrer Geschichte. 17,3 Prozent
wollen die der Partei von Kristian
Thulesen Dahl nach jüngsten Um-
fragen ihre Stimme geben.

Im Mittelpunkt des Wahlkampfes
standen aber auch klassische Vertei-
lungsfragen, welche Sektoren des So-
zialstaates in der kommenden Legis-
laturperiode begünstigt werden sol-
len. Hier scheint das Gesundheits-
wesen der klare Sieger zu werden,
während Bildung, Kinder- und Al-
tenpflege erst in zweiter Linie be-
dacht werden. Klare Erwartung der
linken Wähler ist es, dass es Verbes-
serungen beim Recht, wer und wie
lange Anspruch auf Arbeitslosenun-
terstützung hat, geben wird. Durch
das sich abzeichnende veränderte
Kräfteverhältnis der Mitte-Links-Par-
teien nach der Wahl zeichnen sich
hier Chancen ab, das Erbe der bür-
gerlichen Regierungsperiode von vor
2011 aufzuheben.
Die Sozialdemokraten können zum

ersten Mal in diesem Jahrtausend
Stimmengewinne erwarten. Die Um-
fragen weisen ihnen wenigstens 25

Prozent der Stimmen zu, was aber
immer noch deutlich unter den Er-
gebnissen der 1990er Jahre liegt.
Auch die Einheitsliste als klarste lin-
ke Stimme wird sich weiter verbes-
sern und voraussichtlich über die

Zehn-Prozent-Marke kommen. Die
Einheitsliste wird ihre Position als
zweitstärkste Partei im linken Spekt-
rum ausbauen, eine Position, die noch
vor wenigen Jahren undenkbar war.
Um eine linke parlamentarische

Mehrheit zu erreichen, wird jedoch
auch das Abschneiden der Volksso-
zialisten, der linksliberalen Radika-
len Partei sowie der neu gegründe-
ten »Alternative«-Partei untereinan-
der entscheidend sein.
Was im Wahlkampf völlig fehlte ,

waren Vorschläge bauch des »roten
Blocks« dazu, wie Dänemark sich den
Herausforderungen der Globalisie-
rung und Klimaveränderungen stel-
len soll. Bei beiden Parteienspektren
fällt auch auf, dass die traditionell
großen Parteien mit weniger Stim-
men rechnen können als je zuvor und
dass das Gewicht der kleineren, von
der Macht unbefleckten Parteien
steigt. Dänische Politikverdrossen-
heit zeigt sich mehr in Form von Auf-
splitterung in Haltungsparteien als
der Wahlverweigerung. Alles in al-
lem verspricht der Wahlabend mehr
Spannung für beide politischen Blö-
cke, als es diesen lieb ist.

Zahlen zur »Folketing«-Wahl
} 4,14Millionen Dänen ab 18 Jahren
können abstimmen. Der älteste
Wahlberechtigte ist 109 Jahre alt.
Der Königsfamilie ist es nicht ver-
boten, wählen zu gehen, sie bleibt
aber traditionell zu Hause.

} 87,7 Prozent derWahlberechtigten
haben bei der letzten Wahl zum
»Folketing« 2011 abgestimmt.

} 179 Sitze im Parlament sind zu
verteilen. Jeweils zwei davon sind
für Vertreter aus Grönland und von

den Färöer Inseln reserviert. Ge-
wählt wird nach einer Variante des
Verhältniswahlrechts.

} Um ins Parlament einzuziehen,
müssen Parteien die Zwei-Prozent-
Hürde überspringen.

} Zehn Parteien stehen zurWahl.
Neu dabei ist die Partei »Die Alter-
native«, die unter anderem 100
Prozent Ökologie und eine 30-
Stunden-Arbeitswoche fordert.
dpa/nd

Zwischen zehn Parteien und zwei Blöcken können sich die Dänen entscheiden. Foto: AFP/Niels Ahlmann Olesen

Brutale Härte und Tatenlosigkeit
Frankreichs Regierung fehlt es an Konzepten im Umgang mit Migranten

Zu wenig Unterkünfte für Zuwan-
derer lassen immer neue Camps an
öffentlichen Plätzen in Frankreich
entstehen. Statt die Menschen zu
versorgen oder weiterreisen zu las-
sen, greift die Polizei ein.

Von Ralf Klingsieck, Paris

Abend für Abend sind die Franzosen
in den Fernsehnachrichtenmit den ins
Land drängenden oder hier schon ge-
strandeten Migranten konfrontiert.
Insbesondere die Szenen an der itali-
enisch-französischen Grenze bei Men-
ton an der Mittelmeerküste scho-
ckierten. Mehrere hundert Gendar-

men marschierten auf, um die immer
zahlreicheren Flüchtlinge aus Nahost
oder Afrika daran zu hindern, Frank-
reich zu betreten. Dabei wollen die
meisten gar nicht hier bleiben, son-
dern möglichst schnell nach Großbri-
tannien, Deutschland oder Skandina-
vien weiterziehen, wo sie Verwandte
oder Freunde haben, die ihnen den
Neuanfang erleichtern könnten.
Diejenigen, die schon in Frank-

reich sind, bleiben meist sich selbst
überlassen. So ist am Stadtrand von
Calais, wo viele Papierlose versu-
chen, auf einem Lkw verborgen per
Fähre oder Tunnel nach Großbritan-
nien zu gelangen, trotz wiederholter
Räumungen durch die Polizei immer
wieder ein »Dschungel« genanntes
Zelt- und Hüttenlager entstanden.
Wegen der haarsträubenden hygie-
nischen Zustände und der Unsicher-
heit machen die Einwohner einen
weiten Bogen. Nur wenige Hilfsver-
eine versuchen, die Not zu lindern.
In Paris, wo unter der Hochmetro

im Norden der Stadt ein vergleichba-
res improvisiertes Flüchtlingslager
entstand, ließ sich das Problem nicht
so leicht verdrängen – das Elend der
Flüchtlinge war für jeden deutlich
sichtbar. Als dieses Lager in der ver-
gangenen Woche unter massivem Po-
lizeieinsatz brutal geräumt wurde,
fanden sich viele empörte Einwohner
ein. Daraufhin verurteilte auch die so-
zialistische Bürgermeisterin Anne Hi-
dalgo die Gewaltanwendung, wobei
sie vergessen zu haben schien, dass sie
es war, die die Polizei gerufen hatte.
Die Flüchtlinge wurden auf Not-

unterkünfte in der Umgebung der
Stadt – meist billige Hotels – verteilt.
Dort wurden sie allerdings nach we-
nigen Tagen vor die Tür gesetzt, weil
die Gutscheine der Sozialbehörden
abgelaufen waren. Seitdem irren die-

se Menschen wieder umher. Die meis-
ten könnten einen Asylantrag stellen,
doch oft kennen sie ihre Rechte nicht
und können sich nicht verständigen.
»Die Behörden unternehmen nichts,
um diesen Menschen entgegenzu-
kommen«, konstatiert Jean-Claude
Mas vom Flüchtlingshilfswerk Cima-
de. »Im Gegenteil, es wird alles getan,
um sie zu entmutigen und zum Auf-
geben zu bewegen.«
Das räumen selbst Beamte der Be-

hörde ein. So dauern Asylverfahren
in Frankreich im Schnitt 19 Monate
und im Gegensatz zu allen anderen
europäischen Ländern war hier 2014
die Zahl der Anträge rückläufig. Sie
sank um 5 Prozent auf 63 000.
Für die Antragsteller gibt es nur

20 000 Heimplätze. Die anderen wer-
den auf die Notunterkünfte der Sozi-
albehörden verwiesen, die jedoch völ-
lig überlastet sind. Immerhin kün-
digte die Regierung nun an, 10 500
neue Plätze für die Unterbringung von
Flüchtlingen zu schaffen.
Problematisch ist aber auch der

Umgang mit jenen, deren Asylantrag
abgelehnt wurde. Hilfsvereine for-
dern, auch ihnen ein Bleiberecht ein-
zuräumen und Papiere auszustellen.
Das wird selbst illegalen »Wirt-
schaftsflüchtlingen« gewährt, wenn
sie es geschafft haben, zehn Jahre
lang in Frankreich zu arbeiten und
Steuern zu zahlen, ohne verhaftet und
abgeschoben zu werden. »Diese un-
klare Lage, der Mangel einer klaren
Einwanderungspolitik und die da-
raus resultierende Tatenlosigkeit ist
unerträglich«, meint Pierre Henry,
Direktor des Verbands France Terre
d’Asile. Wenn Premier Manuel Valls
aktiv werde, dann immer nur, um sich
von der Rechten und extremen Rech-
ten nicht vorwerfen lassen zu kön-
nen, nichts gegen den Zustrom zu tun.
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Spruch gegen Mursi
»besorgniserregend«
Kritik an Kairo nach Bestätigung des Todesurteils

Nachdem ein Kairoer Gericht das
Todesurteil gegen Ägyptens ers-
ten frei gewählten Präsidenten
Mohammed Mursi bestätigt hat,
gibt es international Kritik.

Berlin. Die Bundesregierung hat das
von einem Kairoer Gericht bestä-
tigte Todesurteil gegen Ägyptens
Ex-Präsidenten Mohammed Mursi
und weitere Mitglieder der Mus-
limbruderschaft als »besorgniser-
regend« kritisiert. »Die Bundesre-
gierung lehnt die Todesstrafe als ei-
ne unmenschliche Form der Be-
strafung kategorisch ab«, erklärte
eine Sprecherin des Auswärtigen
Amts am Mittwoch in Berlin. »Es
darf keine politischen Verurteilun-
gen geben«, fügte sie hinzu.
Mursi war zunächst Mitte Mai in

einem Prozess um Gefängnisaus-
brüche und Gewalt gegen Polizis-
ten zum Tod verurteilt worden, am
Dienstag wurde das Urteil von ei-
nem Kairoer Gericht bestätigt. Be-
stätigt wurden auch die Todesur-
teile gegen rund hundert weitere
Angeklagte. Gegen die Sprüche
kann Berufung eingelegt werden.
Die Sprecherin des Bundesau-

ßenministeriums äußerte die Er-
wartung, dass in allen Fällen »in-
ternationale Standards von der
ägyptischen Justiz eingehalten
werden und ein faires, rechtsstaat-
liches Verfahren garantiert wird«.
UNO-Generalsekretär Ban Ki

Moon hat Ägypten zur Aussetzung
der Todesstrafe aufgefordert. Die
Bestätigung des Urteils besorge ihn
sehr, teilte Ban in New York über ei-
nen Sprecher mit. Er befürchte
auch, dass der Schritt negative Aus-

wirkungen auf die Stabilität Ägyp-
tens haben könne. Die Vereinten
Nationen seien grundsätzlich gegen
die Todesstrafe. Die nun automa-
tisch eingeleitete Berufungsver-
handlung für Mursi müsse fair und
gerecht ablaufen, forderte Ban.
Die USA haben das nun bestä-

tigte Todesurteil gegen Mursi als
politisch motiviert verurteilt. »Wir
sind zutiefst beunruhigt über die
politisch motivierten Urteile gegen
den früheren PräsidentenMursi und
mehrere andere durch ein ägypti-
sches Gericht«, erklärte der Spre-
cher des Weißen Hauses, Josh Ear-
nest. Die USA hätten sich bereits
wiederholt besorgt über die Fest-
nahme und Verurteilung von Poli-
tikern in Ägypten gezeigt.
Katar fordert die Freilassung des

zum Tode verurteilten Ex-Präsi-
denten Mursi. »Doha schließt sich
den Ländern an, die fordern, dass
das Urteil aufgehoben und Mursi
aus der Haft entlassen wird«, hieß
es am Mittwoch in einer von der
amtlichen Qatar News Agency ver-
breiteten Erklärung. »Die Todesur-
teile gegen politische Dissidenten in
Ägypten schaden der Sicherheit und
Stabilität und verhindern eine Aus-
söhnung.« Die Beziehungen zwi-
schen Katar und Ägypten sind seit
dem Sturz Mursis im Juli 2013 an-
gespannt. Doha hatte die Machter-
greifung des Militärs scharf kriti-
siert, viele Anführer der Muslim-
bruderschaft, der auch Mursi ent-
stammt, fanden Zuflucht in Katar.
Die Muslimbrüder sprachen nach

der Bestätigung von »grotesken Ur-
teilen« und riefen für Freitag zu
Protesten auf. Agenturen/nd
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EU-Studie: Investoren
kaufen Agrarflächen auf
Brüssel. In der EU kaufen und
pachten ausländische Großinves-
toren immer mehr Agrarland, ins-
besondere in östlichen Staaten.
Das zeigt eine Studie, die das Eu-
ropaparlament am Mittwoch in
Brüssel vorstellte. Demnach kont-
rollieren beispielsweise ausländi-
sche Investoren in Rumänien der-
zeit zwischen 30 und 40 Prozent
aller Agrarflächen. In Ungarn liegt
die Quote bei geschätzten 15 Pro-
zent. Noch dramatischer sei die Si-
tuation in Bulgarien, obgleich dort
keine offiziellen Informationen zu
bekommen seien, schreiben die
Autoren, die vom globalisierungs-
kritischen »Transnational Institu-
te« in Amsterdam stammen. Unter
den Investoren sind laut der Stu-
die neben Agrarkonzernen auch
Banken, Pensions- und Versiche-
rungsfonds. epd/nd

Kritik an Bedingungen
bei Qatar Airways
Genf. Die Internationale Arbeits-
organisation der Vereinten Natio-
nen (ILO) hat den Umgang der
arabischen Fluggesellschaft Qatar
Airways mit Flugbegleiterinnen
scharf kritisiert. Die Airline dürfe
sie bei einer Schwangerschaft nicht
automatisch entlassen, erklärte ein
Komitee der ILO am Dienstag-
abend in Genf. Dies verstoße ge-
gen das Diskriminierungsverbot.
Zudem müsse der Golfstaat »un-
verzüglich« Maßnahmen ergrei-
fen, damit Mitarbeiter vor einer
Heirat nichtmehr die Erlaubnis der
Firma einholen müssten. Das hat
Qatar Airways nach eigenen An-
gaben bereits aus den Verträgen
gestrichen. Die ILO kritisierte auch
Regelungen, dass weibliche Crew-
Mitglieder nur von männlichen
Familienmitgliedern abgeholt
werden dürften. AFP/nd

Mehr ADAC-Beiträge
im Krisenjahr 2014
München. Der ADAC hat trotz Kri-
se und leicht rückläufiger Mit-
gliederzahlen 2014 mehr Beiträge
eingenommen. Dank neuer Vari-
anten für die Mitgliedschaft und
einer Erhöhung der Preise ver-
buchte der Autofahrerclub Bei-
tragseinnahmen in Höhe von 1,16
Milliarden Euro, wie der ADAC am
Mittwoch in München mitteilte.
Das sind gut 114 Millionen Euro
mehr als 2013. Nach der Affäre um
die Fälschungen beim Autopreis
»Gelber Engel« und etlichen wei-
teren Vorwürfen gegen Deutsch-
lands größten Verein war 2014
erstmals seit Jahrzehnten die Zahl
der Mitglieder unter dem Strich
leicht gesunken. dpa/nd

Vermögen wachsen
schneller als Wirtschaft
Frankfurt am Main. Der Club der
Dollarmillionäre ist 2014 schnel-
ler gewachsen als die Weltwirt-
schaft. Trotz der Minizinsen etwa
in den USA und Europa und des re-
lativ bescheidenden globalen
Wirtschaftswachstums von 2,6
Prozent haben im vergangenen
Jahr weltweit fast eine Million
Menschen zusätzlich die Marke
von einer Million Dollar bei ihrem
anlagefähigen Vermögen über-
sprungen, wie die Beratungsge-
sellschaft Capgemini und die Ro-
yal Bank of Canada in ihrem Welt-
wohlstandsbericht mitteilten. Da-
mit wuchs die Zahl der Reichen um
6,7 Prozent auf 14,6 Millionen, ihr
Gesamtvermögen vermehrte sich
um 7,2 Prozent auf 56,4 Billionen
Dollar. dpa/nd

Autozulieferer muss
EU-Kartellstrafe zahlen
Brüssel. Der Autozulieferer Ebers-
pächer muss eine EU-Kartellstrafe
von 68 Millionen Euro zahlen. Das
Unternehmen habe mehr als zehn
Jahre lang mit seinem Wettbe-
werber Webasto vereinbart, sich
gegenseitig keine Konkurrenz zu
machen, teilte die EU-Kommission
am Mittwoch zur Begründung mit.
Beide Unternehmen hätten die
Preise für Standheizungen und
Zuheizer abgesprochen und somit
künstlich hoch gehalten. dpa/nd

»Hauptauslöser ist die Arbeitslosigkeit«
Werner Just fordert einen Rechtsanspruch auf kostenlose Schuldnerberatung für alle

Kommen derzeit mehrMenschen zu
den Schuldnerberatungen?
Mit Zahlen ist es schwierig, es gibt kei-
ne bundesweiten wissenschaftlichen
Erhebungen. Wir haben aber seit Jah-
ren eine anhaltend hohe Nachfrage
nach Schuldnerberatung – und die ist
viel größer als die Kapazitäten.

Hinzu kommen viele, die gar nicht
erst eine Beratung aufsuchen.
Ja. Es gab mal eine Erhebung im Zu-
sammenhang mit der Armuts- und
Reichtumsberichterstattung der Bun-
desregierung. Demnach hat nur jeder
15. Überschuldete die Chance,
Schuldnerberatung bei einem öffent-
lichen oder freien Träger zu erhalten.

Die Diakonie fordert einen Rechts-
anspruch auf Schuldnerberatung.
Das fordern alle Verbände, die in der
AG SBV (Arbeitsgemeinschaft Schuld-
nerberatung der Verbände, d. Red.)
zusammengeschlossen sind. Wir
brauchen eine geänderte Rechtssitu-
ation, um einen Rechtsanspruch
durchsetzen zu können.

Wie sollte der funktionieren?
Wir wollen, dass die Beratung kos-
tenlos ist. Wir haben es mit Leuten zu
tun, die in der Regel sowieso nicht
über ein hohes Einkommen verfügen.

Und wenn sie dann noch überschul-
det sind und alles, was pfändbar ist,
weggepfändet wird, bleibt ihnen nur
das Geld zum Leben.

Wer lässt sich beraten?
Alle Altersgruppen sind vertreten, am
stärksten die der 35- bis 50-Jährigen.
Wir beobachten aber eine Zunahme in
der Altersgruppe 60+, und bei Jün-
geren ist Überschuldung häufiger an-
zutreffen als vor zehn Jahren.

Das Statistische Bundesamt melde-
te, dass Aufstocker oft überschuldet
seien. Können Sie das bestätigen?
Wir haben keine direkte Zunahme be-
obachtet. Aber der Hauptteil unseres
Klientels steckt im Leistungsbezug
SGB II. Aufstocker sind genau der Per-
sonenkreis, der in Gefahr ist, sich zu
überschulden. Dann wird es schwer,
wieder in eine normale Verschul-
dungssituation zu kommen. Diese ist
kein Problem, so lange man aus dem
Einkommen die Raten bezahlen kann.

Kommen die Menschen erst zur Be-
ratung, wenn es zu spät ist?
Meist bedarf es äußeren Druckes.
Wenn sich der Gerichtsvollzieher an-
meldet oder das Konto gepfändet
wurde. Die Beratungsstellen haben
aber lange Wartelisten. Da bekommt

jemand vielleicht drei Monate später
einen Termin, nimmt den aber nicht
wahr, weil das Problem sich inzwi-
schen gelöst hat.

Ein Überschuldungsproblem löst
sich doch nicht einfach so?
Nein. Es kommt aber darauf an, wie
man damit umgeht. Wer weiß, dass
sein Einkommen unter der Pfän-
dungsfreigrenze liegt, der ignoriert die
Mahnungen vielleicht. Während ein
anderer ängstlich reagiert.

Wie viel Prozent der Fälle endenmit
einer Privatinsolvenz?
Etwa 80 Prozent. Zunächst muss man
einen außergerichtlichen Einigungs-
versuch mit den Gläubigern anstre-
ben. Wenn der erfolgreich ist, braucht
man keine Insolvenz. Kann man aber

den Gläubigern nichts anbieten, etwa
als SGB-II-Bezieher, dann machen wir
einen Nullplan. Der wird von den
Gläubigern meist nicht akzeptiert.
Nach abgeschlossenem Insolvenzver-
fahren bekommen die Gläubiger zwar
auch nichts, aber dem Schuldner wird
am Ende die Schuld erlassen.

Die Wohnungsunternehmen mel-
den, es gebe weniger Mietschuld-
ner. Das geht schlecht mit steigen-
den Mieten zusammen. Kommen
Menschen so in Überschuldung?
Steigende Miete als alleiniger Auslö-
ser kommt selten vor. In der Regel sind
es Kreditverbindlichkeiten. Haupt-
auslöser ist aber die Arbeitslosigkeit.

Überschulden sich durch den Min-
destlohn weniger Menschen?

Dazu müsste der Mindestlohn deut-
lich höher sein als 8,50 Euro.

Was soll die laufende Aktionswoche
der Schuldnerberatung bringen?
Die AG SBV rückt damit einmal im
Jahr ins Bewusstsein, dass es in der
Bundesrepublik Millionen Menschen
gibt, die an einem Überschuldungs-
problem leiden, und dass die Hilfs-
möglichkeiten nicht so ausgestattet
sind, dass wir allen helfen können.
2015 steht der Rechtsanspruch auf
Schuldnerberatung für alle im Mit-
telpunkt. Es gibt Kommunen, die
schließen über das SGB II finanzierte
Schuldnerberatung etwa für Er-
werbstätige aus. Je mehr Leute aber
ausgeschlossen sind, desto größer ist
die Gefahr, dass die in die Hände kri-
mineller Schuldenregulierer fallen.

Werner Just ist Fachbereichsleiter
beim Sozialdienst Katholischer
Männer Köln und Vertreter der
Caritas in der Arbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung der Verbände,
die noch bis zum 19. Mai in einer
bundesweiten Aktionswoche auf das
Überschuldungsproblem aufmerk-
sam macht. Über steigenden Bera-
tungsbedarf, fehlende gesetzliche
Ansprüche und lange Wartelisten
sprach mit ihm Grit Gernhardt.
Foto: privat

Foto: dpa/Peter Kneffel

Flugzeuge an den Golf
Arabische Airlines rüsten sich in Le Bourget für den harten Konkurrenzkampf

In Frankreich trifft sich derzeit die
Luftfahrtbranche. Europa und die
USA zittern vor der Übermacht der
Fluggesellschaften vom Golf.

Von Ralf Klingsieck, Paris

Der diesjährige Luftfahrtsalon in Le
Bourget bei Paris, der am Montag be-
gonnen hat, steht nicht nur im Zei-
chen des traditionellen Konkurrenz-
kampfes zwischen Airbus und Boeing.
Die militärische Luftfahrt leidet unter
Absatzproblemen. So hält sich das In-
teresse am französischen Rafale-
Kampfflugzeug, von dem kürzlich
nach langen vergeblichen Exportbe-
mühungen einige Dutzend Exemplare
an Ägypten, Indien und Katar ver-
kauft werden konnten, in Grenzen.
Stattdessen wächst die Bedeutung

der zivilen Luftfahrt. Angeheizt wur-
de das durch verschiedene Studien
über den internationalen Markt für
Flugzeuge. Den optimistischsten zu-
folge werden in den nächsten 20 Jah-
ren 32 000 bis 35 000 neue Flugzeu-
ge benötigt und bis zu 100 000 zu-
sätzliche Piloten, weil der Tourismus,
vor allem aus China, die Zahl der Pas-
sagiere bis 2030 auf jährlich sieben
Milliarden hochschnellen lässt – dop-
pelt so viele wie heute. 2034 werde
es, selbst nach Abzug ausgemusterter
Maschinen, 43 500 Flugzeuge geben,
2014 waren es erst 21 600. Dabei
würden sich jedoch die Flotten in den
USA und Europa nur etwa um ein
Drittel vergrößern, während sie sich
in Asien fast verdreifachen sollen.
2014 wurden weltweit 3,5 Milliarden
Flugpassagiere befördert (2013: 3,3
Milliarden).
Zwar sank der Gesamtumsatz der

Fluggesellschaften leicht – von 733
Dollar auf 727 Milliarden Dollar –,
doch ihr Gewinn stieg vor allem durch
die Ölpreisentwicklung auf 16,4 Mil-
liarden Dollar und dürfte sich 2015
fast verdoppeln. Die höchsten Zu-
wachsraten verzeichneten dabei die
Fluggesellschaften der USA, die pro
Passagier 18,12 Dollar Gewinn ver-

buchen konnten – dreimal soviel wie
ihre Konkurrenten in Europa.
Doch die US- wie die europäischen

Gesellschaften beobachten argwöh-
nisch die Entwicklung ihrer Konkur-
renz aus Katar, Dubai und anderen
Golfstaaten. Die sind weitgehend in
Staatsbesitz und stehen nicht unter
dem Druck kurzfristiger Gewinner-
wartungen von Aktionären. Doch vor
allem, argwöhnen ihre privaten Kon-
kurrenten, werden Etihad, Emirates
oder Qatar Airways mit Dollarmilli-
arden aus dem Ölgeschäft subventio-
niert, um ihr Netz auszudehnen und
ihre Flotte auszubauen. Mit zweistel-
ligenWachstumsraten konnten sie auf
ihrem Hauptmarkt Europa, Mittlerer
Osten, Indien und Südostasien den
Marktanteil auf rund 33 Prozent
hochschrauben, die historischen
Marktführer aus Europa liegen bei 16
und die asiatischen Gesellschaften bei
11 Prozent. Zwar zahlen die Golf-Ge-
sellschaften zu Hause ermäßigte Prei-
se für Treibstoff und die Gebühren auf
den Heimatflughäfen sind niedriger
als für ausländische Konkurrenten,

aber vor allem sparen sie bei den Ge-
hältern.
So liegen ihre Selbstkosten um 20

bis 30 Prozent niedriger als bei Air-
lines aus Europa oder den USA. Doch
während letztere von verdeckten Sub-
ventionen profitieren und dank des
US-Konkursgesetzes alle paar Jahre
ihre Schulden abschütteln und finan-
ziell saniert neu starten können, sind
die europäischen Gesellschaften dem
Konkurrenzkampf ausgeliefert. Am
Mittwoch wandten sich die fünf größ-
ten europäischen Fluggesellschaften
Lufthansa, Air France/KLM, die Bri-
tish Airways-Mutter IAG, Ryanair und
Easyjet an die EU-Kommission und
forderten eine neue Strategie für den
Luftverkehr. Insbesondere die Kosten
an den Flughäfen und bei der Flugsi-
cherung müssten gesenkt werden.
Auch müssten Extrasteuern für Pas-
sagiere abgeschafft werden. So hält
sich denn wohl auch die europäische
Begeisterung in Grenzen, wenn in Le
Bourget wieder Rekordzahlen für
neue Kaufverträge der Golf-Airlines
bekanntgegeben werden.

Silvercrest-Turbine in Le Bourget AFP/Miguel Medina

Regeln für Tax Rulings
EU-Aktionsplan für »faire« Unternehmensbesteuerung

Brüssel möchte unfaire Praktiken
bei der Besteuerung von Unter-
nehmen beenden. Einheitliche
Kriterien für die Bemessungs-
grundlage sollen helfen.

Von Kurt Stenger

Mit einem Aktionsplan zur Unter-
nehmensbesteuerung will die EU-
Kommission versteckte Vorteile be-
enden, die Mitgliedsländer einzel-
nen multinationalen Konzernen ge-
währen. Ziel sei eine »faire, effizi-
ente, beschäftigungs- und wachs-
tumsfreundliche Besteuerung«, wie
EU-Währungskommissar Pierre
Moscovici am Mittwoch in Brüssel
mitteilte. »Der Ansatz ist realis-
tisch, solide und flexibel.«
Ziel des Maßnahmenplans sind

laut EU-Kommission »gleiche Aus-
gangsbedingungen für alle Unter-
nehmen«. Brüssel ist verärgert da-
rüber, dass international agierende
Konzerne 30 Prozent weniger Steu-
ern als lokale Konkurrenten zahlen.
Die Multis reduzieren künstlich ih-
re Gewinne und verschieben sie in
Staaten mit niedrigen Steuersät-
zen. Der dadurch entstandene Steu-
erwettbewerb hat zwischen 1985
und 2014 die Körperschaftsteuer im
EU-Schnitt von 51 auf 22,5 Prozent
fallen lassen. Hinzu kommen Son-
dervergünstigungen, die Staaten in
sogenannten Tax Rulings mit ein-
zelnen Unternehmen vereinbaren.
Die EU-Kommission möchte die-

sen unfairen Wettbewerb unter an-
derem durch die stufenweise Ein-
führung einer »gemeinsamen kon-
solidierten Körperschaftsteuer-Be-
messungsgrundlage« (GKKB) be-
enden. Künftig sollten in der EU die
gleichen Regeln gelten, was Kon-
zerne als Kosten in den Steuerer-
klärungen absetzen dürfen und was
nicht. Die in dem jeweiligen Land
erwirtschafteten Gewinne sollen
dann auch dort versteuert werden.
Der Aktionsplan ergänzt den Mit-

te März vorgelegten Brüsseler Ge-

setzentwurf zu Steuertransparenz.
Dieser sieht den automatischen In-
formationsaustausch zwischen den
EU-Staaten über Sonderregelungen
für einzelne Konzerne vor. Die bri-
tische Regierung hat aber bereits an-
gekündigt, den Informationsaus-
tausch rückwirkend nur für drei
statt, wie verlangt, für zehn Jahre
einzuführen. Andere kritisieren, es
sei unklar, was eigentlich genau aus-
getauscht werden solle.
Beim jetzt vorgelegten Aktions-

plan ist der Widerstand nationaler
Regierungen noch weit größer. Ein
früherer Vorstoß Brüssels über eine
gemeinsame Bemessungsgrundlage
bei der Gewinnbesteuerung wird im
Ministerrat bereits seit 2011 ver-
handelt, ohne dass es hier Fort-
schritte gegeben hätte. Erst mit der
Luxleaks-Affäre um massive Ver-
günstigungen für Großkonzerne in
Luxemburg ist wieder Bewegung in
das Thema gekommen. Brüssel
rechnet aber nicht damit, dass es bei
der GKKB nun schnell gehen wird.
Erst 2016 will man konkrete Ge-
setzesvorschläge einbringen.
Das globalisierungskritische

Netzwerk Attac kritisierte, insge-
samt bleibe es bei der »lückenhaften
internationalen Besteuerung von
Konzernen«. Zwar begrüßte Attac-
Finanzexperte Markus Henn den
neuerlichen Vorstoß für eine GKKB.
»Diese macht aber nur Sinn, wenn
sie mit verpflichtenden Mindest-
steuersätzen kombiniert wird«, kri-
tisierte er. Das ist nicht vorgehen.
Henn zufolge sind auch außereuro-
päische Steuerdeals weiter möglich.
Hier will Brüssel aber immerhin

den Druck auf Steueroasen erhö-
hen. Die Kommission legte eine Li-
ste mit den Top-30-Schurken au-
ßerhalb der EU vor. Zumeist han-
delt es sich umMinistaaten und Ter-
ritorien in der Karibik und der Süd-
see, aber auch Europa ist mit An-
dorra, Liechtenstein, Monaco und
der britischen Kanalinsel Guernsey
vertreten.
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Kein fester Boden unter den Füßen
Es gibt verschiedene Formen und Intensität von Flugangst. Doch man kann sie erfolgreich behandeln
Jeder kennt jemanden in seinem
Umfeld, der schon beim Gedanken
an eine Flugreise Panik bekommt.
Warum das so ist, fand die Wis-
senschaft noch nicht heraus. Was
man dagegen machen kann, schon.

Von Frank Ufen

Laut dem Institut für Demoskopie in
Allensbach leiden 16 Prozent aller
Deutschen unter Flugangst. Vermut-
lich macht einem Zehntel der Deut-
schen Flugangst dermaßen zu schaf-
fen, dass sie noch nie geflogen sind
oder fast alles in Kauf nehmen, um
nicht fliegen zu müssen.
Wie Flugangst entsteht, ist nach

wie vor nicht völlig geklärt. Es ist
durchaus nicht ungewöhnlich, dass
Frauen, die jahrelang als Stewardess
arbeiten und sich in dieser Zeit in den
Lüften völlig sicher fühlen, kaum
dass sie ihren Beruf an den Nagel ge-
hängt haben, mit Flugangst zu
kämpfen haben. Flugangst ist dem-
nach nicht auf zu geringe Fluger-
fahrung zurückzuführen. Ebenso
wenig ist es schlüssig, Flugangst als
die unmittelbare Folge traumati-
scher Flugerlebnisse zu begreifen.
Denn die Zahl derjenigen, die einen
Flugzeugabsturz überlebt haben, ist
verschwindend gering, und etliche
Flugängstliche haben noch nie ein
Flugzeug von innen gesehen.
Flugangst entsteht auch nicht da-

durch, dass Kinder sie durch Beob-
achtung von ihren Eltern, älteren
Geschwistern oder anderen nahen
Verwandten übernehmen. Dass die
Massenmedien exzessiv und sensa-
tionslüstern über jedes Flugzeugun-
glück berichten, kann sie zwar vo-
rübergehend verstärken, ruft sie aber
nicht hervor. Eine ganze Reihe von
Befunden deutet hingegen darauf
hin, dass Flugangst und ihr jeweili-
ges Ausmaß zu einem beträchtlichen
Teil genetisch bedingt sind.
Der Göttinger Mediziner und

Angstforscher Borwin Bandelow hat
einmal eine merkwürdige Erfahrung
gemacht. Eines Tages fuhr er den Ca-
nadian National Tower in Toronto
hoch. Auf über 340 Meter Höhe hat
dieser Fernsehturm eine Plattform
aus Panzerglasplatten. Von einem
kleinen, nicht mit Teppichen be-
deckten Bereich dieses Glasbodens
aus ist es möglich, nach unten zu bli-
cken. Sobald Bandelow diese trans-
parente Fläche betrat, wurde ihm
schwindlig. Entfernte er sich davon
nur einen Schritt, verschwanden die
Schwindelgefühle augenblicklich.
Offenbar, schlussfolgert Bande-

low, gibt es im Gehirn ein archai-
sches Angstzentrum, das aus einer
Zeit stammt, als es noch kein Glas
gab. Dieses altsteinzeitliche Angst-

system rechnet immer mit dem
Schlimmsten und lässt beim ge-
ringsten Anzeichen, dass es zu ei-
nem Absturz aus größerer Höhe
kommen könnte, die Alarmglocken
schrillen.
Laut Bandelow wird Flugangst im

wesentlichen durch diese Gehirnre-
gion hervorgerufen, die überhaupt
nicht weiß, was Flugzeuge sind und
die mit statistischen Wahrschein-
lichkeiten ebenso wenig etwas an-
fangen kann wie mit rationalen
Überlegungen. Wer unter Flugangst
leidet und sie überwinden will, soll-
te also versuchen, diesen mächtigen
Gegenspieler der Vernunft zu über-
listen oder ihn vorübergehend aus-
zuschalten. Bandelow unterscheidet
fünf Formen der Flugangst. Da gibt
es diejenigen, die einzig und allein
von der Furcht geplagt werden, dass
das Flugzeug abstürzen könnte, und
die sich während des Fluges die düs-
tersten Horrorszenarien in allen Ein-
zelheiten ausmalen (Was würde pas-
sieren, wenn Zugvögel ins Trieb-
werk geraten würden? Was hätte es
für Folgen, wenn das Flugzeug vom
Blitz getroffen werden würde oder
wenn Terroristen eine Bombe an
Bord explodieren lassen würden?).

Da gibt es des weiteren diejenigen,
denen es generell schwer zu schaf-
fen macht, wenn die Distanz zwi-
schen ihnen und dem Erdboden all-
zu groß wird – so dass sie es als qual-
voll empfinden, auf Brücken oder
Türmen zu stehen oder in Skiliften,
Seilbahnen oder eben in Flugzeugen

zu sitzen. Andere, die ohnehin unter
klaustrophoben Ängsten leiden, füh-
len sich im Flugzeug oft dermaßen
eingesperrt, beengt und einge-
klemmt, dass sie Panikattacken aus-
zustehen haben. Wieder andere sind
schlicht überängstlich und leiden
unter einer übersteigerten Angst vor

allem, was ihnen in irgendeiner Hin-
sicht als gefährlich, riskant oder un-
berechenbar erscheint. Und schließ-
lich sind da noch diejenigen, die im
Flugzeug ganz plötzlich von körper-
lichen Beschwerden wie Herzrasen,
Brustschmerzen, Benommenheit,
Magenkrämpfe, Atemnot oder Taub-
heitsgefühlen befallen werden und
die leicht in Panik geraten, weil sie
dazu neigen, solche Beschwerden als
Symptome eines Herzinfarkts, eines
Schlaganfalls oder anderer akuter
Erkrankungen zu deuten. Manchmal
kommt noch die Angst hinzu, die
Kontrolle über sich selbst zu verlie-
ren oder wahnsinnig zu werden. Tat-
sächlich sind solche Beschwerden
nichts anderes als Flucht- oder
Kampfeinstellungen des Körpers.
Mittlerweile lässt sich Flugangst gut

therapieren – wobei die Therapie auf
die Form und die Intensität der Angst
zugeschnitten sein sollte. In leichte-
ren Fällen ist es ohne weiteres mög-
lich, sich selbst zu helfen – indemman
nicht schon Stunden vor dem Flug am
Terminal auftaucht, durch Entspan-
nungsübungen und kontrolliertes At-
men, durch Ablenkungsmanöver,
durch die Wahl des richtigen Platzes
im Flugzeug, und indem man sich et-

was flugtechnisches Wissen beschafft.
In schwereren Fällen funktioniert die
konfrontative Verhaltenstherapie ein-
deutig am besten. »Ein wichtiger Be-
standteil dieser Methode ist die Kon-
frontation mit der angstauslösenden
Situation. In den Anfangszeiten der
Verhaltenstherapie ging man davon
aus, dass man sich langsam an das ge-
fürchtete Szenario herantasten muss,
um die Furcht in kleinen Schritten zu
überwinden. Bei einer Hundephobie
würde man erst mit kleinen Möpsen
kuscheln und dann mit immer grö-
ßeren Exemplaren wie Bernhardinern
Kontakt suchen. Später kamen die
Therapeuten allerdings darauf, dass
die »Überflutungsmethode» wirksa-
mer ist. Es ist auch relativ klar, wa-
rum diese Hauruck-Strategie am
durchgreifendsten wirkt: Das langsa-
me Herantasten hat jeder Phobie-Be-
troffene ja schonunzähligeMale selbst
versucht – aber meistens ohne Erfolg.
Und außerdem reagiert unser einfach
gestricktes Angstsystem nur auf die
Holzhammermethode. Wird dieses
System nämlich immer wieder mit der
gefürchteten Situation konfrontiert,
»wächst nach und nach eine Horn-
haut auf der Seele«, erklärt Borwin
Bandelow.

Sandmännchen kennt keine Panik in den Lüften. Ihm reicht ein fliegender Teppich, um durch die Welt zu düsen. Foto: RBB

»Wird das Angstsystem
immer wieder mit der
gefürchteten Situation
konfrontiert, wächst
nach und nach
eine Hornhaut auf
der Seele.«
Borwin Bandelow,
Mediziner und Angstforscher

NACHRICHTEN

Schwanger nach
Eierstockverpflanzung
Brüssel. Eine 27-jährige Frau aus
Belgien, die aufgrund einer Che-
motherapie seit ihrer Teenagerzeit
unfruchtbar war, brachte mit Hilfe
der Reproduktionsmedizin ein Ba-
by zur Welt. Die junge Frau war
mit 13 Jahren wegen Sichelzel-
lenanämie behandelt worden, wie
die Fachzeitschrift »Human Re-
production« berichtet. Vorsorglich
hatten belgische Ärzte ihr zuvor
den rechten Eierstock entfernt und
ihn eingefroren. Obwohl die Frau
mit 13 noch keine Regelblutungen
gehabt hatte, gelang es den Medi-
zinern zehn Jahre später, Teile des
Eierstocks wieder einzusetzen und
zu aktivieren. Es handele sich um
den ersten Fall überhaupt, bei dem
das Verfahren der Eierstock-Kon-
servierung bei einer noch nicht ge-
schlechtsreifen Patientin ange-
wandt worden sei, berichteten die
Ärzte. »Dies ist ein ermutigender
Beleg, dass ein solches Verfahren
schon in der Kindheit funktio-
niert.« Die junge Frau hatte fünf
Monate nach Einpflanzen des Ei-
erstocks mit 24 Jahren zum ersten
Mal ihre Menstruation bekom-
men. Knapp drei Jahre später, im
November 2014, brachte sie einen
gesunden Jungen zur Welt. epd/nd

Jeder versteht unter
Bioprodukten anderes
Köln. Jeder zweite Konsument
greift beim Einkauf gelegentlich zu
Ökoprodukten. Die große Mehr-
heit (79 Prozent) ist zudem bereit,
dafür wenigstens hin und wieder
auch mehr zu bezahlen als für ver-
gleichbare konventionelle Pro-
dukte. Das geht aus einer Umfrage
des Meinungsforschungsinstituts
YouGov im Auftrag der Deutschen
Presse-Agentur hervor. Jeder
Fünfte würde hingegen keinesfalls
tiefer in den Geldbeutel greifen, 18
Prozent geben an, niemals Bio-
produkte zu kaufen und 28 Pro-
zent tun dies selten. Rund jeder
Zweite ist der Ansicht, dass Bio-
produkte gesünder sind als andere
Lebensmittel. Ein ähnlich hoher
Anteil glaubt, dass es auf ökolo-
gisch arbeitenden Bauernhöfen
keine Massentierhaltung gibt und
Biolebensmittel keine Schadstoffe
wie chemische Pflanzenschutz-
mittel enthalten. Knapp ein Viertel
geht davon aus, dass Bioprodukte
immer aus der Region kommen.
Bei der Kennzeichnung ist das
deutsche Biosiegel den 92 Prozent
der Befragten ein Begriff. Mit dem
EU-Bio-Logo aber konnte jeder
Zweite gar nichts anfangen.
dpa/nd

Marihuana-Freigabe
erhöht Konsum nicht
New York. Die Freigabe von Ma-
rihuana als Arzneimittel würde ei-
ner amerikanischen Studie zufol-
ge nicht zu einem höheren Kon-
sum führen. Dies behauptet ein
Gutachten, für das Daten aus 24
Jahren und 48 Staaten der USA
ausgewertet wurden. Bei der Ana-
lyse der Daten von mehr als einer
Million Heranwachsender wurde
kein Hinweis darauf gefunden
werden, dass mehr gekifft werde,
wenn Marihuana per Kranken-
schein erhältlich sei. Die am
Dienstag im Fachjournal »Lancet«
veröffentlichte Studie zeige keine
Auswirkungen in 21 Staaten, in
denen medizinisches Marihuana
legalisiert wurde: Der Drogen-
konsum der 13- bis 18-Jährigen,
habe sich nicht verändert. dpa/nd

Jung, männlich, risikobereit und verletzlich
Bundesweite Aktionswoche zur Unfallprävention will junge Verkehrsteilnehmer im Schockraum zu mehr Besonnenheit bewegen

In dieser Woche stehen 13 Unfall-
kliniken bundesweit zu einem Prä-
ventionsprogramm für Jugendliche
offen. Die Schüler erhalten eine Vor-
stellung davon, wie sich das Leben
nach einem Unfall ändern kann.

Von Ulrike Henning

Das Auto des 18-Jährigen kam von
der Fahrbahn ab und prallte seitlich
gegen einen Straßenbaum. Der Fah-
rer und die 17-jährige Beifahrerin
wurden lebensgefährlich verletzt.
Einem Reh habe der Mann auswei-
chen wollen, hieß es. Er war an ei-
nem Sonntagabend in einem nie-
dersächsischen Landkreis unter-
wegs. Gleich vier Jugendliche zwi-
schen 14 und 19 Jahren wurden am
vergangenen Wochenende im Land-
kreis Rostock schwer verletzt, als der
alkoholisierte Fahrer die Kontrolle
über sein Fahrzeug verlor.
Meldungen wie diese beiden sind

insbesondere aus ländlichen Gegen-
den regelmäßig zu hören. Typisch
außerdem: Es bedarf keines weite-
ren Verkehrsteilnehmers, die jungen
Fahrer verursachen ihren Crash al-
lein. Das trifft bei 70 Prozent der Un-
fälle in der Altersgruppe zwischen 18
und 24 Jahren zu. Einen derart gro-

ßen Anteil an »Allein-Unfällen« er-
reichen erst wieder die über 75-jäh-
rigen Autofahrer, so Siegfried Brock-
mann, leitender Unfallforscher im
Gesamtverband der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft.
Junge Männer zwischen 18 und 24

Jahre sind am meisten gefährdet,
wenn sie ins Auto steigen oder sich auf
ihr Motorrad setzen. Ihr Unfall- und
Sterberisiko liegt etwa doppelt so hoch
wie das der Gesamtbevölkerung. Zur
Altersgruppe zwischen 15 und 25 Jah-
ren gehören 21 Prozent der in
Deutschland getöteten und 25 Pro-
zent der verletzten Verkehrsunfall-
opfer. Sie werden für sich und andere
zum Risiko, wenn sie mit überhöhter
Geschwindigkeit unterwegs sind, un-
ter Alkohol fahren oder das Steuer und
das Handy gleichzeitig bedienen. Hin-
zu kommen zwei Faktoren, die sich
schlicht nicht ausschalten lassen: Das
Anfängerrisiko, also die mangelnde
Fahrpraxis, und das sogenannte »Ju-
gendlichkeitsrisiko«. Die Fahranfän-
ger wollen sich ausleben und auspro-
bieren. Hinzu kommt, so Brockmann,
die durch Unerfahrenheit bedingte
Annahme, selbst unverletzlich zu sein.
In der Konsequenz heißt das für Un-
fallbeteiligte, darunter eben häufig
auch Mitfahrer, schwerste Verletzun-

gen etwa der Wirbelsäule oder Schä-
del-Hirn-Traumata.
Seit 2012 versuchen Unfallchirur-

gen, diesen Risiken mit einem be-
sonderen Präventionsprogramm ent-
gegenzutreten. Jeweils einen Tag
lang lernt eine Schulklasse von 15- bis
18-Jährigen die Abläufe in einer Un-
fallklinik kennen. Einleitend hören
die Jugendlichen Vorträge von einem
Unfallmediziner und einem Präven-
tionspolizisten, später lernen sie in
kleineren Gruppen Rettungswagen,
Schockraum, Intensiv- und Normal-
stationen sowie die Arbeit der Phy-
siotherapie mit Unfallopfern kennen.
Soweit möglich, können sie mit jun-
gen Unfallopfern selbst sprechen. Die
Initiatoren hoffen, dass der direkte
Kontakt mit den Folgen risikoreichen
Verhaltens nachhaltig wirkt. Genau
erforscht werden soll das bis Ende
2016. Das Programm läuft bisher an
20 Kliniken bundesweit und soll noch
ausgedehnt werden, da die Nachfra-
ge sehr groß ist. Seine Grenzen lie-
gen in den Kapazitäten der Unfall-
kliniken, die dafür jeweils mehrere
Mitarbeiter freistellen.

Weitere Informationen:
www.party4school.de
http://www.party-dgu.deFoto: imago/imagebroker



Zwangsräumung verhindert
Kreuzberger Familie sollte vor die Tür gesetzt werden trotz ärztlichen Attests

Eine dreiköpfige Familie sollte in
der Oppelner Straße geräumt wer-
den, weil das Jobcenter den Miet-
zuschuss kürzte. Die Drohung be-
steht fort.

Von Alexander Isele

Letztlich kam am Dienstagmorgen
doch die Polizei und forderte die Un-
terstützer vom »Bündnis Zwangsräu-
mung verhindern« auf, den Raum vor
dem Haus Nummer 4 in der Oppelner
Straße in Kreuzberg zu verlassen. »50
bis 75 Personen bilden kein normales
Bürgersteigverhalten ab und muss als
politische Versammlung eingeschätzt
werden«, sagte ein Polizeibeamter.
Zuvor hatte das Bündnis zusam-

men mit Aktivisten und Nachbarn,
aber auch mit vielen Anwohnern aus
dem Wrangelkiez Schlosser und An-
walt des Eigentümers daran gehin-
dert, das Haus zu betreten und die
Räumung zu vollstrecken. Auch die
Gerichtsvollzieherin verließ nur we-
nige Minuten nach ihrem Eintreffen
unverrichteter Dinge die Szene.
Parallel zu dem Vollstreckungs-

versuch scheiterte Mieterin Angelina
Krauz aber mit einem Eilantrag vor
dem Kreuzberger Amtsgericht, mit
dem sie die Aussetzung der Zwangs-
räumung wegen Mietschulden sowie
Räumungsschutz beantragen wollte.
Der Mieterin, ihrem Sohn und ihrem
Lebenspartner drohen somit weiter-

hin die Obdachlosigkeit, da trotz aller
Versuche kein Ersatzwohnraum ge-
funden werden konnte. Krauz, die
dem Gericht ein amtsärztliches Gut-
achten vorlegte, aus gesundheitlichen
Gründen derzeit nicht in der Lage zu
sein umzuziehen, muss am 24. Juni
aufgrund ihrer Krankheit erneut ei-
nen Krankenhausaufenthalt antreten.
Die Familie berät nun, gegen die Ab-
lehnung ihres Antrags wegen eines
Formfehlers Beschwerde einzulegen.
Für das »Bündnis Zwangsräumung

verhindern« ist die Aussetzung der
Räumung ein großer Erfolg. »Dass so

viele Menschen heute Morgen ge-
kommen sind, ist riesig«, sagte Sara
Walther vom Bündnis.
Ein neuer Termin zur Räumung

kann frühestens auf in zwei Wochen
festgesetzt werden, was für die Mie-
terin eine großeErleichterung ist. »Wir
hätten nicht gewusst, wo wir hätten
schlafen sollen«, sagte Krauz, Dies
lässt auch Zeit, eine Lösung zu fin-
den. Die Mietschulden liefen auf, weil
die Familie nach dem Auszug der zwei
Töchter einen niedrigeren Mietzu-
schuss vom Jobcenter erhält, und so
die Miete nicht mehr zahlen kann.

ANZEIGE

Unsicher auf dem Rad
Jugendverkehrsschulen sind oft schlecht ausgestattet

Der Natur- und Umweltverband
BUND zieht Bilanz: Berlin vernach-
lässigt seine Jugendverkehrsschu-
len. Mit gefährlichen Folgen.

Von Christin Odoj

Morgens herrscht auf der Prenzlauer
Allee Krieg. Die Fahrradwege entlang
der wuchtigen Verbindungsstraße im
Bezirk Pankow sind schmal und äh-
neln oberflächlich einer gut funktio-
nierenden Ameisenstraße. Alles ist im
Fluss, das monotone Surren der Rä-
der auf dem Asphalt beruhigt. Doch
hier ist nur ungestört, wer dem Takt
hinterherrast. Mütter mit ihren Kin-
dern, die auf dem Rad unterwegs zur
Schule sind, werden in heiklen Über-
holmanövern geschnitten und umla-
gert. Die Kinder, total verunsichert, ei-
ern auf dem roten Pflastersteinweg oft
hin und her. »Rechts bleiben, rechts
bleiben«, kreischt es dann ängstlich
von hinten. Ein alltägliches Bild.
»Viele Kinder im Grundschulalter

sind auf dem Rad sehr unsicher«, sagt
Gabi Jung vom Landesverband des
Bundes für Umwelt und Naturschutz
(BUND). Schuld daran sei u.a. die
schlechte Ausstattung der Jugend-
verkehrsschulen (JVS). Insgesamt gibt
es 28 in der Stadt, zwei oder drei in je-
dem Bezirk. Treptow-Köpenick hat
nur eine. Gabi Jung hat sich in den
letzten Wochen durch alle Bezirke te-
lefoniert und Daten gesammelt. Ihr
Fazit ist ernüchternd: »Die Voraus-
setzungen für Kinder müssen sich
stark verbessern, damit sie sich sicher
im Verkehr bewegen«, sagt Jung. Von
den 28 Schulen können mehr als die
Hälfte nur ein eingeschränktes Ange-
bot zur Verfügung stellen, weil sie
nachmittags nicht geöffnet haben oder
Ehrenamtliche den Betrieb aufrecht-
erhalten.
In der vierten Klasse ist es laut

Grundschulverordnung vorgeschrie-
ben, eine theoretische und eine prak-
tischeRadfahrprüfungabzulegen.Den
Kindern wird beigebracht die Spur zu
halten, wie sie abbiegen, lernen die
Vorfahrtsregeln und den Schulter-
blick. Am Ende steht die bestandene
Prüfung auf dem Zeugnis. Der Senat
will damit einem Teil seines Erzie-
hungsauftrages nachkommen, heißt
es in der Verordnung. An den Schu-
len sind die Sachkundelehrer für die
Übungsstunden und die Prüfungen

verantwortlich. Allein in diesem Jahr
werden knapp 24 000 Kinder die Prü-
fung ablegen.
Seit sich die Polizei nicht mehr um

den Betrieb der JVS kümmert, wer-
den sie fast ausschließlich von Men-
schen geleitet, die das Jobcenter dort-
hin vermittelt. Nur in Marzahn-Hel-
lersdorf gibt es eine fest angestellte
Kraft. »Diemeisten Stellen sind nur für
ein halbes Jahr besetzt, einige wollen
gar nicht mit Kindern arbeiten, vielen
fehlt die pädagogische Ausbildung«,
berichtet Jung. Die meisten seien si-
cherlich sehr engagiert, aber das Per-
sonal reiche trotzdem nicht aus.
Die Unfallstatistik der Polizei un-

terstützt Jungs Bilanz. Die 475 Ver-
kehrsunfälle, an denen Kinder im Jahr
2013 als Radfahrer beteiligt waren,
wurden zu 75 Prozent von ihnen ver-
ursacht. Über die Hälfte der Kinder
war zwischen 11 und 14 Jahren alt.

Gesine Lötzsch  
und Ursula Werner 
»Immer geht’s weiter«  
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Lieber zu Fuß als mit Auto
Neue Studie: Hauptstädter sind umweltbewusster unterwegs

Das Mobilitätsverhalten der
Hauptstädter ändert sich rasant:
Immer mehr Menschen gehen zu
Fuß, nutzen die Öffentlichen Ver-
kehrsmittel oder fahren mit dem
Fahrrad.

Von Martin Kröger

Die Bedeutung des einstigen Sta-
tussymbols Auto sinkt weiter. Nur
noch 30 Prozent machte im Jahr
2013 der Autoverkehr an den täg-
lich absolvierten Wegen in Berlin
aus. Das hat eine Studie der Tech-
nischen Universität Dresden (TUD)
im Auftrag der Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung ergeben, die am
Mittwoch der Öffentlichkeit vorge-
stellt wurde. Vor fünf Jahren, im
Rahmen der letzten repräsentativen
Erhebung, war der Autoverkehr mit
33 Prozent Anteil noch Spitze in Ber-
lin gewesen.
Gewinner der Trends sind die

umweltfreundlichen Fortbewe-
gungsarten: Der Anteil des Öffent-
lichen Personennahverkehrs mit 27

Prozent (plus drei) und des Rad-
verkehrs mit 13 Prozent (plus zwei)
nahm zu. Am liebsten absolvieren
die Hauptstädter aber ihre Wege zu
Fuß: Mit 31 Prozent ist dieser Anteil
inzwischen sogar größer als der des
Autoverkehrs.
»Wir haben unser umweltpoliti-

sches Ziel von 2011 erreicht«, er-
klärte Verkehrsstaatssekretär Chris-
tianGaebler zu der Entwicklung. Der
Rückgang des Anteils des Autover-
kehrs zeige, dass die entsprechen-
den Kampagnen greifen und die
Berliner sehr bewusst agieren wür-
den. »Das Sport Utility Vehicle (SUV)
ist nicht das Verkehrsmittel der Zu-
kunft«, sagte Gaebler. Aufgrund des
großen Bevölkerungsanstiegs im
Vergleichszeitraum 2008 bis 2013
von 155000 Berlinern ist die abso-
lute Zahl der Autos allerdings nicht
gesunken. Die durch das Wachstum
bedingten Verkehrszuwächse ver-
teilen sich in der Hauptsache aber
auf die Verkehrsmittel des Umwelt-
verbundes, also Fuß, Öffentlicher
Personennahverkehr und Fahrrad.

Die oppositionellen Grünen for-
derten am Mittwoch im Zusam-
menhang mit den Studienergebnis-
sen, dass sich der rot-schwarze Se-
nat von seiner Politik der »autoge-
rechten Stadt« verabschieden müs-
se. »Wir erwarten, dass die rot-
schwarze Koalition in den anste-
henden Haushaltsberatungen die
Investitions- und Personalmittel ins-
besondere im Bereich Radverkehr
vervielfacht«, erklärte der ver-
kehrspolitische Sprecher der Grü-
nen, Stefan Gelbhaar.
Eine Kritik an der finanziellen

Ausstattung der Verkehrsinfra-
struktur wies die Verkehrswaltung
am Mittwoch zurück. »Über Fi-
nanztöpfe zu reden ist die falsche
Diskussion«, sagte Gaebler. Sinnvoll
sei es dagegen, über die Verteilung
des Platzes im öffentlichen Raum zu
diskutieren. Für diese Debatte plant
der Senat am kommenden Montag
ein Stadtforum. Thema: »Wem ge-
hört der öffentliche Raum?« Es fin-
det ab 18 Uhr im Tempodrom, Mö-
ckernstraße 10, in Kreuzberg statt.

Berlin
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Asphaltierte
Verkehrszukunft
Christin Odoj über eine Stadt, in
der Autos (k)eine Zukunft haben

Wenn das Ludwig Erhard noch
hätte miterleben dürfen. Der Ber-
liner interessiert sich, 60 Jahre
nach dem Wirtschaftswunder,
nicht mehr für Automobile. Also
jedenfalls weniger als für das Rad
und die Bahn und ist zur großen
Überraschung, weil er von erste-
ren auch langsam genervt ist, am
liebsten per pedes unterwegs. Ist
das die allgemeine Resignation
einer Stadt mit Wachstums-
schmerzen?
In den nächsten 15 Jahren

werden in Berlin aller Voraussicht
nach rund 250 000 Menschen
mehr leben als heute. Sie brau-
chen nicht nur Schulplätze und
anscheinend auch Shopping Cen-
ter, sondern sie bewegen sich im
Stadtraum, der sich aber eher
verdichtet als ausdehnt. In Berlin
macht man sich nun tatsächlich
Gedanken, wie eine Stadt im
postautomobilen Zeitalter ausse-
hen kann. Leidenschaftlich wird
über die »Öffi-Flat« diskutiert, ein
von allen BerlinerInnen finanzier-
ter kostenloser Nahverkehr. Be-
zirke wie Lichtenberg arbeiten
gerade an einem alternativen
Mobilitätskonzept.
Und der Senat? Es ist nicht so,

dass er das Problem nicht kennt,
setzt aber die falschen Prioritäten.
Es gilt: Erst der Wohnraum, dann
die Anbindung. So etwa in Elisa-
beth Aue ganz im Norden der
Stadt. Dort soll bis 2025 eine
Großsiedlung für etwa 10 000
Menschen entstehen. Wie sie da
hin und wieder weg kommen,
steht noch in den Sternen. Eine
Straßenbahnlinie soll verlängert
werden. Aha. In ganz Weißensee
fährt bis heute nur die Straßen-
bahn, obwohl der Ortsteil inzwi-
schen den größten Bevölkerungs-
zuwachs im Bezirk Pankow hat.
Und noch eins: Für den Ausbau
der Autobahn A100 hat Klaus
Wowereit damals 2011 Koaliti-
onsverhandlungen mit den Grü-
nen platzen lassen. Auch wenn
einige behaupten, er hätte nur ein
Alibi gebraucht, Berlins mobile
Visionen hat er damit asphaltiert.

Eintritt frei! Informationen unter www.münzenbergforum.de

Eine Gemeinschaftsreihe des Münzenberg Forum Berlin, der Rosa-Luxemburg-Stiftung, der Tageszeitung  
neues deutschland, der Linken Medienakademie LiMA und der Grundstücksgesellschaft Franz-Mehring-Platz 1

22. Juni, 18:30 Uhr 
Treffpunkt: Hallesche-Tor-Brücke  
(U-Bahnhof Hallesches Tor; U6, U12)

Stadtführung – Meinungskampf im  
Zeitungsviertel. Geschichten von Presse-
zaren, Macht und Gegenmacht
Eine Stadtführung mit Win Windisch

Lesehilfe für den Senat
Initiative reicht Korrekturen zum Mietenvolksentscheid ein

Die Änderungen am Gesetzent-
wurf machen den Entscheid um bis
zu 600 Millionen Euro billiger, je-
denfalls nach Senatsrechnung.

Von Bernd Kammer

Die Initiatoren des Mietenvolksent-
scheids haben dem Senat eine Art Le-
seschwäche attestiert. »Er hat unse-
ren Gesetzentwurf falsch gelesen«,
sagt Jan Kuhnert, einer von fünf Ver-
trauensleuten der Initiative. Vor al-
lem dadurch kämen die enormen
Unterschiede in den Kosten zustan-
de. Die Initiative beziffert sie auf 1,15
Milliarden Euro in fünf Jahren, der
Senat geht von 3,3 Milliarden aus.
Um diesen Interpretationsspielraum
zu beschneiden, wollen die Organi-
satoren an diesemMittwoch beim In-
nensenat »Änderungen« und »Präzi-
sierungen« zu ihrem Entwurf einrei-
chen, wie sie es nennen.
Im Kern geht es um drei Punkte,

die korrigiert werden sollen. Bisher
war vorgesehen, dass die landesei-
genen Wohnungsbaugesellschaften
private Sozialwohnungen ankaufen
müssen, so dieses es wollen und
auch, wenn der Preis über dem Ver-
kehrswert der Immobilie liegt. Der
Senat befürchtete, dass die Eigentü-
mer dann ihre gesamten Schrottim-
mobilien anbieten. Das wird jetzt
ausgeschlossen, in demmaximal zum
Verkehrswert angekauft werden soll.

Eine zweite Korrektur betrifft die
Förderung der Mieter von Sozial-
wohnungen, für die es keine An-
schlussförderung mehr gibt. Hier
werde nur noch die Miete von denen
subventioniert, die zwei Jahre vor In-
krafttreten des Gesetzes in der Woh-
nung lebten, sagte Kuhnert. Der Se-
nat hatte befürchtet, dass auch neu
hinzuziehende Mieter gefördert wer-
den und so die Anschlussförderung
wieder eingeführt werden soll. Aus-

räumen will die Initiative auch die
Kritik, dass bei Einführung des Ge-
setzes die Mieten von Sozialwoh-
nungen steigen würden. Denn die
Initiative wollte diese bisher für In-
haber eines Wohnberechtigungs-
scheins auf einen Durchschnittswert
begrenzen, der auch die Mieten der
Wohnungen ohne Anschlussförde-
rung umfasst. Diese sind aber höher
als die Mieten in geförderten Woh-
nungen und würden somit die
Durchschnittsmiete erhöhen.
»Wenn es von Vorteil für das Ge-

setz ist, korrigieren wir uns«, sagte
Vertrauensfrau Melanie Dyck. Man

habe die Hinweise der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung be-
rücksichtigt. Der Senat müsse jetzt
prüfen, ob die Änderungen zulässig
sind. Falls nicht, bleibe es bei dem
Gesetzentwurf. Aber die Initiative
geht davon aus, dass ihre Korrektu-
ren das Wesen des Gesetzes nicht än-
derten, und nur dann könnte der Se-
nat sie versagen. Auch in früheren
Volksentscheiden habe es immer
wieder kleine Eingriffe gegeben.
Die Initiative bestreitet auch nicht,

dass einzelne Punkte auf ihre Ver-
fassungskonformität überprüft wer-
den können, »aber nicht das gesam-
te Gesetz wegen seiner Kosten«, sag-
te Dyck mit Hinweis auf die BER-Fi-
nanzen. Die Menschen würden
schnell erkennen, dass dies nur ein
Trick wäre, um das Thema aus dem
Wahlkampf zu halten. Ohnehin han-
dele es sich bei der Kostenschätzung
des Senats um eine »politische«, so
Kuhnert, »Unsere Ausgaben hat er
doppelt gerechnet, nur so kommen
die 3,3 Milliarden Euro zusammen.«
Wenn man jetzt die durch die Kor-
rekturen in der Senatsrechnung ein-
gesparten 500 bis 600 Millionen Eu-
ro abziehe, »liegenwir gar nichtmehr
so weit auseinander«. Die Finanzie-
rung von Kitas oder Straßenbau wer-
de jedenfalls nicht wegbrechen, »und
auch die Wohnungsbaugesellschaf-
ten werden nichts ins Chaos ge-
stürzt«.

» Das ist eine politische
Kostenschätzung.«
Jan Kuhnert, Initiative
Mietenvolksentscheid

Unheimlich verdichtet: Öffentlicher Raum in Berlin Foto: : imago/Steinach
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Post-Streiks werden auf
Paketzentren ausgeweitet
Berlin. Die Streiks bei der Deut-
schen Post sollen an diesem Don-
nerstag auf die beiden Branden-
burger Paketzentren in Börnicke
bei Nauen (Havelland) und Rü-
dersdorf (Märkisch-Oderland)
ausgeweitet werden. Damit soll
nach Angaben von ver.di-Ge-
werkschaftssekretär Detlef Con-
rad vom Mittwoch der Druck auf
das Unternehmen erhöht werden.
Bereits seit Anfang vergangener
Woche werden die Briefverteil-
zentren in der Region bestreikt,
auch viele hundert Zusteller be-
finden sich mittlerweile im Aus-
stand. Der Streik in den Paket-
zentren könnte für Postkunden
ohne große Auswirkungen blei-
ben, da dort viele nicht streikbe-
rechtigte Aushilfen arbeiten. In
dem Tarifkonflikt geht es um die
Arbeitsbedingungen von bundes-
weit 140 000 Beschäftigten. Strit-
tig ist vor allem die schlechtere
Bezahlung bei 49 neu gegründe-
ten regionalen Gesellschaften für
die Paketzustellung. dpa/nd

Buga-Gelände nach Unfall
ab Samstag wieder offen
Brandenburg/Havel. Nach dem
folgenschweren Unwetter, das ein
Todesopfer gefordert hatte, soll
die Bundesgartenschau in Rathe-
now (Havelland) ab Samstag wie-
der geöffnet sein. Zunächst werde
an den 49 Jahre alten Besucher er-
innert, der durch einen herabfal-
lenden Ast ums Leben gekommen
war, sagte am Dienstag die Vor-
sitzende des Buga-Zweckverban-
des, Dietlind Tiemann (CDU). »Es
war ein unvorstellbares Ereignis«,
so Tiemann, die auch Oberbür-
germeisterin von Branden-
burg/Havel ist. Das Unglück über-
schatte die Gartenschau. Zu den
Ursachen wollte Tiemann unter
Hinweis auf laufende Ermittlun-
gen nichts sagen. Die Aufräumar-
beiten gehen nach Angaben des
Geschäftsführers des Zweckver-
bandes, Eberhard Skupch, voran.
Etwa 20 bis 25 meist alte Bäume
waren bei dem starken Sturm um-
gestürzt und müssen beseitigt
werden. Zur genauen Schadens-
summe konnte er noch keine An-
gaben machen. Die Buga läuft seit
April in der Havelregion. Bis Ok-
tober werden 1,5 Millionen Be-
sucher erwartet. dpa/nd

Ein Mensch verbrennt
nach Unfall im Pkw
Herzfelde. Bei einem schweren
Verkehrsunfall östlich von Berlin
ist ein Mensch in einem Auto ver-
brannt. Der Wagen war am Mitt-
woch von der Bundesstraße 1 bei
Herzfelde (Märkisch-Oderland)
abgekommen, gegen einen Baum
geprallt und und hatte sofort Feu-
er gefangen, sagte eine Polizei-
sprecherin. Ob es sich bei dem Op-
fer um eine Frau oder einen Mann
handelt, war zunächst unklar. Der
Brand wurde durch die Feuer ge-
löscht. Die Straße zwischen Herz-
felde und Lichtenow war zeit-
weilig gesperrt. dpa/nd

Wohnungen leer, Asylheime voll
12 000 erwarteten Flüchtlingen stehen 25 700 freie Mietsquartiere gegenüber
Wenn es um die Unterbringung von
Flüchtlingen geht, heben die meis-
ten Kommunen die Hände – kein
Platz. Andererseits stehen im Land
zahlreiche Wohnungen leer, wer-
den ganze Blöcke abgerissen.

Von Andreas Fritsche

Die Zahl der Flüchtlinge in Branden-
burg steigt und steigt. 2014 musste
das Bundesland 6300 Asylbewerber
aufnehmen, im laufenden Jahr wer-
den 12 000 erwartet. Um seiner For-
derung nach menschenwürdiger Un-
terbringung Nachdruck zu verleihen,
sagte ein Regierungspolitiker 2013:
»Ich möchte nicht in den Nachrich-
ten sehen müssen, dass in Eisenhüt-
tenstadt Zelte aufgestellt werden.«
In Eisenhüttenstadt befindet sich

die hoffnungslos überfüllte Erstauf-
nahmestelle für Flüchtlinge. Zelte
sind dort nicht aufgestellt worden.
Stattdessen richtete das Innenminis-
terium Außenstellen in Frankfurt
(Oder) und Ferch ein, und es plant
weitere Außenstellen in Doberlug-
Kirchhain und Wünsdorf.
Die Lage scheint unter Kontrolle zu

sein. Der Satz zeigte aber, wie
schwierig die Situation zeitweise ge-
wesen ist. Die Probleme bei der Un-
terbringung sind auch nicht geringer
geworden. Dabei stehen allein bei den
kommunalen Wohnungsgesellschaf-
ten und bei den Wohnungsgenos-
senschaften im Land 25 700 Woh-
nungen leer. Die Landkreise Spree-

Neiße und Prignitz weisen Leer-
standsquoten von beinahe 18 Pro-
zent aus, in Oder-Spree, Elbe-Elster
und Oberspreewald-Lausitz sind es
mehr als zehn Prozent, und im Bar-
nim und in Märkisch-Oderland liegt
die Quote nur knapp unter einem
zweistelligen Wert. Besonders groß
ist der Leerstand in berlinfernen
Städten und Gemeinden wie Lauch-
hammer mit einer Quote von 28,5
Prozent oder Forst (27,5), Witten-
berge (21,6), Guben (18,9) und Bad
Freienwalde (17,7). Selbst in Eisen-

hüttenstadt mit seiner überfüllten
Erstaufnahme stehen derzeit 13,1
Prozent der Mietswohnungen leer.
Ist es im Nachhinein betrachtet

falsch gewesen, in den vergangenen
fünf Jahren weitere 10 500 DDR-
Neubauwohnungen abzureißen? Ist
es nicht ein Irrsinn, selbst jetzt noch
die Beseitigung von Plattenbauten zu
planen? Im Oktober sorgte ein Fall in
Oderberg für Aufmerksamkeit. Sechs
Viergeschosser am Platz der Einheit
sollten dort mit Hilfe von 342 000 Eu-
ro Fördergeld niedergelegt werden,

während das Evangelische Jugend-
und Fürsorgewerk parallel an der
Hermann-Seidel-Straße notgedrun-
gen den rund 1,8 Millionen Euro teu-
ren Neubau einer Asylunterkunft mit
80 Plätzen plante. Auch das müsste
am Ende der Steuerzahler finanzie-
ren. Doch für derlei Absurditäten gibt
es zuweilen auch nachvollziehbare
Gründe. Die Landkreise und kreis-
freien Städte haben unterschiedliche
Konzepte für die Unterbringung der
ihnen zugewiesenen Flüchtlinge. Hier
werden die Menschen ausschließlich
mit Wohnungen versorgt und da wer-
den Sammelunterkünfte bevorzugt.
Es finden sich auch Wohnungsver-
bünde mit mehreren Quartieren in ei-
nem Haus, in einem Wohnblock oder
einem Viertel und dazu einem Büro
mit Betreuern.
Zwar gibt es neben Bürgerinitiati-

ven, die Flüchtlinge herzlich will-
kommen heißen, auch Vorurteile ge-
gen Ausländer. Ermutigend ist, wenn
die Nachbarn sagen: »Die Flüchtlinge
sollen ruhig einziehen. Das ist uns
recht. Dann können wir selbst weiter
hier wohnen.« Schließlich möchten
Senioren oft in der vertrauten Um-
gebung bleiben, solange es geht.
Wenn zu viele Wohnungen leer ste-
hen, droht der Abriss des Hauses.
Auch der Verband der Berlin-Bran-

denburgischen Wohnungsunterneh-
men (BBU) begreift die Integration als
Chance. Vorstand Maren Kern sagt:
»In Brandenburg herrscht zuneh-
mend Fachkräftemangel. Je besser

junge oder bereits gut ausgebildete
Menschen, die auf der Suche nach ei-
ner Perspektive zu uns kommen, zum
Beispiel durch Deutschkurse integ-
riert werden, desto eher können auch
die Städte im weiteren Metropolen-
raum als Wohn- und Wirtschafts-
standorte davon profitieren.«
Die Wohnungswirtschaft in Ost-

prignitz-Ruppin zeige sich aufge-
schlossen für die Flüchtlingsunter-
bringung, erklärte Martin Osinski von
den Ruppiner Kliniken, die ein Asyl-
heim in Neuruppin betreiben und
Wohnungen für Flüchtlinge organi-
sieren. Dennoch gestaltet sich die
Wohnungssuche nicht einfach – auch
deshalb, weil es verschiedene Anfor-
derungen angeeigneteQuartiere gibt.
So lautete ein Grund für die Ableh-
nung einer angebotenen Wohnung
auf einem alten Bauernhof in Wal-
chow, sie sei für die Betreuer nicht er-
reichbar.
Es nütze nichts, wenn in einem

Dorf 24 Wohnungen frei sind, es dort
aber keine Kita und keine Schule
mehr gibt, weiß Wolfgang Schön-
felder vom BBU. Denn viele Flücht-
linge kommen mit ihren Kindern.
Auch die Verkehrsanbindung spielt
eine Rolle. Denn die Flüchtlinge kön-
nen sich so schnell kein Auto leisten.
Sozialministerin Diana Golze

(LINKE) hat die fehlende Infrastruk-
tur als Grund angeführt, warum leer-
stehende Wohnblöcke allein noch
keine Lösung des Unterbringungs-
problems darstellen.

»Die Integration von
Flüchtlingen bietet
Ansatzpunkte für
Wachstum.«
Maren Kern

Hoffnung auf eine sichere Bleibe – die meisten Flüchtlinge, wie hier in Frankfurt (Oder), haben bei der Ankunft nur das Allernötigste zum Leben bei sich. Foto: dpa/Oliver Mehlis
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Herkules lässt noch auf sich warten
Die für Juni vorgesehene Rückkehr der ersten historischen Attikafiguren auf das Landtagsschloss verzögert sich

DemDach des als Landtagssitz wie-
dererrichteten Potsdamer Stadt-
schlosses fehlt noch der histori-
sche Figurenschmuck. Formalien
behindern seine Aufstellung.

Die für Juni geplante Rückkehr der
ersten Attikafiguren auf das Land-
tagsschloss verzögert sich. Grund sei
die langwierige Bearbeitung der Bau-
anträge für die Aufstellung der Figu-
ren auf dem Dach, sagte der stell-
vertretende Vorsitzende des Vereins
Potsdamer Stadtschloss, Hans-Joa-
chim Kuke. Zudem muss der Verein
die Kosten für die Restaurierung der
Figuren selbst stemmen, da sich das
Land daran nicht beteiligt. Für die
ersten acht Figuren waren 300 000
Euro fällig, gut 6000 Euro pro Figur
kostet die Platzierung auf dem Dach.

»Im gerade beschlossenen Dop-
pelhaushalt für 2015/2016 gibt es für
die Aufstellung der Figuren kein

Geld«, bestätigte Landtagssprecher
Rainer Liesegang. Dabei gehen die Fi-
guren, sobald sie auf dem Parla-

mentsbau stehen, in das Eigentumdes
Landtags über, weil sie dann Teil des
Gebäudes seien, so Liesegang.
Im März hatte Landtagsdirektor

Detlef Voigt im Parlament erklärt,
dass man den fünf Tonnen schweren
Herkules und den Jüngling im auf
dem westlichen Kopfbau platzieren
könnte, die Frauenfiguren Ariadne
und Hygiea im Herbst auf dem östli-
chen Kopfbau.
Ursprünglich hätten 70 Attikafi-

guren das Schloss geschmückt, sagte
Vereinssprecher Didier Pohlig. Nach
der Sprengung der Schlossruine im
Jahr 1960 waren die Figuren teils mit
Trümmern eingegraben, andere ein-
gelagert worden. Einige Figuren be-
finden sich heute auch als Leihgaben
auf Dachgesimsen der Berliner Hum-
boldt-Universität. dpa/nd

Attikafiguren auf dem Hauptgebäudes der Humboldt-Universität. Foto: dpa/M. Gambarini

Aus für die
Geburtsstation
Die Landeskrankenhauskonfe-
renz beschloss die endgültige
Schließung der umkämpften
Geburtsstation in Bad Belzig.

Von Olaf Präger
und Andreas Fritsche

Dem Gesundheitsministerium ist
es gelungen, die Hiobsbotschaft
für Bad Belzig in eine gute Nach-
richt einzuflechten. Unter der be-
schönigenden Überschrift, »Ge-
burtshilfeversorgung in Branden-
burg auch in Zukunft flächende-
ckend gesichert«, kamen am Mitt-
woch zuerst zwei bis drei Sieges-
meldungen: Die Landeskonferenz
für Krankenhausplanung habe am
selben Tage entschieden, dass die
Geburtsstationen in Bernau und
Strausberg bleiben dürfen. Dort
habe es im vergangenen Jahr 425
und 327 Geburten gegeben. 300
sind als Mindestanzahl festgelegt.
Templin, das mit zuletzt 230 Ge-
burten ebenfalls unter Beobach-
tung stand, wird 2020 noch ein-
mal unter die Lupe genommen.
Die dortige Geburtsstation darf
aber erst einmal bleiben.
Doch für die bereits am 1. Ap-

ril geschlossenen Geburtshilfe in
Bad Belzig sehe die Konferenz
»keine Möglichkeit der Weiter-
führung«, heißt es. »Ich muss das
Votum schweren Herzens zur
Kenntnis nehmen und bedauere
die endgültige Entscheidung zur
Schließung der Geburtshilfe«,
sagte Gesundheitsministerin Dia-
na Golze (LINKE). »Der Versuch
eines alternativen Konzepts ist lei-
der gescheitert, da sich die betei-
ligten Häuser nicht einigen konn-
ten.«
Bad Belzigs Krankenhaus ge-

hört zum Potsdamer Klinikum
»Ernst von Bergmann« (EvB). Das
Städtische Klinikum Branden-
burg/Havel (SKB) hatte dem EvB
vorgeschlagen, Gynäkologie und
Geburtshilfe zu übernehmen.
Bestürzt über das Maß an Ig-

noranz und Kaltschnäuzigkeit äu-
ßerte sich Peter Ledwon, Chefarzt
der Frauenheilkunde und Ge-
burtshilfe im SKB. Auf Ledwon
geht das abgelehnte Alternativ-
konzept zurück. Verantwortlich
für die Schließung macht der
Chefarzt insbesondere die im Hin-
tergrund wirkenden Krankenkas-
sen, die »über Finanzierungszu-
sagen oder -verweigerungen alle
Entscheider in den Krankenhäu-
sern in der Hand haben und de-
nen die kleine Geburtshilfe schon
seit vielen Jahren ein Dorn im Au-
ge war«.
Als Kardinalfehler des Minis-

teriums bezeichnete Lewdon die
vorschnelle Rücknahme des Ver-
sorgungsauftrags. Auf Bedingun-
gen, die EvB-Geschäftsführer Ste-
fan Grebner stellte, konnte und
wollte das SKB nicht eingehen.
»Wir haben ein gutes Angebot ab-
gegeben, das ausgewogen öko-
nomische und fachlich-qualitative
Aspekte berücksichtigt«, betonte
Ledwon. »Wir sind nicht Bittstel-
ler, sondern wollten helfen.«
Offenbar war die Offerte aus

Brandenburg/Havel von vornhe-
rein chancenlos. Denn das SKB
wurde angeblich von Seiten der
Krankenkassen gedrängt, sein An-
gebot zurückzuziehen. Im Ge-
genzug sollen dem Klinikum dem
Vernehmen nach Vergünstigun-
gen angeboten worden sein.

Opfer legen
Revision ein
Frankfurt (Oder). Nach dem Mas-
kenmann-Urteil des Landgerichts
Frankfurt (Oder)wollen jetzt auch
zwei der vier Opfer Revision ein-
legen. Die Anwälte der Unter-
nehmerfrau und ihrer Tochter aus
Bad Saarow teilten mit, dieses
Rechtsmittel vorsorglich nutzen
zu wollen. Der Täter hatte 2011
versucht, seine Opfer zu entfüh-
ren. Trotz der Verurteilung des
Angeklagten zu lebenslanger Haft
war das Gericht nicht allen For-
derungen der Nebenkläger ge-
folgt. Die Verteidigung hat bereits
Revision eingelegt. nd
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Ältestenrat des Landtages
erteilt König Rüge
Erfurt. Weil sie nicht-autorisierte
Auszüge eines Landtags-Proto-
kolls beim Kurznachrichtendienst
Twitter veröffentlicht hat, ist die
Linke-Landtagsabgeordnete Ka-
tharina König gerügt worden. Der
Ältestenrat des Parlaments habe
einstimmig festgestellt, dass Kö-
nig damit vor einigen Wochen ge-
gen geltende Regularien des Thü-
ringer Landtages verstoßen habe,
sagte Landtagspräsident Christian
Carius am Mittwoch in Erfurt. Kö-
nig hatte den Auszug aus einem
nicht-autorisierten Protokoll ge-
twittert, nachdem sie und der
CDU-Fraktionsvorsitzende Mike
Mohring sich im Mai-Plenum des
Landtages einen verbalen Schlag-
abtausch über den Mythos der
»sauberen Wehrmacht« geliefert
hatten. dpa/nd

Regierung einigt sich auf
Termin zu Volksentscheid
Schwerin. Der Volksentscheid zur
Gerichtsstrukturreform in Meck-
lenburg-Vorpommern wird am 6.
September stattfinden. Das habe
das Kabinett beschlossen, sagte ein
Sprecher des Innenministeriums
amMittwoch.Der erste Sonntag im
September sei der erste rechtlich
mögliche Termin, an dem die Bür-
ger über die Gerichtsstrukturre-
form entscheiden könnten, hieß es.
Es handelt sich um den ersten
Volksentscheid in Mecklenburg-
Vorpommern seit der Abstim-
mung über die Landesverfassung
1994. Alle Bürger des Landes ab
18 Jahren können den Angaben
zufolge an der Abstimmung teil-
nehmen. dpa/nd

Neues Forschungszentrum
in Dresden eröffnet
Dresden. Ein neues Zentrum für
Mikro- und Nanoelektronik in
Dresden soll künftig das Wissen
von Forschung und Wirtschaft
bündeln. In dem Verbund arbeiten
Wissenschaftler von vier Dresdner
Fraunhofer-Einrichtungen sowie
der Universitäten in Dresden und
Chemnitz gemeinsam mit 20 Fir-
men aus der Region. Damit baue
Sachsen seinen Spitzenplatz in
diesem Bereich aus, erklärte Mi-
nisterpräsident Stanislaw Tillich
(CDU) am Mittwoch zur Eröff-
nung. Im Leistungszentrum
»Funktionsintegration für die Mik-
ro- und Nanoelektronik« sollen
Forschungsergebnisse etwa zur
Messtechnik oder Sensorik schnel-
ler in Produkte umgesetzt werden.
Gefördert wird das Zentrum in den
nächsten zwei Jahren mit 12,5
Millionen Euro von Freistaat, In-
dustrie und Fraunhofer-Gesell-
schaft. dpa/nd

Muslime im
Landtag
Bayerische Abgeordnete
hören sich Erfahrungen an

Von Carsten Hoefer, München

»Zuerst waren meine Eltern Gast-
arbeiter, dann waren sie Türken,
dann Ausländer«, sagt Mehmet
Sapmaz. »Und jetzt sind sie Mus-
lime.« Sapmaz war früher CSU-
Stadtrat in Erlangen. Am Diens-
tagabend sind er und über hun-
dert andere Muslime in den Land-
tag gekommen, um den Abgeord-
neten Grundsätzliches zu erklä-
ren. Als kommunalpolitisch akti-
ves CSU-Mitglied darf Sapmaz als
Musterbeispiel für gelungene In-
tegration gelten, genauso wie die
meisten anderen Gäste. Die Poli-
tiker reden vergleichsweise wenig,
Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU) sitzt im Publikum und hört
zu, ohne sich zu melden. Das Wort
haben tatsächlich die Landtags-
gästen. Die Idee zu der Veranstal-
tung kam von SPD-Fraktionschef
Markus Rinderspacher.
Sapmaz’ Argument wird in un-

terschiedlicher Form von vielen
Diskussionsteilnehmern vorge-
bracht: In der Wahrnehmung der

Bevölkerungsmehrheit hat die Re-
ligion inzwischen einen Stellen-
wert erreicht, den sie früher nicht
hatte – und der viele nervt. »Wenn
irgendwo ein Anschlag auf der
Welt passiert, bete ich zuGott, dass
es kein Muslim war«, sagt Sap-
maz. Und hinter der mit Miss-
trauen betrachteten Religion ver-
schwindet in der Wahrnehmung
dann oft der Einzelne.
»Eigentlich bin ich ein ganz nor-

maler Mensch«, erklärt die
Münchner Filmstudentin Suli Kur-
ban den Abgeordneten. »Und dann
habe ich halt die Religion.« Sie ist
die Tochter uigurischer Flüchtlin-
ge aus Xinjiang – einer Region, in
der viele Muslime einen ziemlich
laxen Islam praktizieren. »Manch-
mal frage ich mich: Was sind ei-
gentlich Muslime? Sind wir eine
besondere Spezies?« sagt Kurban.
Sie berichtet, dass sie im vergan-
genen Jahr erstmals das Rama-
dan-Fasten praktizierte – auf An-
regung des Bayerischen Rund-
funks für ein Videoprojekt.
Die Auswahl der Gäste ist si-

cher nicht repräsentativ. Politiker
kennen überwiegend andere Poli-
tiker, und so haben die Abgeord-
neten überdurchschnittlich viele
Kommunalpolitiker eingeladen.
Viele sagen, dass sie sich in Bay-
ern wohlfühlen und dass die Ge-
sellschaft Fortschritte gemacht ha-
be, einige reden von der bayeri-
schen Heimat. Doch das Grund-
problem sprechen auch sie an: »Du
bist Türke und du bist Moslem.
Man muss sich erstmal rechtferti-
gen«, sagt Serdar Duran, JU-Orts-
vorsitzender in München. »Dabei
lebt Bayern grundsätzlich von die-
ser Vielfalt.«
Und manches, was gut gemeint

ist, kann auch den gegenteiligen
Effekt haben. So führten die
Deutschförderkurse und Integra-
tionsklassen in den Grundschulen
dazu, dass die Kinder frühzeitig
aussortiert würden, meint eine aus
Nordirak stammende Lehramts-
studentin. »Dadurch haben sie ei-
ne Stigmatisierung, die zieht sich
durch das ganze Leben.«
Die Veranstaltung kommt bei

den Gästen gut an. Doch ob ihre
Erfahrungen repräsentativ sind,
darf bezweifelt werden. »Das sind
die Eliten (unter den Einwande-
rern)«, meint eine Allgäuer Stu-
dentin. So habe eine Freundin we-
gen ihres Kopftuchs den Job ver-
loren, berichtet sie. Von den Poli-
tikern findet Freie-Wähler-Chef
Hubert Aiwanger die offenste For-
mulierung: »Migrationshinter-
grund, das klingt ein bisschen wie
ein Kratzer im Lack.« dpa/nd

Als kommunalpoli-
tisch aktives CSU-
Mitglied darf
Sapmaz als
Musterbeispiel
für gelungene
Integration gelten.

Willkommen im Niemandsland
Niedersachsen: Flüchtlinge kommen in Kasernen auf abgelegenem Truppenübungsplatz
Mitten im Wald will der Kreis Gif-
horn in Niedersachsen 220 Flücht-
lingeunterbringen. Inder leerenKa-
serne eines ehemaligen Truppen-
übungsplatzes. »Außerhalb der Zi-
vilisation«, rügt der Flüchtlingsrat.

Von Hagen Jung

Eine schwarze Bombe explodiert auf
gelbem Grund. Neben dieser Warn-
tafel befiehlt ein Schild »Absolutes
Betretungsverbot!« Kein schönes
Willkommen für die ersten acht
Flüchtlinge, die am Dienstag das der-
art abschreckende Tor zu ihrer Un-
terkunft im niedersächsischen Ehra-
Lessien passierten. Ihr Ziel: leer ste-
hende Bundeswehr-Quartiere auf ei-
nem früheren Truppenübungsplatz.
Dort, wo sich Fuchs und Hase gute
Nacht sagen, vom Wald umgeben,
vom nächsten Ort über einen, vom
nächsten Einkaufsmarkt drei Kilo-
meter entfernt.
Wer den Komplex und dessen La-

ge betrachtet, mag sich fragen, ob so
die von Niedersachsen gern propa-
gierte Willkommenskultur aussieht.
Die Wohnkultur im Inneren der gelb
geklinkerten Häuser erschöpft sich in
kahlen Wänden, doppelstöckigen Mi-
litärbetten, Stahlrohrtischen und -
stühlen. Um diese Kargheit zu been-
den, werde ein »Möbelfundus« ge-
schaffen, heißt es vom Kreis Gifhorn.
Er hat das leere Kasernement für die
Flüchtlinge gepachtet, kostenlos von
der Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben. Sie hat die sechs Behau-

sungen mit einem Metallzaun um-
geben lassen. Zwar geschah das al-
lein, um die Gebäude von ungenutz-
ten Kasernenteilen abzugrenzen,
doch: Das Gitter verstärkt den Ein-
druck der Abschottung.
Sie sei ohnehin gegeben, kritisiert

der Flüchtlingsrat. Während sich an-
dere Kommunen für Flüchtlinge um
Unterkünfte bemühen, die Integrati-
on und Teilhabe ermöglichen, setze
der Kreis Gifhorn auf Isolation und
Ausgrenzung. »Nirgendwo sonst in
Niedersachsen existiert ein ver-
gleichbares ›Dschungelcamp‹ im
Wald«, weiß Flüchtlingsrat-Ge-
schäftsführer Kai Weber. Dabei gebe
es Alternativen: Seit Jahren stehe in

Gifhorn das alte Krankenhaus leer. Es
liegt nahe dem Stadtzentrum und hat
einen Park. Die neue Eigentümerin,
eine Immobilienverwaltung, scheine
nicht abgeneigt zu sein, das Gebäude
als Unterkunft bereit zu stellen.
Wenn größere Unterkünfte un-

vermeidbar sind, dann müsse zu-
mindest deren Anbindung an Ver-
kehrsmittel gewährleistet sein, be-
tont der Flüchtlingsrat. Das sei wich-
tig, damit die Betroffenen an Sprach-
kursen, an Qualifizierungen und
überhaupt am öffentlichen Leben
teilnehmen können. Alle in Frage
kommenden Quartiere müssten in
diesem Sinne überprüft werden. Der
Kreis Gifhorn mach es sich zu ein-

fach, wenn er die Flüchtlinge in eine
Waldkaserne abschiebe. »Dassmit der
Betreuung dann auch noch die pri-
vate, auf Profit orientierte Dienst-
leistungsfirma ›European Homecare‹
beauftragt wird, in deren Einrich-
tungen Flüchtlinge in der Vergan-
genheit durch Wachdienste miss-
handeltwurden, passt ins Bild«,meint
Kai Weber.
Gern hätte der Kreis eine andere

Unterkunft zur Verfügung gestellt,
weist Gifhorns Erste Kreisrätin Evelin
Wißmann die Kritik zurück. »Aber uns
blieb wirklich nur diese Kaserne«. Das
Krankenhaus sei als Alternative aus-
geschieden. Dessen veränderte Nut-
zung hätte erhebliche bau- sowie pla-
nungsrechtliche Probleme und auch
untragbare finanzielle Belastungen
mit sich gebracht, erläutert die Kreis-
rätin im Gespräch mit »nd«.
Mit Raumnot, nicht nur in Ehra-

Lessien, rechtfertigt auch der innen-
politische Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion, Ulrich Watermann, die
Massenunterkunft. Eine Unterbrin-
gung in kleinen Einheiten in Orts-
zentren sei wünschenswert, aber von
vielen Kommunen nicht zu leisten.
»Weil schlicht die Kapazitäten feh-
len«. Um die Kommunen auch in die-
ser Hinsicht zu entlasten, müsse der
Bund für eine zügige Bearbeitung der
Asylanträge sorgen.
Sorgen für ein Stückchen Will-

kommenskultur will jetzt der Kreis
Gifhorn: Die Schilder mit der plat-
zenden Bombe und dem Betretungs-
verbot werden abmontiert.

Bleiberecht während
der Ausbildung
Sicherer Aufenthaltsstatus für junge Flüchtlinge

Hannover. In Niedersachsen sol-
len geduldete junge Flüchtlinge
während ihrer Ausbildung ein
Bleiberecht erhalten. Dieses gelte
zunächst für das erste Ausbil-
dungsjahr, teilte das Innenminis-
terium am Mittwoch in Hannover
mit. Bei erfolgreichem Verlauf
sollten die Ausländerbehörden für
die weiteren Ausbildungsjahre ei-

ne sogenannte Ermessensduldung
erteilen. Das Bleiberecht ist im
Unterschied zur vorübergehen-
den Duldung ein sicherer Aufent-
haltstitel. Mit dem entsprechen-
den Erlass hat das Ministerium
nach eigenen Angaben einen Vor-
schlag von Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles (SPD) um-
gesetzt. epd/nd

Foto: dpa/Julian Stratenschulte

Leitung in Leipzig

Leipzig. Rund 2,7 Millionen Euro für 150 Me-
ter Tunnel – die Kommunalen Wasserwerke
in Leipzig (KWL) verlegen mit großem Auf-
wand eine der wichtigsten Trinkwasserlei-

tungen der Stadt neu. Die Leitung müsse un-
ter Bahngleisen hindurch gezogen werden.
Deswegen werde derzeit ein rund 150 Meter
langer Tunnel gegraben, sagte KWL-Sprech-

erin Katja Gläß am Mittwoch. Bislang verlief
die Hauptwasserleitung oberirdisch und war
in eine Fußgängerbrücke über die Gleise in-
tegriert. Diese Brücke sei allerdings marode

und werde abgerissen. Die Neuverlegung kos-
tet laut Gläß insgesamt 2,7 Millionen Euro, je
zur Hälfte finanziert von den KWL und dem
Leipziger Tiefbauamt. dpa/nd Foto: dpa/Jan Woitas
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4nd-Filmclub 
Mittwoch, 24. Juni 2015
Paul Werner Wagner im Gespräch 
mit Wolfgang Kohlhaase und Dieter Mann

BERLIN UM DIE ECKE
DEFA-Film 1965/90

KINO TONI AM ANTONPLATZ, BERLIN, ANTONPLATZ 1
EINTRITT 8 €,  ERM. 6 €,  RESERVIERUNG: 030-92 79 12 00

Eine Vorstellung innerhalb der Veranstaltungsreihe »Das Jahr 1965 – 
50 Jahre 11. Plenum und die verbotenen Filme«

»Berlin um die Ecke« ist der vierte Film der Berlin-Reihe von Gerhard 
Klein und Wolfgang Kohlhaase, welcher vom Leben jugendlicher 
Arbeiter in einem Berliner Metallbetrieb der 1960er Jahre handelt. 
Er wurde 1965 verboten, da der Film einen Generationenkonflikt 
unterstelle, an dem die Alten schuld seien. Darauf wurde er im 
Zustand des Rohschnitts, also ungemischt und ohne Musik, abge-
brochen, eingelagert und erst 25 Jahre später beendet.

In Kooperation mit der Friedrich-Wolf-Gesellschaft und Kino TONI

ANZEIGE

NACHRICHTEN

Forschungsbericht:
Inklusion erfolgreich
Schwerin. Schüler mit und ohne
besonderen Förderbedarf können
erfolgreich gemeinsam unter-
richtet werden. Das geht aus dem
abschließenden Forschungsbe-
richt zum Rügener Inklusions-
modell hervor, das am Mittwoch
in Schwerin vorgestellt wurde. Ein
Forschungsteam um Professor Bo-
do Hartke von der Universität
Rostock begleitete vier Jahre lang
Grundschulklassen auf der Insel
Rügen, die nach einem Inklusi-
onskonzept unterrichtet wurden,
und verglich die Leistungen der
rund 440 Schüler mit denen einer
Kontrollgruppe in Stralsund.
Wichtigstes Ergebnis: Kinder mit
einem hohen Förderbedarf profi-
tieren vonder Inklusion, ohne dass
es negative Effekte für die ande-
ren gibt. dpa/nd

Waldschlösschenbrücke
vor dem EuGH
Luxemburg. Der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) befasst sich seit
Mittwoch mit der Dresdner Wald-
schlösschenbrücke. Dort geht es
auf Antrag des Bundesverwal-
tungsgerichts in Leipzig um die
Frage, ob bei der Baugenehmi-
gung europäisches Naturschutz-
recht missachtet wurde. Hinter-
grund ist eine Klage der Grünen
Liga Sachsen gegen den Planfest-
stellungsbeschluss der Stadt Dres-
den von 2004. Vertreter der Grü-
nen Liga und des Freistaats kön-
nen nun ihre Positionen mündlich
darlegen. Acht bis zehn Wochen
später folgten die Schlussvorträge
des Generalanwalts, sagte ein
EuGH-Sprecher. dpa/nd

Babyboom an Uniklinik
in Leipzig
Leipzig. Die Uniklinik Leipzig
freut sich im Jahr 2015 über ei-
nen Babyboom. »1213 Kinder sind
bei und bis Mitte Juni auf die Welt
gekommen«, erklärte eine Spre-
cherin. Im Vorjahr waren es um
diese Zeit 1030 Jungs und Mäd-
chen. »Unser eintausendstes Ba-
by haben wir schon Pfingsten be-
grüßt, drei Wochen eher als im
Vorjahr«, sagte die Sprecherin
weiter. dpa/nd

Autobahnkirche bei Bibra
nach zehn Jahren fertig
Meiningen. Nach knapp zehnjäh-
riger Bauzeit soll die Südthürin-
ger Autobahnkirche an der A71 bei
Bibra am 26. Juni feierlich einge-
weiht werden. Der kleine Rund-
bau am Parkplatz »Thüringer Tor«
sei ausschließlich aus Spenden fi-
nanziert, informierte der Träger-
verein am Mittwoch. Die Kapelle
entstand seit Ende 2006 für rund
300 000 Euro an der einstigen
Grenze zwischen Thüringen und
Bayern an der Richtungsfahrbahn
nach Schweinfurt. epd/nd

Ausverkauf bei Achenbach
In Düsseldorf begann die Versteigerung der Insolvenzmasse des verurteilten Kunstberaters
Beuys, Baselitz und Immendorff –
alles muss raus bei Helge Achen-
bach. Zum Start der spektakulären
Auktion bieten auch Anfänger mit.
Während der Kunstberater weiter
im Gefängnis sitzt.

Von Dorothea Hülsmeier, Düsseldorf

Unfallchirurgin, Bauingenieur, Star-
tup-Unternehmer, Polizist und pro-
fessionelle Luxusgüter-Einkäufer: Die
spektakuläre Versteigerung der 2000
Kunstobjekte des inhaftierten Kunst-
beraters Helge Achenbach hat ein
buntes Publikum in die schmucklose
Lagerhalle in Düsseldorf gelockt. Die
Preise für große Namen sind niedrig
gehalten, denn es wird Insolvenz-
masse versteigert. Und so hofft der ein
oder andere Auktionsnovize auf ein
Schnäppchen.
Doch gleich zu Beginn des viertä-

gigen Auktionsmarathons wird klar,
dass es unter den 1600 Bietern, die
am Mittwoch an Telefonen hängen,
online sind oder im Saal sitzen, viele

Profis gibt. Denn auch sie sind auf
Schnäppchenjagd. Lithographien von
Joseph Beuys sind im Katalog auf bis
zu 3000 Euro geschätzt – fast alle
Blätter wechseln zu weit höheren
Preisen den Besitzer. So ist es auch
bei anderen großen Namen wie Ba-
selitz oder James Lee Byars. Denn am
Telefon und im Internet bieten auch
Kunstsammler aus New York, Los An-
geles, den Niederlanden oder Belgi-
en mit.
Sogar Achenbachs Ehefrau ist mit

einem der Söhne des einst schil-
lernden Kunstberaters in die Lager-
halle gekommen, wo der einfluss-
reiche Strippenzieher früher seine
Oldtimer unterstellte. Auch sie hat
eine gelbe Bieterkarte in der Hand,
aber das ist wohl eher ein Zufall,
denn sie bietet bei der Insolvenz-
masse ihres Mannes nicht mit. Der
63-jährige Achenbach sitzt seit Juni
2014 in Haft. Im März wurde er we-
gen Millionenbetrugs an schwerrei-
chen Kunden zu sechs Jahren Ge-
fängnis verurteilt.
Eine 30-jährige Unfallchirurgin

gehört in dem Saal mit rund 150 In-
teressenten zu denen, die das erste
Mal bei einer Auktion sind. Sie hält
ihre gelbe Bieterkarte in der Hand.
Gehoben hat sie den Arm noch nicht.
»Eine Überwindung ist das schon«,
sagt sie. »Ich kann bei meinem Bud-
get nicht für fünf Bilder mitbieten.«
Der 37-jährige Startup-Unterneh-

mer hat bei einer Beuys-Lithografie
bis 1300 Euro mitgeboten und auf-

gegeben. Die Arbeit geht für 1400 Eu-
ro weg. »Das ist ein Nervenkitzel«,
sagt er. »Die Gefahr ist, dass man sich
im Saal hinreißen lässt, immer mehr
zu bieten.«
Die Versteigerung der Achenbach-

Sammlung ist nach Worten des Ge-
schäftsführers des Kölner Auktions-
hauses Van Ham, Markus Eisenbeis,
»die größte Auktion für zeitgenössi-
sche Kunst, die es in Deutschland je-
mals gegeben hat«. Und es ist auch ei-
ne der ungewöhnlichsten Kunstauk-
tionen. »Das ist keine elitäre Abend-
veranstaltung wie in New York, wo
Picassos für 100 Millionen angebo-
ten werden. Bei uns geht es mit 100
Euro los«, sagt Eisenbeis.
Weil im Publikum viele Neulinge

sitzen, die laut Eisenbeis »noch nie
den Weg in eine Auktion gefunden
haben«, dauert alles etwas länger.

Normalerweise werden rasend
schnell bis zu 100 Lose pro Stunde
aufgerufen, bei der »Achenbach Art
Auction« sind es nur rund 60. Eisen-
beis erklärt zu Beginn noch mal die
Regeln – und warnt, dass die Preise
für Georg Baselitz, Markus Lüpertz,
Jörg Immendorff, zwar niedrig ge-
halten seien, das Aufgeld aber wegen
der Mehrwertsteuer bis zu 50 Pro-
zent betragen könne.
Auch der Insolvenzverwalter der

Achenbach-Firmen,Marc d'Avoine, ist
zur Auktion gekommen und notiert
die Erlöse in den Katalog. Immerhin
fordern die Gläubiger Achenbachs ei-
ne zweistellige Millionensumme ein,
während er den Erlös der Auktion vor
Beginn sehr moderat auf etwa sechs
Millionen Euro geschätzt hatte.
Die Versteigerung mitten in Düs-

seldorf, wo der bestens vernetzte

Achenbach mit der Kunstszene und
demGeldadel auf Du und Du war, hat
auch eine andere Seite: »Das Ver-
fahren war derart emotional belas-
tet, dass ein hohes Maß an Zurück-
haltung erforderlich ist«, sagt sogar
der sonst eher zurückhaltende Insol-
venzverwalter. »Das nimmt einen un-
glaublich mit.«
Auch wenn es eine Riesenauktion

ist, so wird es dennoch kein finanzi-
elles Großgeschäft für Van Ham-Chef
Eisenbeis. Das gibt er unumwunden
zu. Der Aufwand war immens. Ei-
senbeis hofft vor allem auf den Wer-
beeffekt, die Sammlung des bekann-
testen Kunstberaters Deutschlands zu
versteigern. Am ersten Vormittag
werden ohne Aufgeld 250 000 Euro
erlöst. »Mein Geschäftsmodell könn-
te ich aber nicht darauf aufbauen«,
sagt Eisenbeis. dpa/nd

Am Telefon und im
Internet bieten auch
Kunstsammler aus
New York, Los Angeles,
den Niederlanden
oder Belgien mit.

Affenskulptur von Jörg Immendorff Foto: dpa/Rolf Vennenbernd

Oldislebener Schweinemastanlage
wird nicht gebaut
Oberverwaltungsgericht Weimar bestätigt Bauverbot

Auch ein zweites Gerichtsurteil hat
jetzt den Bau einer großen Schwei-
nemast in Nordthüringen unter-
sagt. Nun bleibt Agrarbetrieb und
Freistaat noch der Gang vor das
Bundesverwaltungsgericht.

Weimar. Der Bau der umstrittenen
Schweinemastanlage in Oldisleben
in Thüringen ist zunächst vom
Tisch. Das Oberverwaltungsgericht
in Weimar bestätigte am Mittwoch
das Bauverbot für die Anlage, in der
bis zu 8600 Schweine gemästet
werden sollten. Die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung sei
nicht mehr gültig, begründeten die
Weimarer Richter ihr Urteil (1 KO
369/14). Bereits die Vorinstanz
hatte auf Klage des Bundes für Um-
welt und Naturschutz (BUND) hin
den Bau der Anlage untersagt, weil
Umweltbelange bei der Genehmi-

gung nicht ausreichend geprüft
worden seien.
Nach Ansicht des Oberverwal-

tungsgerichts hat es der Betreiber der
geplanten Schweinemast versäumt,
innerhalb der zuletzt auf vier Jahre
verlängerten Frist mit der Errichtung
derAnlage zubeginnen. Indieser Zeit
seien auf dem Gelände nur Ab-
brucharbeiten erfolgt. Das sei jedoch
für den Fortbestand der Genehmi-
gung nicht ausreichend gewesen.
Die Genehmigung für den Groß-

stall in Nordthüringen war am 26.
Mai 2010 erteilt worden. Im Jahr
2012 war sie noch einmal bis Mai
2014 verlängert worden. Um eine
weitere Verlängerung der gesetzten
Frist habe sich das Agrarunterneh-
men nicht rechtzeitig bemüht, er-
klärten die Oberverwaltungsrichter.
Ihr Urteil ist allerdings noch nicht

rechtskräftig. Das Agrarunterneh-

men und das Landesverwaltungs-
amt können jetzt noch beim Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig
Revision einlegen. Dafür haben sie
nach Vorliegen der schriftlichen Ur-
teilsgründe einen Monat Zeit.
Der BUND forderte den Betreiber

auf, das Vorhaben zu begraben. »Das
Urteil ist ein klares Signal, dass sol-
che Massenställe keine Perspektive
haben«, sagte BUND-Landesge-
schäftsführer Burkhard Vogel. Tiere
müssten ihrem artgerechten Ver-
halten nachgehen können. Dazu
zähle der Zugang zu freier Luft und
ein natürliches Bodensubstrat. Das
müsse die rot-rot-grüne Landesre-
gierung bei ihrer Strategie für das
Tierwohl berücksichtigen, forderte
Vogel. Die neue Landesregierung
hatte sich in ihrem Koalitionsver-
trag gegen den Bau weiterer Groß-
anlagen gewandt. dpa/nd

Wer trägt die
Verantwortung?
Aktuelle Stunde im Kieler
Landtag zu Skandal in
Friesenhof-Heimen

Von Dieter Hanisch, Kiel

Im schleswig-holsteinischen
Landtag wurden am Mittwoch Pa-
rallelen zur angeordneten Kon-
taktsperre für RAF-Häftlinge in
Stuttgart-Stammheim und zu den
Menschenrechtsverstöße bei der
Behandlung von Guantanamo-
Häftlingen gezogen. Das Parla-
ment diskutierte in einer Aktuel-
len Stunde die offenbar jahrelan-
gen aus Sicht der Piraten-Frakti-
on rechtswidrigen Freiheitsbe-
raubungen und Grundrechtsver-
letzungen in Friesenhof-Heimen
für Mädchen und stritt über die
Verantwortung für behördliches
Wegschauen.
FDP-Fraktionschef Wolfgang

Kubicki sprach in Bezug auf die
durch eine Bürgerschaftsanfrage
der LINKEN in Hamburg aufge-
deckten Skandale von kompeten-
tem Versagen. Der Betreiber, dem
das Landesjugendamt bereits für
zwei Häuser die Befugnis entzo-
gen hatte, hat nach seinem An-
fang des Monats gestellten Insol-
venzantrag am Dienstag ent-
schieden, dass er in all seinen
Häusern die Arbeit einstellt.
Seit Bekanntwerden verschie-

dener schikanöser Behandlungs-
methoden durch das zum Teil
nicht fachgerecht ausgebildete
Personal bemüht man sich in
Schleswig-Holstein um Aufklä-
rung der Friesenhof-Vorgänge, die
sich offenkundig über mehrere
Jahre hingezogen haben und nicht
erst in jüngster Zeit vorkamen.
Dies jedenfalls lässt sich aus Äu-
ßerungen ehemaliger Heiminsas-
sen schließen. Frühere Be-
schwerden, Berichte und Briefe an
das Ministerium bzw. Kenntnisse
darüber im Dithmarscher Kreis-
jugendamt und beim Landesju-
gendamt sprechen ebenfalls eine
eindeutige Sprache.
Automatisch stellt sich nun aber

die Frage nach der zuständigen
Aufsicht bis hin zum letztlich po-
litisch zuständigen Sozialministe-
rium. Ministerin Kristin Alheit und
ihre Staatssekretärin Anette Lang-
ner (beide SPD) wollen nach ei-
genen Angaben über bereits vor-
handene Friesenhof-Erkenntnisse
aus dem Leitungsstab ihres Minis-
teriums bis zur Anfrage der Ham-
burger LINKEN nichts gewusst ha-
ben. Selbst der Verdacht einer se-
xuellen Beziehung eines Friesen-
hof-Betreuers mit einer Jugendli-
chen erreichte dieMinisterin nicht.
In zwei Sozialausschusssitzun-

gen konnte nicht geklärt werden,
warum es das vor Ort nächstgele-
gene Kreisjugendamt in Kenntnis
von Mängeln und wegen Zweifeln
am pädagogischen Konzept seit
Jahren ablehnte, die Friesenhof-
Heime zu beschicken, während aus
anderen Bundesländern wie Ham-
burg oder Sachsen immer noch
Mädchen dort in Obhut kamen.
Eine unmittelbare Kontroll-

funktion für Jugendhilfeeinrich-
tungen obliegt dem Landesju-
gendamt. Dort sind gerade ein-
mal sechs Beschäftigte beauf-
tragt, 1300 im Land existierende
Jugendhilfestätten zu überwa-
chen. Die nun publik geworde-
nen Fälle von fehlgeleiteter Pä-
dagogik mit Drill, Gehorsam und
Erniedrigung könnten also
durchaus nur die berühmte Spit-
ze eines Eisbergs sein.
Die Landtagsopposition findet

jedenfalls, dass die fehlerhafte
Kommunikation an höchster Stel-
le im Ministerium ebenso schlimm
sei wie die eigentlichen Vor-
kommnisse in den Mädchenhei-
men. Der Vorwurf der CDU lautet,
die Ministerin habe ihr Haus nicht
im Griff und ist mit der zusätzli-
chen Übernahme des Wissen-
schaftsressorts nach Rücktritt von
Waltraud Wende (parteilos) im
September 2014 nun völlig über-
fordert.
Alheit appellierte, Sachlichkeit

anstatt einer skandalisierten Em-
pörung walten zu lassen. Nach ei-
ner von der Opposition beantrag-
tenAkteneinsicht in der Sachewird
sie sich aber mit Sicherheit weite-
re Fragen gefallen lassen müssen.
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Rainald Grebe über seine spontaneistische Arbeitsweise, politisches Kabarett und das Recht auf kostenloses Pinkeln

Chaos ist Luxus

Herr Grebe, wissen Sie schon, was
auf die Zuschauer in der Wuhlhei-
de zukommt?
Mit Vorprogramm sind es, glaube ich,
viereinhalb Stunden, die ich insze-
niere. Über 100 Leute wirken mit,
Chöre, kleine Gruppen, Einzelauf-
tritte ... Ich lade auch dauernd noch
Leute ein, das ist ein laufender Pro-
zess.

Warum treten Sie nicht einfach nur
mit Ihrer »Kapelle der Versöhnung«
auf?
Dafür mache ich es nicht, dafür gehe
ich nicht ins Stadion. Es ist ein Spiel
mit dem Größenwahn, ein Stadion-
Spektakel. Und wir haben nur einen
Tag Zeit, das vor Ort zu proben. In-
sofern denke ich auch, dass da vieles
schiefgeht.

Normalerweise sind solche Groß-
Events genauestens durchgeplant ...
Ich habe mich entschieden, den an-
deren Weg zu gehen, das ist für mich
der Reiz dabei. Dass man in so ei-
nem Rahmen improvisiert und ein
Chaos veranstaltet. Das ist Luxus.

Ist Chaos schwieriger zu inszenie-
ren als Ordnung?
Ich kann gar nicht anders. Ich arbeite
sehr bruchstückhaft, setze Fetzen an-
einander, so entsteht etwas, das dann
vielleicht als Chaos daherkommt –
auch wenn es natürlich in irgendei-
ner Form geprobt ist.

Sie inszenieren regelmäßig an deut-
schen Theatern – was sagen die
Schauspieler zu Ihrer Arbeitsweise?
Manche Schauspieler, die zum ersten
Mal dabei sind, fragen mich: »Was ist
das hier?« Denn es gibt kein Stück zur
Leseprobe, sondern es ist eine Stück-
entwicklung. Es wird angefangen aus
der Null, wie so ein Setzkastensys-
tem – und kurz vor der Premiere er-
gibt sich das Stück. Man probt Sa-
chen, ohne den Zusammenhang zu

kennen. Den kenne ich nämlich auch
noch nicht.

Gibt es Kollegen, die deshalb Reiß-
aus nehmen?
Ja, hat es schon gegeben, das kann
ich sogar nachvollziehen (lacht). Aber
ich kann eben nicht anders. Ich mer-
ke das, wenn ich ein Stück lese: Es
fällt mir wahnsinnig schwer, linear
von A nach B bis Z einer Handlung
zu folgen – da schlafe ich ein. Das ent-
spricht nicht meiner Weltsicht und
auch nicht dem, was wir täglich er-
leben. Aber das will ich ja irgendwie
wiedergeben.

Sie haben Stücke über den digita-
len Wandel, den Klimawandel oder
auch über die Wahl zum Abgeord-

netenhaus von Berlin auf die Büh-
ne gebracht.
Genau, Aktuelles wird aufgegriffen,
es sind Zeitrevuen. Ich mache kein
Telekolleg Geschichte sondern Ge-
genwartstheater, Lokaltheater für
den Ort und den Moment.

Was wollen Sie in der Wuhlheide
thematisieren?
Das Thema Flüchtlinge wird rein-
spielen, Lampedusa und »Wir sind das
Volk«, die Proteste in Dresden, ich la-
de Freunde aus der Türkei ein, aus
Marokko und Ägypten, wir spielen
mit Herkünften.

Und Sie wollen anknüpfen an die
»Weltfestspiele der Jugend« von
1973.

Ja, weil ich den Ort mitinszeniere. Die
Bühne in der Wuhlheide wurde 1951
zu denWeltfestspielen der Jugend er-
öffnet, sie war zu Ost-Zeiten gar nicht
so eine Rock-Konzert-Bühne, son-
dern wurde eher für Parteiveranstal-
tungen und FDJ-Tage genutzt. Die
Spiele von 1973 zitieren wir, den
Olympia-artigen Einmarsch ins Sta-
dion, wir überlegen noch, ob Erich
auftaucht ... Ich habe dafür auch mit
Zeitzeugen gesprochen und mit Leu-
ten, die damals gezeugt wurden, so-
zusagen »Weltfestspielkinder«.

Sehen Sie sich selbst als politischer
Künstler?
In gewisser Weise ja, obwohl der Be-
griff ein bisschen belegt ist, gerade
durch die 68er Zeit. Er impliziert im-

mer, man müsse für etwas Partei er-
greifen.

Können Sie denn politischem Ka-
barett etwas abgewinnen?
Ich schaue mir davon wenig an, ich
habe es lieber etwas absurder. Wenn
mir jemand die Welt erklärt, miss-
traue ich dem sehr schnell. Denn sie
ist nicht so einfach zu erklären. Oder
anders: Es ist dann eine Wahrheit, die
ich in der Kunst nicht suche. »Putin
ist böse« oder »dieNATO ist böse« oder
»ich bin für den Frieden« – was hat
das für eine Bühnenfunktion? Zu sa-
gen: Ich habe jetzt die Wahrheit oder
eine bestimmte Meinung – in dieser
Rolle mag ich mich nicht sehen.

Und doch kommt es vor, dass Sie
Dinge wie die Liechtensteiner Steu-
eraffäre in Ihren Songs zum Thema
machen.
Die Frage ist, wie man es macht. Ich
will es nicht plakativ. Dass das ein
Steuerparadies ist, weiß ja jeder. Ich
interessiere mich da eher für Kryp-
togeschichte, also zum Beispiel für
denjenigen, der das aufgedeckt hat,
komische Seitenwege von Geschich-
te. Aber ich sage nicht Dinge wie:
»Wascht kein Geld« oder »Schlimm,
schlimm, Herr Hoeneß«.

In einem Ihrer Sketche haben Sie
sich sehr detailliert mit dem Rast-
stätten-WC-Dienstleister Sanifair
auseinandergesetzt...
Da bereite ich jetzt auch eine Klage
vor.

Wie bitte?
Ja, ich beschäftige eine Anwalts-
kanzlei und die prüfen jetzt die Ver-
träge. Ich habe das mal auf der Büh-
ne versprochen und jetzt mache ich
das. Wir wollen prüfen, ob man da-
gegen klagen kann, dass man fürs
Pinkeln bezahlen muss. Weil das
nicht sehr wasserdicht ist, das ist ein
interessanter Fall. Dieses Zwangs-
system mit den Sanifair-Bons ist in
Europa einmalig.

Aber man zahlt doch auf vielen To-
iletten.
Ja, aber freiwillig. Da geht es um
Gaststättenrecht und darum, dass ich
Kunde bin – das ist schon etwas kom-
plex. Im Moment werden die Verträ-
ge eingesehen und wahrscheinlich bis
Ende des Jahres wird dann entschie-
den, ob eine Klage angestrebt wird.
Das ist, wenn man so will, auch eine
politische Handlung. Die Zeit der De-
mos ist vorbei, ich hab ’ne Anwalts-
kanzlei (lacht).

Live am 20. Juni, 19.30 Uhr, auf der
Freiluftbühne Wuhlheide, Berlin

Für den 20. Juni hat sich Rainald
Grebe viel vorgenommen, mehrere
Tausend Menschen will der Lieder-
und Theatermacher zu seinem Open-
Air »Halleluja Wuhlheide« nach Ber-
lin-Köpenick locken. Ein Spektakel
soll es werden, bei dem mehrere
Musikensembles, der Kabarettist
Olaf Schubert, ein Kamel aus Ma-
rokko, die Turnerschaft Berlin und
Bariton Thomas Quasthoff auf der
Bühne stehen und Grebe vom Chor-
papst Gotthilf Fischer persönlich
zum Ritter geschlagen wird. Wie
man so etwas organisiert, fragte ihn
Jakob Buhre.

Meister der Geistesblitze – und der Geistesnebel. Foto: dpa/Karl-Bernd Karwasz/Schauspiel Hannover

Sonderausstellungen zum Cranach-Jahr in Gotha und auf der Wartburg

PR für die Fürsten und die Reformation
Von Hubert Thielicke

Kampfgetümmel. Kanonen sind
auf die belagerte Stadt ge-
richtet, Landsknechte ziehen

den Ring um sie. Das Gemälde zeigt
detailgenau die Schlacht von Wol-
fenbüttel 1542, wohl eine der ersten
realistischen Darstellungen dieses
Genres in Deutschland. Das Lucas
Cranach d. Ä. zugeschriebene Bild ist
eines der Highlights der Ausstellung
»Cranach im Dienst von Hof und Re-
formation« in Gotha. In ihrem Mit-
telpunkt stehen Vater und Sohn Cra-
nach; Anlass ist der diesjährige 500.
Geburtstag von Lucas Cranach d. J.
Beide beobachteten die Belage-

rung von Wolfenbüttel, der Junior
verewigte sie auf Grafikblättern. Bei-
den ging es darum, symbolisch den
Sieg des protestantischen Schmal-
kaldischen Bundes gegen den letzten
katholischen Widersacher zu feiern.
Es blieb aber der einzige Sieg des

Bundes; die protestantischen Fürsten
unterlagen Kaiser Karl V. fünf Jahre
später in der Schlacht von Mühlberg.
Ihr Führer, Kurfürst Johann Friedrich
von Sachsen, geriet in Gefangen-
schaft, verlor die Kurwürde und wur-
de auf das Herzogtum Sachsen-Wei-
mar reduziert. Lucas Cranach d. Ä.
teilte sein Schicksal, übergab seine
Wittenberger Werkstatt an den Sohn
und verbrachte die letzten Jahre sei-
nes Lebens in Weimar.
Es war eine dramatische Zeit. Bau-

ernkrieg und Religionskämpfe er-
schütterten das Land. Eine immer
größere Rolle in den geistigen und
politischen Auseinandersetzungen
spielte die Kunst. Herausragend hier-
bei neben Albrecht Dürer, Matthias
Grünewald, Hans Holbein und Alb-
recht Altdorfer der ältere Cranach.
Etwa 5000 Gemälde werden ihm und
seiner Werkstatt zugeschrieben.
Fürstenporträts und Heiligengemäl-
de, aber auch nackte Göttinnen und

Spottbilder auf den Papst, Grafiken,
Flugblätter und Buchdrucke. Cra-
nach d. Ä. war höchst produktiv.
Einen Eindruck davon vermittelt

die Ausstellung im Herzoglichen Mu-
seum Gotha, die sich den wesent-
lichsten Aspekten seines künstleri-
schen Wirkens widmet. Von 1505 bis
1550 war Lucas Cranach d. Ä. Hof-
maler der sächsisch-ernestinischen
Kurfürsten in Wittenberg, dem nach
den Habsburger Kaisern mächtigsten
Fürstengeschlecht im Reich. In seiner
vorreformatorischen Phase befand er
sich durchaus im »Mainstream« der
Zeit, malte Heilige und Altäre, stellte
Kurfürst Friedrich den Weisen als
Stifter dar. Den künstlerischen Um-
bruch brachte die Bekanntschaft mit
Luther und Melanchthon; Cranach
wurde zum Propagandisten der Re-
formation. Mit seinen Bildern trug er
zur raschen Verbreitung der neuen
Ideen bei, immerhin waren damals
von den etwa zehn Millionen Deut-

schen mehr als 90 Prozent Analpha-
beten. Cranachs Porträts von Luther
und Melanchthon sind im zentralen
Saal der Gothaer Schau zu sehen.
Neben dieser »Kunst der Beleh-

rung« betrieb Cranach außerordent-
lich engagiert die Verspottung der
anderen Seite. Zahllose fliegende
Blätter und Druckgrafiken attackie-
ren den Papst in nicht gekannter
Schärfe, karikieren ihn als »Anti-
christ« und verhöhnen Kardinäle und
Mönche. So das Bild »Narr und Vop-
part«, das den Kardinal als »Fopper«,
also Betrüger, apostrophiert. Aller-
dings hielt das alles Cranach nicht da-
von ab, auch lukrative Aufträge ka-
tholischer Würdenträger wie Kardi-
nal Albrecht von Brandenburg, als
Erzbischof von Mainz und Magde-
burg schärfster Gegner Luthers, an-
zunehmen. Er war schließlich auch
Unternehmer und oft in Geldnot.
Das Triptychon mit den drei er-

nestinischen Kurfürsten, denen er

nacheinander diente, wie auch die
anderen Fürstenporträts weisen auf
eine weitere Richtung der künstleri-
schen Tätigkeit des Hofmalers: die
Demonstration der politischen Macht
des Adels. Solche Bilder dienten auch
als diplomatische Geschenke. Bibli-
scher Szenen oder antike Legenden
wie »Judith mit dem Kopf des Holo-
fernes« oder »Das Urteil des Paris«
schmückten die Residenzen.
Wer sich an den 200 in Gotha aus-

gestellten Objekten noch nicht satt-
gesehen hat, dem sei ein Besuch der
Cranach-Ausstellung auf der Wart-
burg empfohlen, ebenfalls Teil des
Thüringer Themenjahrs »Reformati-
on – Bild und Botschaft«.

»Cranach im Dienst von Hof und Refor-
mation«, bis 19. Juli im Herzoglichen
Museum Gotha, täglich 10 bis 17 Uhr;
»Die Lutherporträts der Cranach-Werk-
statt«, bis 19. Juli auf der Wartburg,
täglich 8.30 bis 17 Uhr.

»Dies frühzeitige
Aufstehen macht
einen ganz
blödsinnig. Der
Mensch muss seinen
Schlaf haben.«

Franz Kafka

Intendantenwechsel

Schulz folgt
Flimm
Der Kulturmanager Matthias

Schulz wird neuer Intendant
der Berliner Staatsoper. Er tritt
damit die Nachfolge von Jürgen
Flimm an, der seit 2010 an der
Spitze der Oper steht. Schultz, Ge-
schäftsführer der Stiftung Mo-
zarteum Salzburg, werde bereits
Anfang 2016 kommen und dann
bis zum ersten Quartal 2018 mit
Flimm zusammenarbeiten, der
dann geht. Das teilten Berlins Re-
gierender Bürgermeister Michael
Müller (SPD) und Generalmusik-
direktor Daniel Barenboim am
Mittwoch vor Journalisten mit.
dpa/nd Personalie Seite 4

Niedringhaus-Preis

Heidi Levine
erste
Gewinnerin

Die US-amerikanische Foto-
journalistin Heidi Levine ist

erste Gewinnerin des Anja Nie-
dringhaus-Preis für mutigen Fo-
tojournalismus. Der mit 20 000
US-Dollar dotierte Preis soll am 25.
Juni in Berlin verliehen werden,
teilte am Mittwoch die Internati-
onal Women’s Media Foundation
in Köln mit. Die Auszeichnung er-
innert an die am 4. April 2014 in
Afghanistan getötete Pulitzer-
Preisträgerin und AP-Fotografin
Anja Niedringhaus. epd/nd

Bach-Medaille

Auszeichnung
für Peter
Neumann

Der Kirchenmusiker, Dirigent
und Chorleiter Peter Neu-

mann ist am Mittwoch mit der
Bach-Medaille 2015 der Stadt
Leipzig ausgezeichnet worden. Der
75 Jahre alte Neumann nahm die
aus Meißner Porzellan gefertigte
Medaille bei einem Festakt im Al-
ten Rathaus entgegen. Neumann
gehöre zu den besonders vielsei-
tigen Dirigenten der Gegenwart,
hatte die Jury im Vorfeld ihre Ent-
scheidung begründet. Die Aus-
zeichnung wird seit 2003 im Rah-
men des Leipziger Bachfestes ver-
liehen, das noch bis Sonntag läuft.
Neumann, der lange Zeit als

Kirchenmusiker an der Kölner
Kartäuserkirche und als Orgel-
Professor an der Musikhochschu-
le Köln wirkte, hat sich vor allem
mit seinen Interpretationen der
Werke Johann Sebastian Bachs
(1685-1750) einen Namen ge-
macht. Zu seinen Schwerpunkten
gehört außerdem die Musik von
Georg Friedrich Händel, Wolf-
gang Amadeus Mozart und Jo-
hannes Brahms. Mit seinen En-
sembles, dem Kölner Kammer-
chor und dem Collegium Cartu-
sianum, habe Neumann durch
»mustergültige Aufführungen« die
Aufmerksamkeit der internatio-
nalen Musikwelt auf sich gezo-
gen, hieß es. epd/nd
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FÜR ERWACHSENE
Mehr Weihe seitens des Autors Pe-
ter-HenningHaischer geht nicht: »Am
Anfang war –« Leben und Werk des
hier beschriebenen »Christoph Mar-
tin Wieland. Ein Weltbürger in Wei-
mar« (Weimarer Verlagsgesellschaft,
152 S., br., 14,90 €).

Apotheker, Barrikadenkämpfer und
Dichter: Katharina Grätz zeichnet in
»Alles kommt auf die Beleuchtung
an. Theodor Fontane – Leben und
Werk« den biographischen Werde-
gang bis zum berühmten Literaten
nach (Reclam, 264 S., Taschenbuch,
12,95 €).

B-A-C-H. Vier Töne, ein schmerzvoll
klingendes Motiv. Hagen Kunze
möchte in seinem Minibuch »Die Ge-
heimnisse der Familie Bach« ent-
schlüsseln – vomNamen über den Fa-
milienalltag bis zu den Kindern des
musikalischen Genies (BuchVerlag
für die Frau, 128 S., geb., 5 €)

Lea Singer lässt in »Anatomie der Wolken« Goethe mit Caspar David Friedrich zusammentreffen

Die Vermessung der Unendlichkeit
Von Hannah Klein

W arum haben wir immer
wieder so viel Vergnügen
an satirischen Texten über

Goethe? Vielleicht gerade deshalb,
weil das Genie einfach nicht von sei-
nem Sockel zu holen ist. Dazu kommt
die hübsche Mischung aus Bekann-
tem (»natürlich, diese skandalöse
Weimarer Brillen-Episode zwischen
Bettina und Christiane!«) und Noch-
Nicht-Gewusstem. Augenzwinkernd
treffen sich Autoren und Leser zu hei-
terem Bildungsvergnügen.
Lea Singer hat einen Roman über

die Begegnung gleich zweier Genies
geschrieben: des Dichterfürsten Goe-
the mit dem romantischen Maler Cas-

par David Friedrich. Von den hier ge-
schilderten mehrmaligen Begegnun-
gen der beiden ist anzunehmen, dass
sie real so nie stattgefunden haben –
dass sie das also illustrieren, was der
Roman vor allem meint: die Begeg-
nung zweier Welt- und Kunstauffas-
sungen im Übergang von der Klassik
zur Romantik mit allen historischen
und künstlerischen Umbrüchen und
Missverständnissen. Nicht zufällig
geistert Napoleon mit seinen ge-
schlagenen Truppen durch den Ro-
man. Der geistige Gefechtsort ist nur
ein winziges Territorium zwischen
Weimar, Jena und Dresden mit gele-
gentlichen Ausflügen nach Karlsbad
und Frankfurt (Main) zu Marianne
Willemer, ins Elbsandsteingebirge

(Goethe) oder ins schroffe Riesenge-
birge (Friedrich).
Unterschiedlicher können die bei-

den kaum sein: der alternde, eitle
Goethe, dem alle Welt zu Füßen liegt,
und Friedrich, Seifensiedersohn aus
Greifswald, ungeschickt im Umgang
mit Sprache und noch mehr mit Frau-
en Friedrich lebt bescheiden in seiner
kargen Atelierwohnung in der Pir-
naer Vorstadt in Dresden. Aber es gibt
Verbindendes. Da ist vor allem die
junge Witwe und Porträtmalerin Lou-
ise Seidler, die beide bewundert und
einige Versuche unternimmt, Goethe
für die Bilder Friedrichs zu gewin-
nen. Und beide beschäftigen sich mit
den Wolken. Friedrich hat ein Bild zu
Goethes Gedicht »Klagelied eines

Schäfers« gemalt, dessen Wolkenge-
bilde dem Dichter sehr befremdlich
erscheinen. Louise arrangiert ein
Treffen in Friedrichs Atelier. Dort ste-
hen zwei weitere, für Goethe noch
schrecklichere Bilder: »Mönch am
Meer«, eine »Landschaft mit Luft
darüber ... fünf Sechstel Himmel«,
und »Klosterruine im Schnee« – trost-
los in seiner Sicht auf die Welt. Der
Maler der Wolkenungetüme er-
scheint dem Dichter als Träumer wie
Brentano oder Arnim, ein Wolken-
gucker oder Wolkenglotzer. Diese
ganze Formlosigkeit muss zum
schlimmenEnde führenwie bei Kleist.
Goethe, der große Former und Ge-

stalter, hatte gerade die Wolkenfor-
schung für sich entdeckt. Der Wet-

termessung gehört die Zukunft. Im
Weimarer Land hat er Wetterstatio-
nen einrichten lassen. Während er
sich eingestehen muss, dass sein Kör-
per vom guten Wein formlos wird,
verjüngt ihn noch einmal die Liebe,
die er mit Mariannes Hilfe in die Ver-
se des »Westöstlichen Divan«. gießt.
Dann gilt es Abschied zu nehmen von
»orientalischen Versuchungen«.
So bleibt schließlich die Frage, wer

die besseren Wetterprognosen für die
Zukunft stellt, wer die Unendlichkeit
hinter den Wolken und Nebelschwa-
den ermessen kann.

Lea Singer: Anatomie der Wolken. Ro-
man. Hoffmann und Campe. 255 S.,
geb., 20 €.

Büchergrüfte
Wenn die Toten, die in den
Büchern schlummern,
durch die Lektüre wieder
zum Leben erweckt wer-
den, dann sind wir in der
Bibliothek in der Tat von
lauter potenziellen Untoten
umgeben und umstellt, die
uns heimsuchen, sobald
wir ein Buch aufschlagen
und zu lesen beginnen. Die
Überlegungen der alten
Diätetiker ... wollen uns
warnen: Wenn wir nicht
achtsam sind, die Lektüre
nicht gut dosieren und vor
allem in der Stille einer
spätabendlichen Lesestun-
de Realität und Fiktion
nicht mehr so recht zu un-
terscheiden vermögen,
dann können wir Opfer ei-
ner imaginären Krankheit
werden, die kein medizini-
sches Labor entdecken und
keine Hygiene verhüten
kann. Dann entsteigen ab-
sonderliche Ideen und bi-
zarre Vorstellungen wie
modrige Vampire den
Grüften der Magazine und
bemächtigen sich des un-
aufmerksamen Lesers.

Eric W. Steinhauer

»Büchergrüfte« – der Autor dieses
Bandes ist Direktor einer Univer-
sitätsbibliothek, in der es gewiss
keine Leichen, Totenschädel oder
Mumien gibt. Umso lieber wid-
mete er sich der Frage, »warum
Büchersammeln morbide ist und
Lesen gefährlich ist«. Sein inte-
ressanter, ja spannender Streifzug
durch die Kulturgeschichte ist
zugleich ein Plädoyer für das ge-
druckte Buch (Lambert Schnei-
der, 144 S., geb., 16,95 €).

Schiller – schön schaurig
Eine überirdisch schöne Frau nachts in einer dunk-
len Kirche, die Anrufung von Toten, eine Geheim-
gesellschaft, die Staatsinquisition – und alles beruht
auf einer Intrige um einen Prinzen. So etwas Rät-
selhaft-Schauriges hätte manch einer Friedrich
Schiller wohl nicht zugetraut. Aber er hat 1786 sei-
ne Arbeit am Drama »Don Karlos« sogar unterbro-
chen, um sich dem Roman »Der Geisterseher« zu-
zuwenden, der in Fortsetzungen zwischen 1787 und
1789 in der Zeitschrift »Thalia« erschien, großen
Publikumserfolg hatte, indes Fragment blieb.

Wie Andrea Grosso Ciponte das Werk nach einer
Adaption von Dacia Palmerino in Szene setzte (hier
ein Ausschnitt), könnte visuell eindrucksvoller kaum
sein: Kühles Blau auf schwarzem Grund, die Bilder
sollten für sich sprechen. Dafür gingen die italieni-
schen Künstler das Risiko ein, dass auch für die Be-
trachter manches im Dunkeln bleibt, dass sie, so sie
den Schiller-Text nicht kennen, sich zusätzliche In-
formationen beschaffen müssen. Eine Graphic No-
vel mit Anspruch, erschienen bei Edition Faust
(64 S., geb., 20 €). Irmtraud Gutschke

Klaus Modick ließ sich von einem berühmten Bild Heinrich Vogelers inspirieren

Rilkes Fehlen
Von Friedemann Kluge

D ie Vorsatzseiten dieses in ad-
äquatem Jugendstil ausge-
statteten Buches zeigen das

wohl berühmteste Bild Heinrich Vo-
gelers, bekannt als »Das Konzert«
oder auch als »Sommerabend«. Was
auf den ersten Blick wie eine Idylle
erscheint, erweist sich bei genau-
erem Hinsehen als das glatte Gegen-
teil: Keine der dargestellten Perso-
nen aus Vogelers Entourage sieht be-
sonders glücklich aus. Und eine Per-
son fehlt ganz: der Dichter Rainer
Maria Rilke. Aus diesem Umstand
strickt Modick seine Worpsweder

chronique scandaleuse, und be-
leuchtet dabei jene Handvoll Jahre,
in denen der im niedersächsischen
Teufelsmoor gelegene Ort seinen
Nimbus als »Künstlerdorf« erwarb.
Im Fokus des Autors stehen die An-

näherung wie die Entfernung zwi-
schen dem Maler und dem Dichter –
und letzterer kommt dabei nicht be-
sonders gut weg. Der Dichter, ein
selbstsüchtiger Workaholic: »Rilke
gibt selbst dann noch den Poeten,
wenn ihm jede Inspiration abgeht,
spielt der Welt eine Rolle vor, die sich
untrennbar in seine Person verstrickt
hat.« Rilke, der keine anderen Götter
kennt als sich selbst, fällt seinem eins-

tigen Förderer immer wieder intri-
gant in denRücken. Heimlich schmäht
er jene Schöpfungen Vogelers, die ihm
einst Bewunderung abnötigten, nicht
nur gegenüber denMitbewohnern der
Künstlerkolonie, sondern vor aller
Welt. Bis zum Schluss aber findet er
nichts dabei, den Maler um Kredite
anzugehen, die dieser in seiner Gut-
mütigkeit auch immer wieder ge-
währt. Meist, ohne je einen Pfennig
wiederzusehen. Ein Frauentyp ist er
auch, dieser Rilke, und er weiß das,
nutzt es schamlos aus. Nach (und auch
noch während) der amour fou mit der
wesentlich älteren Lou Andreas-Sa-
lomé, der er bis ans Ende verbunden

bleibt, lässt er sich auf eine Liaisonmit
der Worpsweder Bildhauerin Clara
Westhoff ein, die er heiratet und mit
ihr die Tochter Ruth bekommt. Für
diese bringt er kaum ein Interesse auf.
Der Gutmensch Vogeler, selbst nie

frei von Selbstzweifeln, ist am Ende
der mit Rilke gemeinsam verbrachten
Jahre zutiefst enttäuscht von dem
Dichter, der nach einem Paris-Auf-
enthalt nur noch Auguste Rodin, dem
er später, bis zu seinem Hinauswurf,
sogar als Sekretär dient, als Künstler
gelten lässt. »Konzert ohne Dichter«
hat Modick seinen Roman genannt, in
dem er ebenso klug wie berechtigt da-
rüber spekuliert, warum Vogelers Ge-

mälde dort, wo der Dichter sich hätte
befinden können, ja: müssen, eine Lü-
cke aufweist: neben seiner Frau Cla-
ra.
Klaus Modick beglückt seine Leser

mit einer spannenden (Kultur-)Ge-
schichte, verfasst in einer wunderba-
ren Sprache, wie man ihr selbst bei ge-
standenen Autoren heute nur noch
selten begegnet: Eine Bildbeschrei-
bung der besonderen Art, nicht dem
nachgehend, was das Bild zeigt, son-
dern dem, was es verschweigt.

Klaus Modick: Konzert ohne Dichter.
Roman. Kiepenheuer & Witsch. 228 S.,
geb., 17,99 €.

FÜR KINDER

Nie die Regeln verletzen. Schon gar
nicht, wenn du sie nicht verstehst.
»Die Regeln des Sommers« von
Shaun Tan. Großartig bebildert, nicht
nur für Kinder ab sechs (Aladin Ver-
lag, 48 S., geb., 19,90 €).

Angst war überall. Peggy Parnass,
Schauspielerin und Kolumnistin, er-
zählt in »Kindheit. Wie unsere Mut-
ter uns vor den Nazis rettete« auf-
wühlend. Ihre Eltern wurden in Tre-
blinka ermordet (Fischer KJB, 80 S.,
geb., 14,99 €).

Wo ist der Schal? Und wo das Kleid?
Und wie viele Enkel hat Oma Pingu-
in? Viele tummeln sich in »Poldi und
Paulchen. Die große Pinguinparty«
von Christian und Fabian Jeremies.
Ein Wimmelbuch für Kinder ab vier
(Boje Verlag, 32 S., geb., 12,99 €).

Stefan George und die Theosophie

Von Göttern und
Abgöttern
Von Sabine Neubert

Dass die Geistesgeschichte des
19. und der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts auch religi-

ös-okkulte Aspekte hatte, ist lange
vergessen, verdrängt worden. Drei
Bücher füllen nun diese Lücke.
»Die Theosophische Gesellschaft

war die kulturgeschichtlich einfluss-
reichste esoterische Institution des
frühen 20. Jahrhunderts«, schreibt
Jan Stottmeister in seinem Band über
Stefan George (1868 – 1933). Eine
der wichtigsten Gründerfiguren war
die umtriebige Russin Helena Pe-
trowna Blavatsky (1831 – 1891) in
deren New Yorker Wohnung die
Theosophical Society 1875 ins Leben
gerufen wurde. Diese verstand sich in
der Verschmelzung von mystischen,
gnostischen, okkulten und fernöstli-
chen Elementen als Gegenbewegung
zu moderner Wissenschaftsgläubig-
keit. Zusammen mit Henry Steel Ol-
cott verlegte Blavatsky das Zentrum
der Gesellschaft ins südindische Ady-
ar. Ihre Werke »Isis entschleiert« und
»Die Geheimlehre« machten sie da-
mals weltbekannt. Von Legenden
umrankt war ihr Leben, die theoso-
phischen Ideen hatten enormen Ein-
fluss auf Künstler in aller Welt. Aus
der Theosophie ging 1912 auch Ru-
dolf Steiners Anthroposophie hervor.
In dieser geistigen Atmosphäre

entstand auch der Kreis, der sich um
den Dichter Stefan George bildete.
Seine Selbstinszenierung als »Meis-
ter« und die Abhängigkeit seiner
»Jünger« sind Zeit- und Persönlich-
keitsphänomene, denen Kai Kauff-
mann und vor allem Jan Stottmeister
in ihren Büchern nachspüren – mehr
oder weniger unter Berücksichtigung
des geistigen Kontextes und der zahl-
reichen Erinnerungsschriften von
Freunden, Gefolgsleuten, und von
»Jüngern« dreier Generationen.
Wer war Stefan George wirklich?

Die Biographie von Kai Kauffmann
macht mit einem ebenso faszinie-
renden wie problematischen Autor
bekannt und lädt »zur näheren Be-
schäftigung mit seiner vielfältigen,

von poetischem Getöse bis zu melo-
dischem Gesang reichenden Lyrik
ein«. Jan Stottmeister schürft tiefer.
Seine wichtigste These zum Thema
Theosophie und George, bzw.
George-Kreis ist die der Analogien.
Beide geistigen Bewegungen einte die
Ablehnung der Technik- und Natur-
wissenschafts-Gläubigkeit und insti-
tutioneller Heilsangebote.
Das machte einige der »Jünger«

Georges, vor allem seinen Buch-Il-
lustrator Melchior Lechter, zu be-
geisterten Anhängern der »Madame
Blavatsky«. Bei George, als Verkün-
der des neuen Geistigen Reichs muss-
te es aber aus Konkurrenzgründen zur
Ablehnung führen. Lechter, dem
Stottmeister in seinem Buch viel Auf-

merksamkeit widmet, hatte die
Swastika als Erkennungszeichen der
George-Literatur von den Theoso-
phen übernommen, was, als Haken-
kreuz der Nazis, mit zu deren Inan-
spruchnahme Georges beitrug. Hier
bringt Stottmeister Licht ins Dunkel.
Zur Wirkungsgeschichte der Theo-

sophie gehört auch Ernst BlochsWerk
»Geist der Utopie« von 1918, worin
er eine Synthese zwischen den »Licht-
bringern« Stefan George und Rudolf
Steiner versuchte.
Jan Stottmeisters Darstellung ist

ein Studienbuch, das man nicht so
schnell wieder weglegt.

Jan Stottmeister: Der George-Kreis und
die Theosophie. Mit einem Exkurs zum
Swastika­Zeichen bei Helena Blavatsky,
Alfred Schuler und Stefan George.
432 S., 16 Abb., 39,90 €.
Kai Kauffmann: Stefan George. Eine Bio-
graphie. 252 S., zahlr. Abb., geb.,
24,90 €. Beide Wallstein Verlag.
Ursula Keller, Natalja Sharandak: Ma-
dame Blavatsky. Eine Biographie. Insel
Verlag. 358 S., zahlr. Abb., geb.,
24,95 €.
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Christoph Hochhäuslers Film »Die Lügen der Sieger« beleuchtet die Manipulation von Medien durch Informanten

Gelenkte Lecks
Von Tobias Riegel

D er Informant ist der Dealer
des Journalisten. Wie der
Heroin-Pusher lungert er in
Tiefgaragen oder Bahn-

hofstoiletten herum und fixt seinen
Kunden an – mit brisanten Informa-
tionen, von denen der »Investigativ«-
Reporter augenblicklich abhängig
wird: Ein aufstrebender »Spiegel«-
Jungspund mit heißen »Hinter-
grund«-Infos über den IS ist in seiner
Redaktion schließlich hoch angese-
hen. Diese Anerkennung will er wei-
terhin spüren. Also geht er wieder in
die Tiefgarage oder aufs Bahnhofsklo
und holt sich den Stoff, auf dem sein
Ruhm begründet ist. Doch welche
Motive hat der Tippgeber?
Der 30 Jahre lang anonyme Wa-

tergate-Informant Mark Felt war einst
ein hohes Tier beim FBI. Er wird in Al-
lan J. Pakulas Film »Die Unbestechli-
chen« von den Kollegen der »Wa-
shington Post« nach einem Porno-
Klassiker »Deep Throat« oder auch
»Garagenfreak« genannt. Er brachte
US-Präsident Richard Nixon zu Fall.
Oder genauer: Er hat die »Post« dazu
instrumentalisiert, Nixon zu stürzen.
Dafür gebührt ihm einerseits Dank.
Andererseits liegt seine (möglicher-
weise fragwürdige) Motivation im
Dunkeln: War der bekennende Hoo-
ver-Verehrer tatsächlich »links« und
bürgerrechtlich angetrieben? Oder
waren seine Indiskretionen eine Ra-
che von »rechts« für Nixons Annähe-
rung an China oder seinen Friedens-
schlussmit Vietnam?Waren sie gar ein
persönlicher Feldzug? Oder zählt oh-
nehin nur das Ergebnis (Nixon weg)
und nicht die Motivation?
Person und Wirkung eines Infor-

manten müssen individuell geprüft
werden, blinde Wertschätzung ist na-
iv. So gibt es große Unterschiede zwi-
schen einem Edward Snowden, des-
sen Gesicht bekannt ist und der mit
seiner Freiheit bezahlt – und jenen oft
zitierten anonymen »Kreisen«, die,
ohne Beweise vorzulegen, behaupten,
die russische Armee stehe vor Kiew
oder Griechenland vor dem EU-Aus-
tritt.
Man mag sich zunächst freuen,

wenn anonyme »Quellen« private und
belastende Telefonate des türkischen
Präsidenten Recep Erdoğan bei You-

tube einstellen. Diese Freude verfliegt
aber beim Gedanken an die Motive je-
ner »Korruptions-Bekämpfer«. Die
Vermutung, dass hier erzreaktionäre
Geheimdienst- und Militärkreise ei-
nen zwar zu Recht hoch umstritte-
nen, vor allem aber konkurrierenden
Politiker aus dem Weg räumen wol-
len, liegt zumindest nahe. Wir wis-
sen, dass Angela Merkels Telefon ab-
gehört wurde. Wollen wir, dass die
NSA bei (Eigen-)Bedarf und um die
Bundesregierung unter Druck zu set-
zen, belastende Szenen daraus ano-
nym im Internet verbreitet?
Manchmal werden auch Infor-

manten gegen Informanten in Stel-
lung gebracht. So hat die »Sunday
Times« dieser Tage mal wieder »hohe
Regierungsquellen« anonym zitiert.
Deren »Infos« bzw mutmaßliche Lü-
gen, durch Edward Snowden seien
britische Agenten in China aufgeflo-
gen, schafften es gar auf die Titelsei-
te. Glen Greenwald schreibt dazu:
»Journalisten (...) halten das von un-

genannten, unbekannten Offiziellen
Verlautbarte für die heilige Schrift.
(…) Das Schöne an dieser Taktik ist,
dass die Anschuldigungen nicht über-
prüft werden können. Die offiziellen
Anschuldiger verstecken sich hinter
den Journalisten. Die Beweise kön-
nen nicht analysiert oder zerlegt wer-
den – weil es sie gar nicht gibt.«

Um solcher Art Informanten und
ihre potenziell manipulative Macht
geht es auch in Christoph Hochhäus-
lers Film »Die Lügen der Sieger«.
Hochhäusler hat vor Glasfassaden und
in bevorzugt kahlen, kalten Räumen

einen ordentlichen Presse-Krimi ge-
dreht. Selbst die in den meisten Po-
litthrillern zu Klischees erstarrte Re-
daktionsroutine hat er fast glaubhaft
inszeniert.
Am Anfang, bevor die große Hek-

tik losgeht, nimmt sich der Film kurz
Zeit: Wir sehen den Reporter Fabian
Groys (unter Strom: Florian David
Fitz) beim Aufstehen. Fitz ist ein at-
traktiver junger Mann. Inwiefern es
aber der Geschichte dient, dass wir ihn
gleich in der ersten Szene nackt se-
hen, bleibt Hochhäuslers Geheimnis.
Der spielsüchtige und an Diabetes

leidende Groys recherchiert für das
Hamburger Nachrichtenmagazin »Die
Woche« einen Skandal imUmgangmit
erkrankten Bundeswehr-Veteranen.
Als sein Informant abspringt,
schwenkt er auf eine Giftmüll-Ge-
schichte um, die eine ihm zugeteilte
Volontärin (rätselhaft: Lilith Stan-
genberg) bearbeitet. Langsam merkt
das ungleiche Duo, dass die beiden
Fälle verbunden sind. Parallel wird

hinter den politischen Kulissen Ber-
lins um Stimmen für eine Liberalisie-
rung eines Gesetztes zur chemischen
Industrie gerungen.
Alles hängt hier mit allem zusam-

men, und man kann von der Hand-
lung nicht mehr erzählen, ohne die
Spannung zu nehmen. Der vorsätzli-
chen Verwirrung, die Hochhäusler
durch zahlreiche Handlungsebenen
anrichtet, gibt man sich zunächst ger-
ne hin. Bis zu einem gewissen Punkt,
ab dem die inhaltlichen Volten dann
empfindlich vom dramatischen Kern
der Geschichte ablenken und sie
schwächen.
»Die Lügen der Sieger« bleibt trotz

dramaturgischer Unzulänglichkeiten
über weite Strecken spannend und ist
gut gespielt. Auch der zynische Te-
nor, der »die öffentliche Meinung« als
eine vom jeweils mächtigsten Player
formbare Ware darstellt, ist ange-
messen. Es gibt sie mit Sicherheit, die
hier beschriebenen Söldner, die sich
unbelastet von jeder Überzeugung
oder Ideologie für den Bestzahlenden
in den Meinungskrieg werfen.
Die Darstellung des Films aber,

nach der »die Medien« prinzipiell gut-
meinende Institutionen sind, die nur
hin und wieder von Interessengrup-
pen hinters Licht geführt werden –
selbst also nicht Teil einer solchen
Gruppe sind –, erscheint etwas alt-
modisch. Bei der aktuellen Medien-
kritik geht es eben nicht um »einzelne
Fehler«, wie es in den jüngsten Ver-
teidigungsschriften vieler Redakteure
heißt. Kritisiert werden statt dessen
die in vielen großen Medien vollzo-
genen wochenlangen, höchst intensi-
ven Kampagnen, wie wir sie zur Uk-
raine, zu Griechenland, zum IS oder
gegen Streiks erleben mussten.
Dass es solche Gleichförmigkeiten

gab und gibt, ist kaumzu leugnen.Wie
es praktisch angestellt wird, bei man-
chen Themen einen fast monolithi-
schen Meinungsstrom in diversen gro-
ßen Medien zu erzeugen, ist eine an-
dere Frage. Sie muss nicht beantwor-
tet werden, um die Gleichförmigkeit
festzustellen. Wer sich dennoch an ei-
ner Antwort versucht, sieht sich
schnell als Verschwörungstheoretiker
verunglimpft. Regisseure könnten sich
aber an ihr versuchen – geschützt
durch eine »fiktive« Ebene. Hoch-
häusler, übernehmen Sie!

Manipulator im Netz der Manipulation: Florian David Fitz als Reporter Fabian Groys Foto: Heimatfilm

Person und Wirkung
eines Informanten
müssen individuell
geprüft werden, blinde
Wertschätzung ist naiv.

Der Berliner Entertainer und Comiczeichner Fil hat die lustige und traurige Geschichte seiner Jugend aufgeschrieben

Ein guter sauberer Spaß
Von Thomas Blum

Im Hauptberuf ist er Comiczeich-ner und Bühnenkomiker. Vor al-
lem aber ist der Mann eine Aus-

nahme: Er ist ein Berliner mit Hu-
mor. Was nach aller Erfahrung ge-
nauso so selten ist wie ein fröhlich
umherspringendes Kleinkind nach
der Zombie-Apokalypse. Seine seit
Januar 1997 für das Stadtmagazin
»Zitty« entstandene und leider so-
eben eingestellte »Didi-&-Stulle«-Se-
rie wird unter künftigen Comicleser-
Generationen hoffentlich, wenn es so
etwas wie Gerechtigkeit gibt auf die-
ser Welt, einmal denselben Stellen-
wert einnehmen, den Joyces »Ulys-
ses« heute in der Literatur hat.
Geboren und aufgewachsen ist der

48-jährige Philip Tägert, besser be-
kannt als »Fil«, in der tristen Hoch-
haussiedlungMärkisches Viertel, dem
Marzahn Westberlins, gebaut in den
Sechzigern und hernach »in den fünf
Grundfarben: Grau, Weiß, Gelb,
Orange und Dunkelgrau« angestri-
chen. Dort, in dieser trostfernen Ge-
gend mit ihrer »augenzwinkernd ir-
ren Todesarchitektur«, saß der kleine
phantasiebegabte Fil als Kind »am
liebsten den ganzen Tag zu Hause,
denn da kannst du mit Phantasie ir-
gendwie am meisten machen«. Spä-
ter dann, im Alter von zwölf, schmolz
er seinen Playmobilfiguren mit ei-
nem Plastikfeuerzeug »Brandblasen
in die Gesichter«, denn als Vorberei-
tung auf die Teenagerzeit waren lo-
gischerweise »nur noch echt harte,
von Italowestern inspirierte Spiele«
angesagt.

Dann konnten sie kommen, die
achtziger Jahre, und die waren
schlimm: Atomkriegsgefahr, Welt-
untergangsphobie, Pubertät, Erd-
beersekt. Da war nichts zu machen.
In seinem autobiographischen Ro-
man »Pullern im Stehn« (Untertitel:
»Die Geschichte meiner Jugend«),
dessen Umschlag in entsprechend
giftigen Neonfarben erstrahlt, schil-
dert Fil die Hölle der Pubertät und die
Nöte des Erwachsenwerdens: die

Schwierigkeiten in der Kommunika-
tion zwischen der Geschlechtern, in
schwindelerregender Geschwindig-
keit aufeinander folgende Erektio-
nen, die grausame Zeit der Lange-
weile und allgemeinen Orientie-
rungslosigkeit, die Infragestellung
von Autoritäten (»Hippies sollten kei-
ne Lehrer werden, es ist einfach kein
Job für sie. Sie arbeiten ja auch nicht
auf Schlachthöfen oder im Krieg«),
Masturbationsschuldgefühle (»Als ei-

ne Art Buße las ich hinterher jedes
Mal auch den restlichen Otto-Katalog
durch«), Außenseiterdasein und ver-
zweifelte Partnersuche (»Ich konnte
die Ökofrauen einfach nicht aufge-
ben. Irgendwie musste man doch ih-
re Mitleidenergie anzapfen können«)
und die befreiende Wirkung des Ver-
zehrs von Gummibärchen (»ein guter
sauberer Spaß, der Sex des kleinen
Mannes«).
Und inmitten der Misere stehen

hilflos die großen Welträtsel herum:
Erwachsene, Erziehungsberechtigte,
Lehrer. Was für Leute waren das, die-
se Lehrer? »Was wollten sie? Sie fun-
kelten mit ihren Brillen, redeten ins
Nichts.« Ja, ungefähr so habe ich das
auch in Erinnerung.
Fil erzählt uns aber noch viel mehr,

etwa von seinen ersten erstaunlichen
Experimenten und Erfahrungen mit
dem Fernsehen der DDR (»auf dem
Ostsender besichtigte Erich Hone-
cker eine Chemiefabrik. Diese Sen-
dung nahm uns gefangen, weil sie oh-
ne jede Dramaturgie immer weiter-
ging und einfach nicht endete«) oder
von den phantastischen Möglichkei-
ten, die man als Kind hat, neues Le-
ben zu erschaffen: »Ich hatte meine
alten Pausenbrote gesammelt und in
die unterste, abschließbare Schubla-
de gelegt. Alle paar Tage hatte ich sie
mit ein paar Tropfen Tuschwasser be-
gossen.« Was dabei herauskam, soll
an dieser Stelle nicht verraten wer-
den. »Geheimnisvoller Schaum« spielt
jedenfalls eine Rolle.
Fils heiterer Pubertätsroman ist

auch deshalb so großartig, weil er er-
frischend simpel und dabei doch nicht

achtlos runtererzählt ist, sehr lustig
und sehr traurig, assoziativ, ohne
Übergänge, und ohne den in der deut-
schen Gegenwartsliteratur so allge-
genwärtigen einschläfernden Meta-
phernsalat, ohne Larmoyanz und
Kunstwichserei, sondern zusammen-
getextet wie von einem aufgedrehten,
in die Möglichkeiten der Sprache ver-
liebten 15-Jährigen, in der guten, alt-
bewährten und als kunstlos verrufe-
nen Dann-ist-echt-das-passiert-und-
dann-ist-irgendwie-das-passiert-Me-
thode.
Mit schöner Regelmäßigkeit fal-

len die Pointen, mal laut, mal leise.
Dit hat echt nich’ jeder druff, um es
mal im Stil des Autors zu sagen. Wo-
bei diese Erzählweise einem bei ge-
nauerem Hinsehen dann doch zu
denken gibt: Hat der Autor das Buch
einfach so spontaneistisch hinge-
schmiert, in derselben Weise, wie
ihm eben gerade die zufälligen Er-
innerungen an die goldene Jugend-
und Idiotenzeit ins Hirn gepurzelt
sind?
Oderwaltet hier nicht vielmehr die

natürliche stilistische Eleganz des-
sen, der sich nicht verstellt, ver-
künstelt und verkrampft und der er-
kennbar kein Interesse daran hat, als
großer Wortmetz, Kunstfex und
Sonntagsschriftsteller in die ja so-
wieso teils recht öde offizielle Lite-
raturgeschichte einzugehen?
Scheißegal eigentlich. Das Buch ist
halt einfach geil, ihr Spießerbacken.
Lest es oder fresst Rasierklingen.

Fil: Pullern im Stehn – Die Geschichte
meiner Jugend. Rowohlt, 287 S., 9,99 €.

Abb.: © Fil

Josef Topol gestorben

Dramatiker
und Dissident
Der tschechische Dramatiker

und ehemalige Dissident Jo-
sef Topol ist tot. »Mit ihm verliert
die tschechische Kulturszene eine
weitere Ikone und Legende«, sag-
te Kulturminister Daniel Herman
amMittwoch. Topol war am Mon-
tag im Alter von 80 Jahren nach
langer Krankheit gestorben, wie
seine Schwiegertochter der Nach-
richtenagentur CTK mitteilte.
Topol galt neben Vaclav Havel

und dem am 6. Juni verstorbenen
Ludvik Vaculik als bedeutendster
Schriftsteller, der das Bürger-
rechtsmanifest »Charta 77« un-
terzeichnete.
1959 beendete er sein Studium

der Theaterwissenschaften an der
Prager Hochschule für ange-
wandte Künste und wurde freier
Autor. Von 1965 wirkte er als Di-
rektor und Dramaturg an dem von
ihm mitbegründeten Theater »Di-
vadlo za branou« (»Theater hin-
ter dem Tor«) in Prag. Dieses wur-
de wurde 1972 geschlossen, seine
Theaterstücke und Gedichte wa-
ren jahrzehntelang verboten, er
selbst musste als nach 1977 als
Steinmetz arbeiten, außerdem
übersetzte und bearbeitete er un-
ter den Namen von Freunden
Theaterstücke.
Ein großer Teil seiner Werke

wurde nur im Untergrund ver-
breitet und erst nach der Wende
im Herbst und Winter 1989/90
auch der Öffentlichkeit zugäng-
lich. Später wurden seine Stücke
aber an allen großen Bühnen
Tschechiens gezeigt. dpa/nd

Interimsintendanz

Zwei Leiter in
Dresden
Das Staatsschauspiel Dresden

bleibt in der Zeit ohne regu-
lären Intendanten nicht füh-
rungslos. Der Künstlerische Be-
triebsdirektor Jürgen Reitzler und
der Regisseur Wolfgang Engel lei-
ten das Haus vom Sommer 2016
an für ein Jahr, wie das sächsi-
sche Kunstministerium am Mitt-
woch mitteilte. Das Interim ist er-
forderlich, weil der aktuelle In-
tendant Wilfried Schulz Dresden
2016 in Richtung Düsseldorf ver-
lässt und der neue Chef Joachim
Klement erst 2017 vom Staats-
theater Braunschweig kommt.
Nach Ansicht von Kunstministerin
Eva-Maria Stange (SPD) garan-
tieren die beiden neuen Leiter ei-
nen »geschmeidigen« Übergang.
Im Sommer 2016 steht zudem ei-
ne größere Baumaßnahme im
Schauspielhaus an. Von August bis
Ende Oktober 2016 wird deshalb
voraussichtlich das Palais Großer
Garten als Spielstätte dienen.
dpa/nd

Staatstheater Schwerin

23 Premieren
angekündigt
M ecklenburg-Vorpommerns

größtes und besucher-
stärkstes Theater, das Mecklen-
burgische Staatstheater Schwe-
rin, will in der nächsten Spielzeit
23 Premieren auf die Bühne brin-
gen. Zudem stehen rund 50 Kon-
zerttermine der Mecklenburgi-
schen Staatskapelle auf dem
Spielplan, wie das Theater am
Mittwoch mitteilte. Eröffnet wer-
de die Spielzeit am 12. Septem-
ber in der Spielstätte E-Werk mit
der Schauspielpremiere »Die lä-
cherliche Finsternis«. Den Spiel-
zeitabschluss bildet das große
Opern-Open-Air auf dem Alten
Garten. Für den Sommer 2016
wurde außerdem die Verdi-Oper
»Aida« angekündigt. Die Spielzeit
2015/16 ist die letzte für den Ge-
neralintendanten Joachim
Kümmritz. Der 65-Jährige steht
seit 1999 an der Spitze des Staats-
theaters. dpa/nd
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 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet U.a.:  Thema:  

Das schmeckt beim Wandern 
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe Telenovela
	16.00	  Tagesschau
	16.10	  Elefant, Tiger und Co. 

Das ABC der Krokodile
	17.00	  Tagesschau
	17.15	  Brisant Boulevardmagazin
	18.00	  Gefragt – Gejagt
	18.50	  In aller Freundschaft 
	19.45	  Wissen vor acht – Natur 

Das Märchen vom bösen Wolf
	19.50	  Wetter vor acht
	19.55	  Börse vor acht
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Mord in bester Gesellschaft: 

Alles Böse zum Hochzeitstag 
(1/4) Krimikomödie, D/A 2010

	21.45	  Kontraste
	22.15	  Tagesthemen Mit Wetter
	22.45	  3. Stock links Die Kabarett-WG
	23.30	  Olaf verbessert die Welt Zu 

Gast: Rainald Grebe u.a.
 	 0.15	  Alfons und Gäste · Zu  

Gast: Rainald Grebe 

5.55 Space Night 6.00 Rote Rosen 6.50 Sturm 
der Liebe 7.40 Tele-Gym 7.55 Panoramabilder / 
Bergwetter 8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus 
für wilde Tiere 9.40 Abendschau 10.25 Wir in 
Bayern 11.40 Dahoam is Dahoam 12.10 In aller 
Freundschaft 12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 
bergheimat 14.15 Gemeinsam sind sie stark – 
Afrikas Zebramungos 15.05 Polizeiinspektion 
1 15.30 Wir in Bayern 16.45 Rundschau 17.00 
bergheimat 18.00 Abendschau 18.45 Rundschau 
19.00 Geld und Leben 19.45 Dahoam is Dahoam 
20.15 quer 21.00 SchleichFernsehen 21.45 
Rundschau-Magazin 22.00 Capriccio 22.30 Lido 
23.15 Rundschau-Nacht 23.25 Zauber der Oboe – 
Porträt Albrecht Mayer 0.25 Dahoam is Dahoam 

 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  heute 
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

U.a.: Top-Thema: Augen  
auf beim Cabrio-Kauf 

	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar Krimiserie
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht
	15.00	  heute
	15.05	  Bares für Rares Show
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  SOKO Kitzbühel
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland
	17.45	  Leute heute Magazin
	18.05	  SOKO Stuttgart Krimiserie
	19.00	  heute
	19.20	  Wetter
	19.25	  Notruf Hafenkante
	20.15	  Kückückskind Komödie, D 

2014 · Mit Natalia Wörner, 
Adnan Maral, Ava Celik u.a.

	21.45	  heute-journal Wetter
	22.15	  Maybrit Illner Talkshow
	23.15	  Markus Lanz Talkshow
 	 0.30	  heute+ Magazin
 	 0.45	  Ripper Street Unschuldsengel
  	 1.40	  Inspector Lynley Erkenne 

deinen Feind · TV-Kriminalfilm, 
GB 2008 · Mit Nathaniel Parker, 
Sharon Small, Paul Hickey u.a.

 	 3.10	  Maybrit Illner Talkshow

 	 6.05	  Zwischen Himmel und  
Erde (VPS 6.00)

 	 6.30	  Zwischen Himmel und Erde
 	 7.00	  Metropolis Magazin
 	 7.45	  Das Meer der Anden
 	 8.30	  X:enius Können Roboter  

den Menschen ersetzen?
 	 9.00	  Australien, eine Zeitreise
	10.30	  Australien, eine Zeitreise  

(VPS 10.25) Dokureihe
	11.10	  Reisen für Genießer
	11.40	  Australien, eine Zeitreise
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.55	  Ein besonderer Tag (Wh.)  

Drama, I/CDN 1977
	15.40	  Zwischen Himmel und Erde
	16.05	  Die Kinder des Wals
	17.00	  X:enius Magazin
	17.25	  Das Rätsel der Dunklen  

Materie Dokumentation
	18.25	  Eine Sommerreise  

durch den Kaukasus
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Im Bann der Jahreszeiten 

Dokumentationsreihe (4/5)
	20.15	  1864 – Liebe und Verrat in 

Zeiten des Krieges
22.10	 1864 – Liebe und Verrat in 

Zeiten des Krieges (VPS 
22.15) Historienserie

	23.10	  Satte Farben vor Schwarz 
(VPS 23.20) · Drama, D/CH ́ 10

  0.35    Santo und Blue Demon gegen 
Dracula und Werwolf (VPS 
0.40) · Horrorfilm, MEX 1973

 	 5.30	  Australiens Nationalparks 
(5/5) Die Küste des Walhais

 	 6.15	  Kulturzeit extra (VPS 6.20)
 	 7.00	  nano spezial Sterbehilfe
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB 
 	 9.05	  Kulturzeit extra In Würde 

leben – in Würde sterben
 	 9.50	  nano spezial (VPS 9.45)
	10.20	  Kölner Treff (VPS 10.15)
	11.45	  Thema U.a.: Tod nach  

Geburt – Einzelschicksal  
oder Fehler des Spitals? 

	12.30	  ECO Magazin
	13.00	  ZIB
	13.20	  Siam – ein Elefantenleben
	14.05	  Traumorte
	14.50	  Indiens wilde Schönheit  

(1-5/5) Dokumentationsreihe
	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute
	19.20	  Kulturzeit Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Die Cholesterin-Lüge
	21.00	  scobel Aus Fehlern lernen? · Zu 

Gast: Dirk Baecker (Soziologe), 
Dieter Frey (Sozialpsychologe), 
Andreas Geipel (Rechtsanwalt)

	22.00	  ZIB 2
	22.25	  Summer of Sam Thriller, USA 

1999 · Mit John Leguizamo u.a.
 	 0.40	  10vor10 (VPS 21.50)
 	 1.10	  Ohne Tabu – die weibliche 

Sexualität Dokumentation
 	 1.50	  Reporter Die Liebe in  

den Zeiten von Ebola

 	 5.20	  Thüringen-Journal
 	 5.50	  Außenseiter – Spitzenreiter
 	 6.20	  LexiTV – Wissen für alle
 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Brisant Magazin
 	 9.45	  Tierisch, tierisch Magazin
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf Magazin
	11.50	  In aller Freundschaft
	12.35	  Der schwarze Brigant  

Abenteuerfilm, I 1961 · Mit  
Lex Barker, Livio Lorenzon, 
Nadia Marlowa u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier Magazin
	17.45	  MDR aktuell 
	18.05	  Wetter für 3 
	18.10	  Brisant Magazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Urlaub in XXL (2/4)
	20.15	  Voss & Team (3/3)
	21.00	  Hauptsache gesund
	21.45	  MDR aktuell 
	22.05	  artour Kulturmagazin
	22.35	  Hebamme am Limit Im Dauer-

einsatz für neues Leben
	23.05	  Lebensläufe Ursula Karusseit – 

eine Vollblutschauspielerin
	23.35	  Waterloo Historienfilm, I/SU 

1970 · Mit Rod Steiger u.a.
 	 1.50	  Lindenstraße Soap
 	 2.20	  Voss & Team Magazin

 	 7.30	  7 Tage Bildungsprogramm
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  ZiBB
 	 9.55	  ARD-Buffet U.a.:  Daumen 
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe
	12.15	  Zoobabies Dokureihe
	13.00	  rbb aktuell 
	13.05	  Schloss Einstein Jugendserie
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen Bedrohen 

Salafisten Deutschland?
	15.15	  Die großen Seebäder (3)
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Die 30 tollsten Popstars der 

Siebziger (VPS 16.04)
	16.50	  kurz vor 5 (VPS 16.54)
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Wolf, Bär & Co. Reportagereihe
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 Das Ländermagazin
	18.27	  rbb wetter
	18.30	  ZiBB Magazin
	19.27	  rbb wetter
	19.30	  Abendschau Magazin
	19.30	  Regional 
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Wer zu lieben wagt  

Melodram, D/THAI 2010
	21.45	  rbb aktuell 
	22.15	  Stadt, Rad, Hund (1/5) Zu 

Gast: Klaus Wowereit u.a.
	23.00	  Håkan Nesser: Münsters Fall 

(2) Kriminalfilm, S 2005
 	 0.30	  Berliner Abendschau

 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Nordmagazin
 	 9.30	  Hamburg Journal Magazin
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Unbekanntes Afrika
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  X:enius Was ist warum  

wie lange haltbar?
	13.30	  Brisant Boulevardmagazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch Deutschland
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Die Kanarischen Inseln
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag U.a.: Mein 

Leben: Reisetipp Kreta, ein 
Stück griechischer Mythologie

17.10	 Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  Typisch! Dokureihe
	18.45	  DAS! Zu Gast: Natalia Wörner
	19.30	  Regional Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  mareTV Rhodos 
	21.00	  mareTV Kreta – Berge im Meer
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Vier kriegen ein Kind  

Komödie, D 2015
	23.30	  Morden im Norden Krimiserie
 	 0.20	  Spätschicht – Die Comedy 

Bühne Show
 	 1.05	  Zapp U.a.: Reporter  

nah an Flüchtlingslos 

 9.20 Eins zu eins 9.45 Hier und heute 
10.00 Lokalzeit 10.30 Aktuelle Stun-
de 11.10 Giraffe, Erdmännchen & Co. 
12.00 Pinguin, Löwe & Co. 12.45 WDR 
aktuell 13.00 Servicezeit 13.30 In aller 
Freundschaft 14.15 Die Kanarischen In-
seln 15.00 Planet Wissen 16.00 WDR 
aktuell 16.15 daheim & unterwegs 
18.00 Lokalzeit 18.05 Hier und heu-
te 18.20 Servicezeit 18.50 Aktuelle 
Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 Tages-
schau 20.15 Tatort · Herrenabend · TV-
Kriminalfilm, D 2011 21.45 WDR aktuell 
22.00 frauTV 22.30 Menschen hautnah 
23.15 I Used To Be Darker. Drama, USA 
2013 0.40 Filmtipp 1.00 Domian 

 16.00 SWR Landesschau aktuell 16.05 
Kaffee oder Tee 17.00 SWR Landes-
schau aktuell 17.05 Kaffee oder Tee 
(VPS 16.05) 18.00 SWR Landesschau 
aktuell 18.12 Baden-Württemberg 
Wetter 18.15 Leibspeise mal ANDERS 
(4/5) 18.45 SWR Landesschau Baden-
Württemberg 19.30 SWR Landesschau 
aktuell 20.00 Tagesschau 20.15 Zur 
Sache Baden-Württemberg! 21.00 
Wildes Italien (1/2) (VPS 20.59) 21.45 
SWR Landesschau aktuell 22.00 Odysso 
22.45 Kunscht! · Kultur im Südwesten 
23.15 lesenswert sachbuch 23.45 Zwi-
schen heute und morgen. Drama, D 2009 
1.10 Nachtcafé – Das Beste

7.15 Napoleon und die Deutschen 
(3-4/4) 8.45 Sitzung des Deutschen 
Bundestages 17.30 Vor Ort 18.00 Geg-
ner von einst 18.30 Napoleon und die 
Deutschen (3-4/4)  20.00 Tagesschau 
20.15 Pegida – Zwischen Bürgerprotest 
und Radikalisierung 21.00 Countdown 
zu einem Tabubruch – „Mein Kampf” 
erscheint 21.45 heute journal 22.15 
Phoenix-Runde. Countdown für Athen – 
Nervenkrieg für Europa. Zu Gast: Giorgos 
Chondros, Cerstin Gammelin (Süddeut-
sche Zeitung), Sven Giegold (B’90/Die 
Grünen), Carsten Linnemann (Vorsitzen-
der CDU/CSU-Mittelstandsvereinigung) 
23.00 Der Tag 0.00 Phoenix-Runde

 11.10 Sagenhaft: Märchen aus aller 
Welt 12.25 Garfield 12.55 Die fantas-
tische Welt von Gumball 13.20 Piets 
irre Pleiten 13.40 Die Pfefferkörner 
14.10 Schloss Einstein – Erfurt 15.00 
H2O – Plötzlich Meerjungfrau 15.25 
Stoked 15.50 Lenas Ranch 16.15 logo! 
Die Welt und ich 16.20 Garfield 16.50 
Geronimo Stilton 17.15 Der kleine Nick 
17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 
Jim Hensons: Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen 19.00 
Peter Pan – Neue Abenteuer 19.25 
Wissen macht Ah! 19.50 logo! Die Welt 
und ich 20.00 Ki.Ka Live 20.10 Das 
Surfcamp 20.35 Alien Surfgirls 

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der Gerech-
tigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 Anwälte im 
Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 17.30 
Schicksale – und plötzlich ist alles anders 18.00 
In Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 19.00 
Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 Crimi-
nal Minds · Ich liebe dich, Tommy Brown 21.15 
Criminal Minds · Der Weg der Rose 22.15 Stalker · 
Liebe tötet 23.15 Profiling Paris · Sucht 0.20 Cri-
minal Minds · Ich liebe dich, Tommy Brown 1.20 
Criminal Minds · Der Weg der Rose 2.00 Stalker · 
Liebe tötet 2.45 Profiling Paris · Sucht 

5.05 Suburgatory 5.45 Two and a Half Men 7.15 
Mike & Molly 8.05 How I Met Your Mother 9.30 
The Big Bang Theory 10.50 Mike & Molly 11.45 
Two and a Half Men 13.35 2 Broke Girls 14.05 
The Big Bang Theory 15.30 How I Met Your Mother 
17.00 taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 
19.05 Galileo 20.15 The Watch – Nachbarn der 3. 
Art. Komödie, USA 2012 22.15 Die etwas anderen 
Cops. Komödie, USA 2010 0.20 The Millers · Mein 
Freund, der Papst 0.45 The Millers · Louise, Louise 
1.15 Fringe – Grenzfälle des FBI · LSD 2.05 Frin-
ge – Grenzfälle des FBI · 6:02 Uhr 2.55 ProSieben 
Spätnachrichten 3.00 The Millers · Mein Freund, 
der Papst 3.20 The Millers · Louise, Louise 3.40 
Malcolm mittendrin · Schlechte Eltern 

10.00 Nachrichten 10.10 Marktplatz 11.35 
Umwelt und Verbraucher 12.10 Informationen 
am Mittag 13.35 Wirtschaft am Mittag 14.10 
Deutschland heute 14.35 Campus und Karriere 
15.05 Corso – Kultur nach 3 16.10 Büchermarkt 
16.35 Forschung aktuell 17.05 Wirtschaft und 
Gesellschaft 17.35 Kultur heute 18.10 Informa-
tionen am Abend 18.40 Hintergrund 19.05 Kom-
mentar 19.15 DLF-Magazin 20.10 Aus Kultur- und 
Sozialwissenschaften. U.a.: Alfried Schmitz: Auf 
der Suche nach dem sprachlichen Alltag. 21.05 
Jazzfacts 22.05 Historische Aufnahmen 22.50 
Sport aktuell 23.10 Das war der Tag · Journal vor 
Mitternacht 23.57 National- und Europahymne 
0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

9.35 hessenschau 10.05 Panda, Gorilla & Co. 
10.55 Kunst in Rüsselsheim 11.10 Ich mach's 
11.25 In aller Freundschaft · Zündstoff 12.10 
Scheidung mit Hindernissen. Liebeskomödie, D 
2001 13.40 Mutter wider Willen. Liebeskomö-
die, D 2000 15.10 Das Glück dieser Erde · Ver-
trauenssache 16.00 hessenschau kompakt 16.05 
hallo hessen 16.45 hessenschau kompakt 17.00 
hallo hessen 17.50 hessenschau kompakt 18.00 
Maintower 18.20 Brisant 18.50 Service: Ge-
sundheit 19.15 Alle Wetter! 19.30 hessenschau 
20.00 Tagesschau 20.15 Musikalische Reise (VPS 
20.14) 21.45 Großstadtrevier 22.35 hessenschau 
kompakt 22.50 Hauptsache Kultur 23.20 Familie 
Hesselbach · Allergia maritalis 0.25 Förster Horn 

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter 
uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclu-
siv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Alarm für Cobra 11 – Die 
Autobahnpolizei · Tag der Finsternis 21.15 Alarm 
für Cobra 11 – Die Autobahnpolizei · Spurlos 
22.15 Dr. House · Mutter aus heiterer Hölle 23.10 
Dr. House · Großer Mann, was nun? 0.00 RTL 
Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter

5.00 Crossing Jordan – Pathologin mit Profil · Der 
Plutonium-Deal 5.45 Hilf mir doch! 6.50 Verklag 
mich doch! 8.45 Verklag mich doch! 9.45 Hilf mir 
doch! 10.50 vox nachrichten 10.55 Mein himm-
lisches Hotel 11.55 Shopping Queen 12.55 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 13.55 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, wohnen 
19.00 Das perfekte Dinner – Wunschmenü 20.00 
Prominent! 20.15 Der Teufel trägt Prada. Komödie, 
USA 2006 22.30 Schön bis in den Tod. Horrorfilm, 
USA 2009 0.25 vox nachrichten 0.45 Der Teufel 
trägt Prada (Wh.). Komödie, USA 2006 2.35 Schön 
bis in den Tod (Wh.). Horrorfilm, USA 2009

 10.07 Lesart · Das Literaturmagazin 11.07 Tonart 
· Das Musikmagazin am Vormittag 12.07 Studio 9 
· Kultur und Politik am Mittag 13.30 Länderreport 
· Deutsche Rufe (9). „Schwerter zu Pflugscharen” 
14.07 Kompressor · Das Kulturmagazin 15.00 
Kakadu – Nachrichten für Kinder 15.05 Kakadu 
· Quasseltag 15.30 Tonart · Das Musikmagazin 
am Nachmittag 17.07 Studio 9 · Kultur und Po-
litik am Abend 18.30 Weltzeit 19.07 Zeitfragen · 
Forschung und Gesellschaft 20.03 Konzert 22.00 
Chormusik. Henri Dutilleux: Chansons de bord 
(Auszüge) Daniel-Lesure: Chansons populaires a 
trois voix 22.30 Studio 9 kompakt · Themen des 
Tages 23.05 Fazit · Kultur vom Tage 0.05 Klang-
kunst · Modular Denken. Don Buchla und die Folgen
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Auflösung von Mittwoch

Schüttelrätsel: Die in den Fragefeldern stehenden Wörter sind durcheinander geraten. Hier müssen die Buch- 
staben in die richtige Reihenfolge gebracht werden, damit sich ein vollständiges Rätsel ergibt. 

Im Kino: In »Was heißt hier Ende« porträtiert Dominik Graf den Filmkritiker Michael Althen

Warte, bis es dunkel ist
Von Caroline M. Buck

D ie Zeiten, von denen dieser
Film handelt, die sind wohl
endgültig vorbei. Zeiten, in

denen ein Münchner Journalimus-
Schulabbrecher zu einer der Edelfe-
dern der »Süddeutschen Zeitung«
(SZ) werden konnte und zum viel-
leicht einflussreichsten Filmkritiker
des Landes – zumindest von natio-
naler Warte aus betrachtet.
Michael Althen also, Filmkritiker

bei der SZ und dann einer von sechs
Redakteuren, die Frank Schirrma-
cher von der »Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung« in einem Revanche-
Schlag gegen die Konkurrenz in sein
Hauptstadtbüro nach Berlin holte,
weil die SZ ihm ihrerseits ein paar
seiner großen »Namen« abgeworben
hatte. Ein führender Exponent einer
Zeit also, als die Zeitungen noch nicht
in der Krise steckten – oder jeden-
falls erst bis ans Kinn. Einer Zeit, als
fest angestellte Starschreiber mit
profunder Sachkenntnis, einer schon
beinahe romantischen, jedenfalls
manchmal verklärenden Liebe zum
Sujet und großer Wortgewandtheit
noch Managergehälter kassierten
und man sich mit der Filmkritik Ber-
liner Villen in städtischer Bestlage
verdienen konnte.
Dominik Graf hat den zweistün-

digen Film über Michael Althen ge-
dreht, einen langjährigen Freund und
gelegentlichen Ko-Regisseur: einer
der höchstgelobten Film- und Fern-
sehregisseure der deutschen Gegen-
wart porträtiert eine der Edelfedern
der Republik. Ein Nachruf, eine Wür-
digung, eine Verbeugung vor einem
früh Verstorbenen, bei dem sich erst
ganz gegen Ende seiner Karriere die
ersten Ermüdungserscheinungen an
der vorher nie versiegenden Passion
für das Kino zeigten – ein Berufsrisi-
ko, das jeder Filmkritiker trägt: ir-
gendwann einfach alles schon ein-
mal gesehen zu haben – oder fast:
Weil nur die allerwenigsten Filme-
macher, deren Filme auch außerhalb

von Filmfesten und Filmreihen re-
gulär im Kino laufen, das filmische
Rad noch einmal ganz neu erfinden.
In Bildern und in Videos, in Aus-

schnitten aus einem Kurzfilm von Ro-
muald Karmakar zum Thema Film-
kritik und Berlinale, in Erinnerungen
von Freunden, Weggefährten, von
Eltern und Bruder, seiner Frau und

seinen beiden Kindern wird Michael
Althenhier noch einmal lebendig. Vor
allem aber: im Wortlaut seiner Wer-
ke. Graf selbst liest sie, in Auszügen.
Die schönsten Nachrufe: auf Anto-
nioni, auf Audrey Hepburn, auf Ro-
bert Mitchum. Die schönsten Kriti-
kenund sonstigenÜberlegungen zum
Thema Film: Althen über das lein-
wandfüllende, ansteckende, dabei

immer irgendwie suspekte Grinsen
von Tom Cruise, über Stars und
Sternchen und Pornodiven auf den
Partys von Cannes. Und über den Ab-
spann moderner Filme, der vom
Wörtchen »Ende« nichts mehr wis-
sen will, weil die Prospektion ewiger
Glückseligkeit ja kein Ende haben
darf. Aus diesem letztgenannten
Text, veröffentlicht im Essay-Band
»Warte, bis es dunkel ist. Eine Lie-
beserklärung ans Kino« von 2002,
stammt auch der Titel des Films.
Die Texte sind eindrucksvolle

Zeugnisse der Persönlichkeit ihres
Schreibers: ein Mann, der das Leben
liebte, die Frauen (im Plural, jeden-
falls auf der Leinwand) das Essen und
das Reisen (besonders nach Venedig
und Paris). Der an jedem Film etwas
zuwürdigen und zu bewundern fand,
was allerdings auch Hauspolitik der
SZ-Redaktion war, der kein Buch
über das Kino ungelesen stehenlas-
sen konnte, manisch Videos und
DVDs sammelte, sich aber auch für
die bildende Kunst begeisterte, für
das Theater, für die anderen schö-
nen, schwierigen, oftmals todtrauri-
gen Dinge des Lebens.

Es reminiszieren: Pop-Schreiber
Moritz von Uslar, »ZEIT«-Redakteur
Stephan Lebert, »Focus«-Filmkritiker
Harald Pauli, Andreas Kilb und Peter
Körte, Kollegen beide bei der »FAZ«/
»FAS«, Tobias Kniebe von der »Süd-
deutschen« und Claudius Seidl, der
einst wie Althen von München nach
Berlin und von einem Verlag zum an-
dern wechselte, dazu neben Karma-
kar noch die Filmemacher WimWen-
ders, Christian Petzold und Tom Tyk-
wer – mit dessen »Lola« Althen einst
auf Tour ging, aus Liebe zu seiner
Idee von Kino jede kritische Distanz
für alle Welt sichtbar in den Wind
schießend.
Von Generationenwechsel ist da

viel die Rede, vom Verfall der Kritik,
der Zeitungen, der Zeiten. Und von
den besseren Tagen damals, von den
jungen Wilden, den neuen Schrei-
bern der »SZ«, zu denen Althen ge-
hörte, bevor er selbst zur eleganten
Speerspitze des kritischen Establish-
ment wurde. Vom Wettbewerb der
hungrigen Jungen untereinander und
vom angestrebten Beerben der Vor-
gängergeneration, vom »Kalif wer-
den an Stelle des Kalifen«. Denn Am-
bitionen hatte man schon auch – und
die wurden für Althen erfüllt, als Pe-
ter Buchka starb, sein Mentor (und
Vorgänger) bei der »SZ«. Ein Klüngel
reminiszierender Männer, die von ih-
rer Jugend schwärmen, könnte man
sagen (ein paar Alibi-Frauen sind
aber auch dabei) – aber der Film
schafft mehr.
Der ist ein echtes Zeitporträt ge-

worden, und das, obwohl auch sein
Produzent (und Ideator) ein Freund
aus frühen Tagen ist. Der Film aber
ist über die Würdigung eines viel be-
wunderten Einzelnen hinaus das be-
lebte Bildnis einer vergangenen Ära
des Feuilletons, als sich vielleicht
schon abzeichnete, dass sich das Zei-
tungsmachen bald nicht mehr loh-
nen würde. Aber noch keiner lassen
mochte von der hehren Idee, es müs-
se trotzdem selbstverständlich wei-
terhin gemacht werden.

Michael Althen Foto: Beatrix Schnippenkoetter

Ein Nachruf,
eine Würdigung,
eine Verbeugung

FILMSTARTS

Trash

Regie: Stephen Daldry, Christian
Duurvoort. Raphael bewohnt eine
Mülldeponie in Brasilien. Die Tage
verbringen er und seine Freunde Gar-
do und Rato damit, durch Berge von
dampfendemMüll zu waten. Sie sich-
ten, sortieren, atmen und leben den
Abfall. Doch eines Tages verändert
sich die Welt schlagartig für sie. Ra-
phael findet ein Portemonnaie. Eine
kleine Ledertasche mit versteckten
Hinweisen und voller Gefahr, die
nicht nur sein Leben verändern wird.
Bald befinden sich Raphael, Gardo
und Rato in einem Wettlauf gegen ei-
nen schier übermächtigen Feind.
Trash basiert auf dem Roman von An-
dy Mulligan.

Agnieszka

Regie: Tomasz Emil Rudzik. Hals über
Kopf verlässt die 30-jährige Agnie-
szka (Karolina Gorczyca) ihr Hei-
matland Polen, nachdem sie eine
fünfjährige Haftstrafe abgesessen hat.
Auf der Flucht vor ihrer Vergangen-
heit schlägt sie sich auf der Suche
nach einem Neuanfang nach Mün-
chen durch. Dort lernt sie »Madame«
(Hildegard Schmahl) kennen, die
Leiterin einer Escort-Agentur, die Ag-
nieszka Unterschlupf gewährt und ei-
nen Job anbietet – also arbeitet die
junge Frau für Madame als Domina.
Als Agnieszka den 16-jährigen Ma-
nuel (Lorenzo Nedis) kennenlernt,
stellen sich ihr Fragen nach der Zu-
kunft. Will sie Madame gegenüber lo-
yal bleiben, die die Freundschaft mit
Manuel unterbinden möchte? Oder
steht sie zu Manuel?

Big Game

Regie: Jalmari Helander. Der schüch-
terne 13-jährige Oskari (Onni Tom-
mila) muss, wie es die Tradition ver-
langt, eine Nacht alleine und nur mit
Pfeil und Bogen bewaffnet in den fin-
nischen Bergen verbringen. Dort ist
es seine Aufgabe, ein Tier zu erlegen.
Kehrt er am nächsten Tag mit seiner
Beute zurück, hat er bewiesen, dass
er nun ein ganzer Mann ist. Während

sich der Junge mit großen Versa-
gensängsten auf denWegmacht, wird
direkt über ihm die Air Force One Ziel
eines Terroranschlags. An Bord: der
Präsident der Vereinigten Staaten
(Samuel L. Jackson). Oskari findet
den angeschlagenen Präsidenten,
zeigt sich aber wenig beeindruckt.
Schließlich ist er entschlossen, seine
Mission zu erfüllen. Dem mächtigs-
ten Mann der Welt bleibt also keine
Wahl, er muss den Jungen auf seiner
Jagd begleiten.

City of McFarland

Regie: Niki Caro. 1987 hat der High-
School-Trainer Jim White (Kevin
Costner) gerade seinen Job verloren
und nimmt eine schlecht bezahlte
Lehrertätigkeit in Kalifornien an.
White tut sich schwer mit seinen so-
zial benachteiligten Schützlingen –
bis ihm deren außergewöhnliche läu-
ferische Fähigkeiten auffallen. Ent-
gegen allen sozialen Schwierigkeiten
entschließt er sich, eine Leichtathle-
tikmannschaft auf die Beine zu stel-
len. tri

Szene aus »Trash« Foto: Universal
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Jenny Durkan, ehemalige US-Ge-
neralstaatsanwältin, hat nach Me-
dieninformationen die anwaltliche
Vertretung des Fußball-Weltver-
bandes FIFA im aktuellen Korrup-
tionsskandal übernommen.Die 57-
Jährige, im September 2014 als
Staatsanwältin abgetreten, habe
das Mandat unmittelbar nach der
Wiederwahl des FIFA-Präsidenten
Joseph Blatter am 29. Mai über-
nommen. Kurz darauf hatte Blat-
ter seinen Rückzug angekündigt.
DieUS-Bundesbehörde FBI unddie
Staatsanwaltschaft New York Ost
ermitteln wegen Geldwäsche, der
Annahme von Bestechungsgeldern
und der Bildung krimineller Or-
ganisationen sowie Korruption bei
WM-Vergaben und TV-Rechten
gegen FIFA-Funktionäre und ge-
gen direkt mit dem Fußball betei-
ligte Personen. Die Schweizer
Bundesanwaltschaft ermittelt zu-
dem wegen »Unregelmäßigkei-
ten« bei den WM-Vergaben nach
Russland (2018) und Katar (2022)
gegen Unbekannt.

Nach 40 Jahren beendeten die
Golden State Warriors ihre titel-
lose Zeit in der nordamerikani-
schen Basketball-Profiliga NBA.
Mit dem 105:97-Sieg bei den
Cleveland Cavaliers gelang dem
Team aus Oakland am Dienstag-
abend im sechsten Spiel der Fi-
nalserie der entscheidende Sieg
zum 4:2-Endstand. »Das ist eine
unglaubliche Gruppe von Jungs«,
sagte Trainer Steve Kerr, dem
gleich in seinem ersten Jahr als
NBA-Coach der große Triumph
gelang. Sein wieder einmal über-
ragender Spieler Stephen Curry
war sich sicher: »Wir werden uns
noch sehr lange daran erinnern.«

Nach dem tragischen Tod eines
spanischen Fußballfans in Madrid
sind knapp sieben Monate später
nun 15 Personen aus der Ultra-
szene von Atletico Madrid festge-
nommen worden. Zwei von ihnen
stehen unter dringendem Ver-
dacht, am 30. November 2014 ei-
nen damals 43 Jahre alten An-
hänger von Deportivo La Coruna
verprügelt und in den Fluss Man-
zanares geworfen zu haben. Er
verstarb später im Krankenhaus.

Die Crailsheim Merlins bewerben
sich als einziger Klub um die Wild-
card für die Basketball-Bundesliga
und müssen sich nun am 3. Juli bei
der AG-Sitzung der BBL in Braun-
schweig den anderen Erstligisten
präsentieren. Danach entscheidet
die Gesellschafterversammlung,
bestehend aus dem Präsidenten
der AG Basketball Bundesliga und
einem Vertreter des Deutschen
Basketball Bundes, ob Crailsheim
den durch den Rückzug der Art-
land Dragons freigewordenen
Platz bekommt. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, WM in Kanada,
Gruppe C: Ecuador - Japan 0:1 (0:1),
Schweiz - Kamerun 1:2 (1:0). Grup-
pe D: Nigeria - USA 0:1 (0:1), Au-
stralien - Schweden 1:1 (1:1). Män-
ner, CopaAmérica in Chile, Gruppe B:
Paraguay - Jamaika 1:0 (1:0), Ar-
gentinien - Uruguay 1:0 (0:0). U 20-
WM in Neuseeland, Halbfinale: Bra-
silien - Senegal 5:0 (4:0), Serbien -
Mali 2:1 n.V. (1:1,1:1). WM-Qualifi-
kation, Nord-/Mittelamerika/Kari-
bik, 2. Runde, Rückspiele: Bermuda -
*Guatemala 0:1 (0:1, Hin: 0:0),
*Grenada - Puerto Rico 2:0 (1:0, 0:1),
*Kanada - Dominica 4:0 (2:0, 2:0),
*El Salvador - St. Kitts und Nevis 4:1
(1:0, 2:2), Suriname - *Nicaragua 1:3
(1:1, 0:1), * in der 3. Runde. Län-
derspiele: Italien - Portugal 0:1 (0:0),
Polen - Griechenland 0:0.

Hockey: Frauen, World League,
Halbfinale, Gruppe A: Großbritanni-
en - China 2:0, Argentinien - Spani-
en 2:2. Gruppe B: USA - Irland 0:2,
Südafrika - Deutschland 0:0.

TV-Tipp

13.00 - 19.00 Sport1: Europaspiele in
Baku: Taekwondo, Ringen, Turnen,
Bogenschießen. 14.00 - 20.00 Euro-
sport: Tennis: Männerturnier in Halle
(Westfalen). 19.00 - 20.30 Sport1:
Hockey: Frauen, World League, Vier-
telfinale: Deutschland - Spanien.
20.40 - 23.00 Sport1: Fußball: U 21-
EM, Gruppe B: England - Portugal.

Früh gelernt, sich durchzusetzen
Melanie Leupolz spielt gerade bei der WM in Kanada. Sie empfiehlt jungen Fußballerinnen, so lange wie möglich mit Jungs zusammen zu spielen

Mit jedemSpiel bei derWMsteigt der
Bekanntheitsgrad der Nationalspie-
lerinnen. Kaum jemand aber kennt
den Karriereweg der meisten Fuß-
ballerinnen. Sie haben beispiels-
weise bei den Bambinis des TSV Rat-
zenried angefangen und mit einer
Sondergenehmigung bis zur C-Ju-
gend mit den Jungs gespielt. Gibt es
da noch Kontakt?
Den gibt es noch. Als wir jetztmit dem
FC Bayern Meister geworden sind,
habe ich eine kleine Grillparty bei mir
im Garten geschmissen, wo viele
Jungs dabei waren, mit denen ich frü-
her mal Fußball gespielt habe. Die
verfolgen auch alles, was hier in Ka-
nada passiert. Die sagen mir auch im-
mer, dass ich alles von ihnen gelernt
habe … (lacht)

Wie wichtig ist es, möglichst lange
mit Jungs zusammenzuspielen?
Das bringt einem für den späteren
Verlauf der Karriere sehr viel. Man
lernt früh, sich durchzusetzen, weil
die Jungs einfach kräftiger und
schneller sind. Und wenn man kör-
perlich als Mädchen nicht mithalten
kann, muss man sich halt schneller
entscheiden und das Spiel besser le-
sen können als die Jungs. Gerade im
C- und B-Jugendalter wird das sehr
wichtig. Man reift dadurch als Fuß-
ballerin schneller.

Waren Sie eine Einzelkämpferin in
dem Alter?
Ja, ich war meist das einzige Mäd-

chen. Denn im gesamten Umkreis von
Ratzenried kann ich mich eigentlich
nur an wenige Gegner erinnern, bei
denen auch ein Mädchen mitgespielt
hat. In der Mannschaft war ich selbst
aber total integriert, die Jungs haben
mich oft sogar beschützt, was ei-
gentlich nicht notwendig war. Aber
klar: Vom Gegner wurde ich schon
mal gefragt, ob ich ein Mädchen oder
Junge wäre, denn Mädchen könnten
doch nicht Fußball spielen …

Hatten Sie eigentlich immer eine ei-
gene Kabine?
Anfangs noch nicht, da hat man oft
daheim geduscht. Später habe ich im-
mer die Schiri-Kabine bekommen.

Wie lange sollten Frauen denn die-
se Erfahrung machen, wenn Sie auf
ihre Entwicklung schauen?
So lange es geht! Ich empfehle das al-
len, denn man kann da einfach ganz
viel mitnehmen. Ich glaube, es gibt
nur bis zur B-Jugend noch eine Aus-
nahmegenehmigung. Ich musste da-
mals in eine andere Mädchenmann-
schaft, weil mein Verein zu wenige
Spielerinnen hatte.

Später sind Sie zum SC Freiburg ge-
wechselt. Wie häufig haben sie da
noch gegen Männer gespielt?
Unser Bundesligateam hat damals re-
gelmäßig Testspiele gegen andere
männliche Nachwuchsmannschaften
ausgetragen, aber nie aus dem eige-
nen Verein.

Die Nationalmannschaft absolviert
diese Spiele ja auch noch. Ist das
nützlich?
Ich finde die super. Wir spielen ja ge-
gen jüngere Jahrgänge von Männer-
Spitzenvereinen, aber die sind tak-
tisch und technisch so gut, dass wir
unsere beste Leistung abrufen müs-
sen. Bis zur U 17 können wir mitt-
lerweile mit allen mithalten.

Sie spielen jetzt seit einer Saison
beim FC Bayern. Dort werden die
Männer wie Popstars behandelt.
Welcher Bezug besteht da?
Wir hatten ja das Vergnügen aus dem
Trainingslager in der Schweiz, mit
dem Helikopter zur Meisterfeier nach
München zu fliegen. Ich war voller
Adrenalin, als wir mit denen zusam-
men auf dem Balkon standen. Im All-
tag haben wir nicht so viel Kontakt,
aber da waren sie total offen und nett.
Ich bin ja mit Franck Ribery rausge-

gangen, das war cool. Wir haben uns
sogar über den Abstieg des SC Frei-
burg unterhalten.

Wer ist Ihr Vorbild? Ein Fußballer
oder eine Fußballerin?
Ich habe gar kein richtiges Vorbild.
Klar schaue ich hin, was Lionel Mes-
si auf dem Platz macht oder wie sich
Bastian Schweinsteiger auf seiner
Position verhält, aber ich versuche im
Frauenfußball meinen Weg zu ge-
hen und nicht andere nachzuma-
chen.

Stören Sie die ständigen Vergleiche
mit den Männern, die mit der WM
wieder zugenommen haben?
Ich mache das deshalb nicht so ger-
ne, weil es da einfach große Diffe-
renzen gibt. Wenn wir uns aber mit
anderen Frauensportarten oder an-
deren Nationen vergleichen, dann
geht es uns doch richtig, richtig gut.

Trotzdem hat keine Nationalspie-
lerin nach der Karriere ausgesorgt.
Wissen Sie schon, was Sie nach dem
Fußball machen?
Ich habe in Freiburg mit der Volks-
wirtschaftslehre angefangen, jetzt
studiere ich in München an der Bay-
rischen Akademie für Werbung und
Akademie noch Sportmarketing. Be-
ruflich möchte ich später mal ins Mar-
keting einsteigen, das kann gerne
auch ein Fußballverein sein. Und ich
will später mal eine Familie gründen
und ein Haus bauen.

Melanie Leupolz aus Wangen im
Allgäu gehört zu jener nachrücken-
den Generation, die in der National-
mannschaft für frischen Wind sorgt.
Die 21-jährige Offensivspielerin vom
Meister FC Bayern München war
gegen Thailand (4:0) zur »Spielerin
des Spiels« gewählt worden. Mit
Leupolz sprach Frank Hellmann
über den Nutzen, in jungen Jahren
mit Jungs zusammenzuspielen.
Foto: imago/Zink

Wenn Pfeile durchs Republikstadion surren
Ein Nachmittag beim Bogenschießen kann dauern
DieFußballarena, indersichbeiden
Europaspielen von Baku die Ni-
schensportler mit Pfeil und Bogen
messen, ist einem Schiedsrichter
gewidmet, den die Deutschen sehr
gut kennen.

Von Jirka Grahl, Baku

Bogenschützen sind ziemlich oft in
Fußballstadien zu Gast. »Wir schie-
ßen über 70Meter Distanz, da braucht
man schon ganz schön Platz«, erklärt
Elena Tonetta, Bogenschützin aus Ita-
lien. »Fußballplätze eignen sich dafür
gut.« Nicht immer allerdings dürfen
die Schützinnen und Schützen in so
stattliche Arenen wie in Baku. Bei der
Premiere der Europaspiele lassen sie
ihre Pfeile quer über das Grün des To-
fiq-Bahramov-Republikstadions se-
geln. Dort, wo üblicherweise die hie-
sige Fußballnationalmannschaft auf-
läuft, bis vor kurzem unter Leitung ei-
nes gewissen Berti Vogts – und auch
mit dessen Hilfe nicht über die Ma-
ßen erfolgreich.
Das klassische Stadion erinnert

trotz des Umbaus 2012 von außen
noch deutlich an Josef Stalin, dessen
Namen es bei der Eröffnung 1951
trug. Die Stalin-Ära endete schon
bald, auch in Baku, dessen Vorzeige-
arena fünf Jahre später in Lenin-
stadion umgetauft wurde. 1993 er-
hielt es seinen jetzigen Namen. »Die
Bedingungen stimmen für uns«, sagt
Elena Tonette, die am Mittwoch in
den Wettbewerb einsteigt und am
Dienstag noch zum Zuschauen ge-
kommen ist. »Es ist ein wenig win-
dig, aber insgesamt ist alles gut.«
Die Ränge eines Republikstadions

nur ansatzweise zu füllen gelingt den
Nischensportlern auch in Baku nicht:
Die Hälfte der wohlproportionierten
31 000 Zuschauer fassenden Arena ist
per se aus Sicherheitsgründen ge-
sperrt, denn die 32 Zielscheiben ste-
hen nah an den Banden des Innen-
raums. Immerhin, die Blöcke eins und
zwei des Sandsteinbaus aber sind Zu-
schauern vorbehalten. Etwa 1000
Menschen sind schließlich am frühen
Dienstagnachmittag dabei, als die
erste Medaillenentscheidung der
Spiele im Bogenschießen beginnt.
Geduldig sitzen die Bakuer auf ih-

ren Plätzen, verzehren mitgebrachtes
Gebäck, fotografieren einander und
sehen den Einspielfilmchen auf der
Videoleinwand zu, in denen die Fein-
heiten der exotischen Sportart erklärt
werden: »Beim Mixed-Wettbewerb
haben der Schütze und die Schützin

pro Satz je zwei Pfeile und 80 Sekun-
den Zeit, um sie auf die Zielscheibe in
70 Meter Entfernung abzuschießen.
Ist nach vier Sätzen keine Entschei-
dung gefallen, gibt es ein Stechen. Die
Sieger kommen eineRundeweiter, die
Verlierer scheiden aus.«
Gleich zu Anfang soll es hart für die

Stadionbesucher werden. Im zweiten
von 16 Achtelfinals scheiden die Bo-
genschützen Aserbaidshans aus, das
Ehepaar Senyuk, das sich durchaus
Chancen ausgerechnet hatte. Olga Se-
nyuk trat früher für Moldova an, ihr
Gatte Taras für dieUkraine. Doch auch
ohne das Heimteam harren die Leute
aus. Bis 20 Uhr soll es hier heute dau-
ern und die Aseri bringen eine Menge
guten Willen für einen Sport mit, in
dem Athleten Anglermützen und
Hüftgürtel tragen, und sich zwi-
schendurch Notizen machen.
Manch einer sehnt sich vielleicht

nach einem Fußballmatch. Nicht nur
Fußballer derNationalelf spielen hier.
Auch der FKKarabachAgdam, der seit
dem Krieg mit Armenien in Baku an-
sässig ist, trägt in diesem Stadion sei-
ne Europa-League-Spiele aus. Ande-
rerseits ist es nicht so gut bestellt mit
dem Fußball. Das Idol des Landes ist
ein Schiedsrichter – jener Tofiq Bah-
ramov, nach dem das Stadion be-
nannt ist. Sein Denkmal stand bis zum
Umbau vorm Haupteingang der Are-
na, ehe es 2012 vor ein Nebenge-

bäude umgesetzt wurde. Deutsche
Fans kennen den Mann auch gut: Er
war jener sowjetische Linienrichter,
der im WM-Finale 1966 das umstrit-
ten Wembley-Tor FÜR England gab.
Das Denkmal in Baku weihte Geoff
Hurst ein, Schütze dieses auf ewig
umstrittenen 3:2.
Auf den Rängen wird es mit fort-

schreitender Zeit leerer. Immerhin
noch 200, 300 Leute sind aber dabei,
als kurz vor Acht die letzten Pfeile
über den Rasen surren und Italiens
Bogenschützenduo das Finale mit 5:3
für sich entscheidet. BeimWarten auf
die Siegerehrung zücken die Zu-
schauer ihre Handys. Auf den Mobil-
telefonen können sie die neuesten
Nachrichten von Präsident Ilham Ali-
yev lesen, natürlich auch an diesem
Tag ausschließlich lobende, staats-
tragende: Der autokratische Herr-
scher hat dem Präsidenten des Euro-
päischen Olympischen Komitees Pat-
rick Hickey zu dessen 70. Geburtstag
den Sharaf-Orden verliehen – für die
Europaspiele, die Hickey dem Land
zuschanzte, das Menschenrechtler
»neo-totalitär« nennen.
Dann endlich bekommen Natalia

Valeeva und Mauro Nespoli aus Ita-
lien ihre Goldmedaillen um den Hals
gehängt. Die letzte Ehrung des Tages
im Republikstadion – weit weniger
unappetitlich als die im Präsiden-
tenpalast.

Ein Bogenschütze bei den Europaspielen im Tofiq-Bahramov-Republikstadion – und das gleichnamige Denkmal dazu in Baku Fotos: dpa/Vassil Donev, nd/Jirka Grahl
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Bangkok Schauer 35°
Buenos Aires wolkig 11°
Chicago wolkig 28°
Delhi sonnig 46°
Dubai heiter 39°
Havanna Gewitter 36°
Hongkong wolkig 35°
Johannesburg sonnig 14°
Kairo sonnig 38°
Kapstadt heiter 17°
Las Palmas wolkig 30°
Los Angeles sonnig 31°
Mexico City Schauer 24°
Miami sonnig 33°
Moskau heiter 19°
Nairobi Schauer 26°
New York wolkig 25°
Peking sonnig 31°
Rio de Janeiro heiter 34°
San Francisco sonnig 19°
Seoul heiter 31°
Singapur heiter 35°
Sydney Schauer 13°
Tel Aviv sonnig 31°
Tokio Schauer 24°
Toronto Schauer 24°
Vancouver wolkig 24°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:42 Uhr SA
21:32 Uhr SU

06:54 Uhr MA
22:32 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute liefern dunkle Wolken stellenweise Regen. Dabei werden  während
des Tages bis 18 Grad erreicht, und der Wind weht mäßig aus west-
 lichen Richtungen. In der Nacht kühlt es bis auf 9 Grad ab. Dazu ist der
Himmel wechselnd bis stark bewölkt.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
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Herzbeschwerden
Erkältungsgefahr
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.

Die Lösung

soEinDing.de! SUDOKU - Februar 2012 (http://sudoku.soeinding.de)
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Saurier als
Souvenir
Australische Familie stößt
im Urlaub auf 100 Millionen
Jahre altes Skelett

Von Barbara Barkhausen, Sydney

Kinder im Urlaub zu beschäftigen,
ist keine einfache Aufgabe. Das
Ausgraben von Fossilien könnte
eine gelungene Abwechslung bie-
ten, dachte sich eine Familie im
Nordwesten Australiens. Doch
selbst in einer für Fossilien be-
kannten Region ist die Wahr-
scheinlichkeit, einen Fund zu ma-
chen nicht groß, dachten sich Paul
und Dione Gardner-Stephen, als
sie mit ihren Kindern Isabel und
Caleb in der Nähe von Richmond
auf Fossilienjagd gingen.
Die Familie wurde eines Bes-

seren belehrt: In kürzester Zeit
stießen die vier beim Graben auf
erste Knochen und bemerkten
bald, dass sich hinter dem Fund
ein mehrere Meter großes frühe-
res Meereswesen verbarg. Das sei
ein überwältigender Moment ge-
wesen, gestand Paul Gardner-
Stephen dem Sender ABC. »Die
Kinder waren richtig aufgeregt,
vor allem unsere siebenjährige
Tochter«.
Nach zwei Tagen Grabungen

zog die Familie den Experten Tim
Holland vom nahe gelegenen Mu-
seum Kronosaurus Korner hinzu.
Der erkannte an den Knochen, die
aus den Flossen und dem Wirbel-
bereich der Echse stammen, dass
es sich um einen rund 100 Millio-
nen Jahre alten Fischsaurier han-
delt. Von diesen Ichthyosauriern
waren bereits mehrere in der Re-
gion gefunden worden, darunter
ein Jungtier. »Wir denken, dass der
Inlandsee vielleicht einOrtwar,wo
die Ichthyosaurier gebrütet und
möglicherweise ihre Jungen auf-
gezogen haben«, sagte Holland.
Ichthyosaurier sind Reptilien

aus dem Erdmittelalter, die vor
über 100Millionen Jahren imMeer
lebten und sich vermutlich von Fi-
schen und Muscheln ernährten.
Auch die ersten Knochen eines Ich-
thyosaurus waren von Kindern
entdeckt worden. 1811 hatte die
zwölfjährige Mary Anning zusam-
men mit ihrem Bruder Joseph an
der englischen Küste gespielt, als
die Kinder auf die Überreste der
damals noch unbekannten Fisch-
echse stießen. Mary Anning sollte
später eine der bedeutendsten
Fossilienjägerinnen aller Zeiten
werden.
Wie Mary Annings Ichthyosau-

rus soll auch der Fund in Austra-
lien ins Museum. Der wenig be-
völkerte Nordwesten Australiens
hat sich bereits in den vergange-
nen Jahren als reich an Fossilien
erwiesen. Neben Richmond ist vor
allem die Region Riversleigh in der
Nähe von Mount Isa als Mekka für
Fossiliensammler bekannt: Auf ei-
ner Fläche von 100 Quadratkilo-
metern hat man bereits etliche
Fossilien prähistorischer Tiere ge-
funden. So entdeckten Forscher
2013 den Zahn eines riesigen Ur-
zeitschnabeltiers und den Schädel
eines 20 Millionen Jahre alten Mi-
niaturkoalas. Auch bereits ausge-
storbene fleischfressende Kängu-
ruarten, riesenhafte Krokodile und
überdimensionale, flugunfähige
Vögel wurden schon ausgegraben.

NACHRICHTEN

In Südkorea steigt vier Wochen
nachdemMERS-AusbruchdieZahl
der Todesfälle und Neuerkran-
kungen weiter. Das Gesundheits-
ministerium des Landes meldete
acht weitere Patienten. Mittler-
weile starben 20Menschen an dem
Coronavirus, die Zahl der Patien-
ten kletterte auf 162. In Quaran-
täne befanden sich seit Dienstag
nun bereits rund 6500 Menschen.

Das Bundespräsidialamt wird die
nach einem Schlag ins Gesicht ge-
storbene Studentin Tugce nicht
posthum mit dem Bundesver-
dienstkreuz ehren. Diese Ent-
scheidung wurde am Mittwoch
mitgeteilt. Der Tod der 22-Jähri-
gen habe Bundespräsident Joa-
chim Gauck sehr berührt, eine Prü-
fung habe aber ergeben, »dass die
sehr engen Voraussetzungen nicht
im erforderlichen Maße erfüllt
sind«. Tugce war im November in
Offenbach niedergeschlagen wor-
den und starb an den Sturzverlet-
zungen wenige Tage später. Der
Täter wurde am Dienstag zu drei
Jahren Jugendhaft verurteilt. Weil
Tugce vor der Tat zwei Mädchen
vor dem Angreifer beschützt ha-
ben soll, unterzeichneten 300 000
Menschen eine Petition für die
Vergabe der Auszeichnung.

Einwährend desUnwetters in der
georgischen Hauptstadt Tbilissi
entkommener weißer Tiger hat ei-
nen Mann angefallen und getötet.
Sicherheitskräfte erschossen das
Raubtier, wie das Innenministeri-
um der Südkaukasusrepublik am
Mittwoch mitteilte. Der Tiger war
bei den Überschwemmungen am
Sonntag aus dem Gehege entlau-
fen und hatte sich in einem La-
gerhaus versteckt. Bei den Über-
schwemmungen waren zwölf
Menschen gestorben, darunter
mehrere Zoo-Mitarbeiter.

Krähen haben in Japan ein Groß-
aufgebot der Polizei mobilisiert.
Dutzende Male hatten sich Be-
wohner der Stadt Matsue bei den
Beamten gemeldet, weil jemand
ihre Scheibenwischer am Auto be-
schädigt habe, wie die japanische
Zeitung »Yomiuri Shimbun« be-
richtete. Daraufhin habe die Poli-
zei nicht weniger als 50 Mann zur
Ermittlung der mysteriösen Van-
dalismus-Fälle abgestellt und Tag
und Nacht in der betroffenen Ge-
gend patrouilliert. Mit Hilfe von
Überwachungskameras konnten
die »Täter« schließlich festgestellt
werden: Krähen. Die gefederten
Räuber fanden die Gummibe-
schichtungen der Scheibenwischer
praktisch zum Bau ihrer Nester. Da
zeigte sich die Polizei am Ende
machtlos: »Die können wir ja nicht
verhaften.«

Ein weißer Schweinswal ist in der
Ostsee gesichtet worden. Ein Was-
sersportler hatte das Tier bereits
am 4. Juni im Großen Belt (Däne-
mark) entdeckt und gefilmt, wie
das Deutsche Meeresmuseum am
Mittwoch mitteilte. Demnach wur-
den in den vergangenen 100 Jah-
ren nur 15 solcher Schweinswal-
sichtungen weltweit dokumen-
tiert. Das Tier leide unter einem
genetischen Defekt, offenbar dem
sogenannten Leuzismus. Die Haut
dieser Tiere habe keine farbstoff-
bildenden Zellen. Agenturen/nd

Das Glück liegt im Verzicht
Die Muslime begehen weltweit den Start des Ramadan und fasten einen Monat lang
Getrocknete Datteln zum Fasten-
brechen in Berlin, Wassermelone in
Israel. Der muslimische Fasten-
monat hat begonnen.

Von Celestine Hassenfratz

Nicht zu verschlafen ist für Heba
Shiekh Ahmad heute morgen be-
sonders wichtig. In der israelischen
Wüstenstadt Be’er Sheva geht die
Sonne um 5.36 Uhr auf, bis dahin
muss die 24-Jährige gefrühstückt
haben, ansonsten kann sie erst in 14
Stunden wieder etwas essen, dann,
wenn die Sonne wieder hinter dem
Horizont verschwunden ist. Rama-
dan, der heilige Monat des Islams ist
angebrochen und für Heba steht au-
ßer Frage, dass sie sich als gläubige
Muslimin an die Fastenregeln hält
und zwischen Sonnenauf- und Un-
tergang keine Nahrung und Flüssig-
keit zu sich nimmt.
Heba kommt aus einem kleinen

arabischen Dorf hoch oben in Israels
Norden und studiert seit zwei Jah-
ren Biologie an der Ben Gurion Uni-
versität, ganz im Süden des Landes.
Sie teilt sich eine Wohnung mit zwei
anderen muslimischen Studentin-
nen. Zum »Sohor«, dem Frühstück
vor dem Sonnenaufgang, wollen sich
die Frauen heute Wassermelone mit
Labane – Käse aus Joghurt – zube-
reiten. »Bloß nichts Salziges, sonst
werden wir noch durstiger«, erklärt
Heba lachend. Für sie und die etwa
1,57 Milliarden Muslime weltweit ist
das Fasten im Ramadan das wich-
tigste der muslimischen Gebote. »Ich
liebe Ramadan. Es macht mich
glücklich und stolz Muslimin zu sein
und mit Gläubigen weltweit die glei-
che gute Tradition zur gleichen Zeit
zu teilen«, sagt sie.
Das Fasten beginnt in der Mor-

gendämmerung, ab dem Frühlicht,
noch vor dem sogenannten Fadjr-

Gebet und endet mit dem Sonnen-
untergang, dem Beginn des Magreb-
Gebetes. Der Fastenmonat, so Heba,
gibt ihr die Möglichkeit, mit schlech-
ten Gewohnheiten des alten Jahres
abzuschließen und den Geist wieder
ins Reine zu bringen. »Am Anfang ist
es immer sehr hart, besonders wenn
man in der Hitze nichts trinken kann
und in der Nacht lange isst«, erzählt
Heba, »aber nach einigen Tagen geht
es einfacher und macht Spaß«.
Auch für Serpil Händler, die mit ih-

rem Mann und ihren zwei Kindern in
Berlin lebt, hat der Ramadan eine
wichtige Bedeutung, auch wenn das
Fasten für die 26-Jährige dieses Jahr
erst einmal ausfallen muss. »Da ich
mein Kind noch stille, bin ich vom Fas-
ten ausgenommen, das werde ich aber
Ende dieses Jahres nachholen«, er-
zählt Serpil. Auf das Zusammenkom-

men der Familie freut sie sich trotz-
dem, denn gerade die Gemeinschaft,
die beim Fastenbrechen nach Son-
nenuntergang entsteht, das traditio-
nell mit getrockneten Datteln und ei-
nem Glas Wasser begangen wird,
macht den Ramadan auch zu einem
gesellschaftlich wichtigen Ereignis.
Vor eine besonders harte Probe

werden in diesem Jahr Muslime ge-
stellt, die aus nordischen Ländern
kommen, wo die Tage im Sommer so
lange sind, dass die Sonne kaum un-
tergeht. Da sich der Ramadan nach
dem islamischen Mondkalender
richtet, findet er jedes Jahr zu un-
terschiedlichen Zeitpunkten statt.
Während Muslime in Reykjavík die-
ses Jahr streng genommen 22 Stun-
den Fasten müssten, können austra-
lische Muslime mit nur neun Stun-
den Fasten über den Tag kommen.

In den nordischen Ländern richten
sich Muslime deshalb an den Fas-
tenzeiten Mekkas aus.
Die 27-jährige Bessan freut sich

eigentlich jedes Jahr auf den Fas-
tenmonat. Dieses Jahr ist jedoch al-
les anders. Bessan lebt in Gaza. Nach
dem Krieg im Sommer 2014 hat auch
sie Freunde und Verwandte verlo-
ren, mit denen sie sonst gemeinsam
das Fastenbrechen feierte. »Rama-
dan in Gaza wird dieses Jahr anders
sein, als die Jahre zuvor. Er wird
traurig sein und viele schlimme Er-
innerungen an den letzten Ramadan
hervorrufen«, sagt Bessan. Während
des letztjährigen Ramadans feuerte
Hamas Raketen aus Gaza und die is-
raelische Armee Luftangriffe auf Ga-
za. Bessan versucht dennoch, zu-
versichtlich zu sein, denn Ramadan
ist für sie ein Monat der Gnade, in
welchem sie besonders an die Men-
schen denken will, die weniger ha-
ben als sie selbst.
Traditionell endet der Ramadan in

Be’er Sheva, Berlin und Gaza immer
gleich: Sobald die Sichel des Neu-
mondes gesichtet ist, wird mit kleb-
rig-süßen Speisen das dreitägige Zu-
ckerfest gefeiert. Bessan hofft, dass
wenigstens an diesem Fest Freude für
die Menschen aus Gaza aufkommen
kann. »Ich bete und hoffe, dass die-
ser Ramadan anders wird, als der
letzte und endlich Hoffnung und
Frieden für die Menschen hier
bringt«, sagt Bessan, die als Journa-
listin in Gaza-City arbeitet.
Für viele Muslime weltweit ist Ra-

madan vor allem eines: Der Monat,
in dem die Werte von Gemeinschaft
und Familie noch deutlicher zu spü-
ren sind. Ein arabisches Sprichwort
besagt, dass man zu Freunden wird,
sobald man das Essen miteinander
teilt. Davon könnte sich das ver-
meintlich christliche Abendland ru-
hig ein paar Spätzle abschaben.

Das Wichtigste zum Ramadan
Der Fastenmonat Ramadan ist der
neunte Monat des islamischen Ka-
lenders, der sich nicht wie der grego-
rianische nach der Sonne, sondern
dem Mond richtet. Deshalb findet der
Ramadan jedes Jahr zu einem ande-
ren Zeitpunkt statt und verschiebt
sich jährlich um etwa zehn Tage. Die
Bedeutung des Ramadans ergibt sich
aus der islamischen Lehre, nach der
im neunten Monat des Jahres der
Koran herabgesandt wurde. 2015
beginnt der Ramadan fast überall auf
der Welt am 18. Juni, er endet mit
dem Fastenbrechen, dem »Id alFitr«,
am 17. Juli.
Das Wort Ramadan ist arabisch

und wird von »ramida« oder »arra-
mad« abgeleitet, was soviel wie
brennende Hitze oder Trockenheit
bedeutet – im Hinblick auf das Fas-

ten und damit verbundene Hunger-
oder Durstgefühle eine sehr tref-
fende Beschreibung. Den Anfang
des Ramadans markiert der Auf-
gang der neuen Mondsichel. Beginn
und Ende des Fastenmonats kön-
nen deshalb aufgrund der geogra-
fischen Lage in unterschiedlichen
Ländern um ein oder zwei Tage
variieren.
Junge Kinder, Schwangere und

Kranke sind vom Ramadan ausge-
nommen, auch für Reisende und
Frauen, die stillen, gilt die Fasten-
pflicht nicht. ceh

»… und esst und trinkt, bis ihr in
der Morgendämmerung einen
weißen von einem schwarzen Fa-
den unterscheiden könnt!«
– Koran: Sure 2, Vers 187

Muslimische Frauen kommen am Abend vor dem Ramadan in Jakarta zum »Tarawih«, dem Abendgebet, zusammen. Foto: dpa/Mast Irham


